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Vorwort

Die Sozialdemokratische Partei der 
Schweiz klagt den kan tonalen Steuer-
wettbewerb an: «Es ist höchste Zeit, 
dem Trend zu immer mehr miss-
bräuchlichem Steuerwettbewerb zwi-
schen den Kantonen und zu zuneh-
mend ungerechten Steuermodellen 
Einhalt zu gebieten und eine faire 
Steuerpolitik entgegenzusetzen.» 
 Daher hat die SP  eine Volksinitiative 
 lanciert, die dem angeblichen Miss-
brauch einen Riegel vorschieben soll. 

Ist die Diagnose der Sozialdemokra-
ten, der Steuerwettbewerb schade 
der Schweiz, tatsächlich zutreffend 
und ist es wirklich angezeigt, diesen 
Steuerwettbewerb weiter einzu-
schränken? Diese Fragen hat econo-
miesuisse von wissenschaftlicher 
Seite umfassend untersuchen lassen. 
Denn weil Stimmbürger über weit-
reichende Konsequenzen entschei-
den, ist die systematische Auseinan-
dersetzung mit dem Thema wichtig.

Die Resultate der wissenschaftlichen 
Analyse stehen in Kontrast zur An-
klage der SP. – Der Steuerwett be-
werbs  experte Lars P. Feld legt diese 
Erkenntnisse überzeugend dar: 
 Steuerwettbewerb gewährt Vielfalt, 
Auswahl, Effizienz und Innovation. 
Warum? Viele sind davon überzeugt, 
dass unser Wohlstand im Wesentli-
chen auf Freiheit und Wettbewerb im 
privaten Sektor beruht. Damit wird 
 eine Riva li tät der Ideen ausgelöst, die 
sich gegenseitig begrenzen und  
sich im Wettbewerb wechselseitig zu 
einem Höchstmass an Produktivität 
und schöpferischer Initiative heraus-
fordern. Wettbewerb im privaten 
 Sektor ist mithin der Nährboden für 
zivilisatorischen Fortschritt. Wie  
sieht es mit dem Steuerwettbewerb 
aus? Gilt hier Ähnliches?

 1 Wenn Bürger und Unternehmen 
ihre Wohn- bzw. Standorte be-
wusst auswählen können, zwingt 

dies Politik und Verwaltung von Kan-
tonen und Gemeinden, insgesamt 
 eine gute Kombina tion von öffentli-
chen Leistungen und einer möglichst 
geringen fiskalischen Belastung an-
zubieten. Wie sie das machen, ist 
 relevant. Deshalb werden die Bürger 
periodisch an die  Urnen gerufen. 

 2 Die realpolitische Alter native 
zum Steuerwettbewerb ist ein 
Steuerkartell unter den Kan-

tonen bzw. ein Steuermonopol des 
Bundes. Kartelle bzw. Monopole sind 
aber für die Bürger innen und Bürger 
nur selten von Vorteil. Kartellistische 
bzw. monopolis tische Steuerstruktu-
ren sind für den Bürger – gleich wie 
für Konsumenten – letztlich teurer, 
und das, ohne auf entsprechend mehr 
Leistung zählen zu können. 

 3 Ohne Möglichkeiten zur Abwan-
derung liesse sich der Steuer-
appetit der Regierungen nur 

 ungenügend zähmen. Einwohner, die 
mit der Politik eines Kantons nicht 
einverstanden wären, hätten nicht 
mehr die Möglichkeit, ein anderes 
Kosten-Leistungs-Bündel in einem 
anderen Kanton zu bevorzugen. His-
torisch gesehen hat diese Ausstiegs-
möglichkeit eine wichtige Rolle bei 
der Entstehung einer freien Gesell-
schaft gespielt. So konnten zum Bei-
spiel viele Bauern im Mittelalter das 
feudale Joch nur abschütteln, indem 
sie in die freien Städte flüchteten. 
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zial wettbewerblicher Prozesse 
 an gewiesen, in denen verschiedene 
Lösungen ausprobiert und in ihrer 
Leistungsfähigkeit aneinander 
 gemessen werden können. 

Weiter zeigt sich, dass es keine Hin-
weise eines «race to the bottom»  
gibt, wie es die Initianten der SP-Initi-
ative behaupten. Zwischen 1970 und 
2006 hat sich das BIP vervierfacht. 
Gleichzeitig haben sich die Steuer-
einnahmen von Bund, Kantonen und 
 Gemeinden versechsfacht. Die Steu-
ereinnahmen von juristischen und 
 natürlichen Personen sind gar noch 
stärker gewachsen. Ein «Aushun-
gern» des Staates durch Steuerwett-
bewerb kann also nicht beobachtet 
werden. 

Wenn der Autor der Studie bereits im 
Grundsatz eine weitere materielle 
Steuerharmonisierung in der Schweiz 
als falsch beurteilt, so deckt er bei 

der Analyse der konkreten Wirkung 
der SP-Initiative weitere Probleme 
auf: Es ist keineswegs der Fall, dass 
von der Initiative nur die obersten  
ein bis zwei Prozent der steuerpflich-
tigen Personen in der Schweiz be-
troffen wären. Ganz im Gegenteil:  
Die steuerlichen Zusatzbelastungen 
 würden bis weit in den Mittelstand 
reichen, mindestens die Hälfte der 
Kantone wären verpflichtet, ihre 
Steuersätze zu  er höhen. Auch kom-
munale Steuer erhöhungen wären 
zwingend. Ernüchternd ist insbeson-
dere, dass trotz der grossen Opfer, 
die die Initiative von vielen Bürgern 
abverlangen  würde, kaum eine Wir-
kung bei der Angleichung der inter-
personellen Einkommensverteilung 
zu erwarten ist. Das Fazit des Exper-
ten Lars P. Feld ist klar:  Materielle 
Steuer erhöhung, wie sie die  Initiative 
will,  wäre ein schlechtes  Geschäft  
für die Schweiz und ihre Bürgerinnen 
und Bürger.

 4 Angesichts der beschränkten 
demokratischen Selbstkont-
rolle lässt sich die politische 

Macht durch die Macht der Abwande-
rung beschränken. So wie sich ein 
demokratischer Staat gegen die 
 Anarchie zu schützen weiss, schützt  
uns der Steuerwettbewerb vor dem 
Verlust des  individuellen Freiraums. 

 5 Die Begrenzung des Steuer-
wettbewerbs über eine materi-
elle Steuerharmonisierung 

 hätte eine weitere verhängnisvolle 
Konsequenz. Vergessen wird nämlich 
oft, dass die Ausschaltung des Wett-
bewerbs auf der Einnahmenseite nur 
eine Verlage rung des Wettbewerbs 
zur Erlangung von Subventionen  
zur Folge hätte. Ein Wettkampf der 
«Beutejäger» um Subventionstöpfe 
auf Bundesebene ist aber volks-
wirtschaftliche Verschwendung. Es  
entsteht kein Mehrwert für die Ge-
sellschaft. 

 6 Steuerwettbewerb bietet einen 
willkommenen Vergleichsmass-
stab. Bürgerinnen und Bürger 

können den Erfolg einer Regierung 
relativ zum Erfolg anderer Regierun-
gen messen und dies bei den Wahlen 
berücksichtigen. Insofern macht der 
Steuerwettbewerb Demokratien auch 
lebendiger. 

 7 Kantonaler Steuerwettbewerb 
heisst auch Qualitätswettbe-
werb zwischen den Kantonen. 

Die Kraft des Steuerwettbewerbs 
liegt in seinem Innovationspotenzial. 
Der Steuerwettbewerb bietet Raum 
für gesellschaftliche Experimente,  
in dem neue politische Ideen erprobt 
und einer wettbewerblichen Auslese 
unter worfen werden. Vorteilhafte 
 politische Regelungen ergeben sich 
meist nicht aus Planungen, sondern 
aus Versuchen in der Praxis und de-
ren Bewährung. Die wichtige Erkennt-
nis ist, dass man bei allen Bemühun-
gen in der Politik nie sicher sein kann, 
bereits die beste Lösung gefunden  
zu haben. Man ist in allen Lebensbe-
reichen auf das Entdeckungspoten-

Christoph Schaltegger
Mitglied der  
Geschäftsleitung

Pascal Gentinetta 
Vorsitzender  
der Geschäftsleitung
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Das Wichtigste in Kürze In verschiedenen 
 Bereichen ist die Schweiz auf dem Weg  
zu  materieller Harmonisierung von Ausgaben  
und  Einnahmen. Insbesondere im Bereich  
der Steuern ist das schädlich und sollte 
eingedämmt werden. 

Auftrag

Im Mai 2008 konnte die Sozialdemokratische Partei Schweiz (SPS) nach einer 
erfolgreichen Unterschriftensammlung das Zustandekommen ihrer eidgenös-
sischen Volksinitiative «Für faire Steuern. Stopp dem Missbrauch beim Steuer-
wettbewerb (Steuergerechtigkeits-Initiative)» feiern. Es ist der jüngste Vorstoss 
in einer lange währenden Debatte um den Steuerwettbewerb und die Steuerhar-
monisierung zwischen den Kantonen und Gemeinden. Mit dem Zustandekom-
men der SP-Initiative erreicht diese Diskussion einen neuen vorläufigen Höhe-
punkt. Die Auseinandersetzungen um den interkantonalen Steuerwett bewerb 
haben sich in den letzten Jahren verschärft. Nicht zuletzt die degressiven Ein-
kommen- und Vermögensteuern im Kanton Obwalden heizten die  Diskussion 
weiter an. Viele Beobachter machen einen Stimmungsumschwung in der Bevöl-
kerung aus und schätzen die Chancen der Initiative hoch ein. Die Folge davon 
wäre eine erneute Einschränkung der kantonalen (Finanz-)Autonomie nun auf 
der Einnahmenseite des Budgets, nachdem bereits am 21. Mai 2006 Volk und 
Stände dem Bundesbeschluss über die Neuordnung der Verfassungsbestim-
mungen zur Bildung und daher einer Harmonisierung der Bildungspolitik durch 
eine neue Kompetenz des Bundes zustimmten. Diese  Indizien für eine schwin-
dende Akzeptanz des Wettbewerbsföderalismus in der Schweiz sind Anlass da-
für, sich erneut mit dessen Vor- und Nachteilen zu beschäftigen: Ist der Schwei-
zer Wettbewerbsföderalismus eher günstig oder eher ungünstig?

In dieser Projektstudie werden die Auswirkungen des interkantonalen und in-
terkommunalen Steuerwettbewerbs in der Schweiz zur Einschätzung der Sinn-
haftigkeit der eidgenössischen Volksinitiative «Für faire Steuern. Stopp dem 
Missbrauch beim Steuerwettbewerb (Steuergerechtigkeits-Initiative)» der SP 
Schweiz untersucht. In seinem Mandat ersucht economiesuisse den Autor um 
eine fundierte Einschätzung der Nutzen und Kosten des interkantonalen und 
interkommunalen Steuerwettbewerbs auf Basis bestehender empirischer Un-
tersuchungen. Dabei geht es insbesondere darum, manche in der öffentlichen 
Diskussion immer wieder aufgegriffene und kolportierte Thesen näher zu be-
leuchten. Nicht selten hört man etwa die Behauptungen, der Steuerwettbewerb 
führe zu einem «race to the bottom», der Steuerwettbewerb behindere das Wirt-
schaftswachstum, der Steuerwettbewerb nutze nur den Reichen und schade 
den peripheren Regionen oder der Steuerwettbewerb sei wegen der dadurch 
erhöhten Komplexität des Schweizer Steuersystems ungünstig für den interna-
tionalen Standortwettbewerb und schade somit der Schweiz insgesamt.

Theoretische Argumente…

Diese und weitere Fragen werden vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzver-
fassung zunächst auf mögliche theoretische Wirkungen des Steuerwettbewerbs 
hin untersucht. Dabei zeigt sich das Für und Wider fiskalischen Wettbewerbs, 
wie es in der finanzwissenschaftlichen Analyse diskutiert wird. Ausgehend von 

 3 Zur Beurteilung der SP-Steueriniti-
ative werden die Auswirkungen des 
 interkantonalen und interkommunalen 
Steuerwettbewerbs in der Schweiz 
untersucht. 
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der Vermutung, dass fiskalischer Wettbewerb ganz analog dem Wettbewerb auf 
privaten Märkten zu einer effizienten Bereitstellung und Finanzierung öffent-
licher Güter und Leistungen führt, lassen sich mögliche Einschränkungen einer 
solchen Übertragung des Wettbewerbs in Märkten auf den Wettbewerb zwi-
schen Gebietskörperschaften diskutieren. Grundsätzlich ist es dennoch sinn-
voll, von einem solchen Marktanalogon auszugehen, weil dies den Blick für die 
Beziehung zwischen der Steuerzahlung und dem Erhalt öffentlicher Leistungen 
schärft: Steuern sind Preise für öffentliche Güter. 

Einschränkungen dieser wohlwollenden Sicht des fiskalischen Wettbewerbs 
ergeben sich zunächst im Hinblick auf die Effizienz der Leistungserstellung. 
Vielfältig sind die möglichen Ineffizienzen, die durch Externalitäten verursacht 
werden. Fiskalische Externalitäten und steigende Skalenerträge im Konsum, 
räumliche Nutzen- und Kostenspillovers können eine effiziente dezentrale 
staatliche Leistungserstellung und -finanzierung verhindern. Allerdings hängen 
die vermuteten Auswirkungen des Steuer- und Leistungswettbewerbs stark von 
den in den theoretischen Analysen unterstellten Annahmen ab. Asymmetrien im 
Wettbewerbsföderalismus sind darüber hinaus zu bedenken. Die verschiedenen 
Externalitäten können zudem einander entgegenwirken. Schliesslich muss für 
die Einschätzung der Effizienz des Steuer- und Leistungswettbewerbs berück-
sichtigt werden, dass die fiskalisch induzierte Mobilität einen Schutz vor über-
mässiger Besteuerung darstellt, wenn Regierungen ihre eigennützigen Motive 
verfolgen. Die Vermutung der Effizienz fiskalischen Wettbewerbs bleibt daher 
in der theoretischen Diskussion erhalten. Dies gilt insbesondere in einer dyna-
mischen Perspektive, wenn der Innovationen steigernde Charakter des Steuer- 
und Leistungswettbewerbs Beachtung findet. 

Hinsichtlich der Auswirkungen fiskalischen Wettbewerbs auf die Einkommens-
umverteilung und den Wohlfahrtsstaat sind die theoretischen Analysen hinge-
gen pessimistisch. Dezentrale Umverteilung würde dadurch schwierig, wenn 
nicht gar unmöglich. Allenfalls liesse sich dezentrale Einkommensumverteilung 
unter bestimmten rechtlichen Rahmenbedingungen erreichen. Dies gilt jedoch 
allenfalls bezüglich der personellen Einkommensverteilung. In einer regiona-
len Perspektive bewirken Agglomerationseffekte eine Konzentration der Wirt-
schaftskraft in Wirtschaftszentren. Steuerliche Instrumente sind bedeutsam für 
die peripheren Regionen, um den potenziellen Investoren eine Kompensation für 
andere Standortnachteile anzubieten. 

… und empirische Befunde

Bedeutsamer als die möglichen Auswirkungen des fiskalischen Wettbewerbs 
sind seine durch die vorliegenden empirischen Studien tatsächlich belegten 
Wirkungen. Hier zeigt sich, dass ein interkantonaler Steuer- und Leistungs-
wettbewerb in erheblichem Masse existiert und dass er vorwiegend günstige 
Auswirkungen auf die Effizienz der Leistungserstellung der öffentlichen Hand 
hat. Die fiskalisch induzierte Mobilität ist sowohl bei natürlichen Personen, dort 
insbesondere bei Personen mit gehobenen Einkommen über 200 000 Franken, 
sowie bei gut ausgebildeten jungen Steuerzahlern als auch bei juristischen 
Personen stark ausgeprägt. Die Berücksichtigung von interkantonalen Steuer- 
und Leistungsdifferenzialen im Kalkül mobiler Steuerzahler wird begleitet von 
 einer strategischen Festlegung der steuerlichen Instrumente durch die Kanto-
ne.  Somit resultiert ein intensiver Steuer- und Leistungswettbewerb zwischen 
den Kantonen. Der Steuerwettbewerb in der Schweiz hat jedoch weder zu einer 
absoluten Konvergenz der Durchschnittssteuersätze bei der Einkommensteuer 
noch zu einer zu niedrigen Besteuerung gemessen an einem effizienten Niveau 
öffentlicher Leistungen geführt. Ein «race to the bottom» kann für die Schweiz 
nicht festgestellt werden. 

«Steuerliche Instrumente  
sind bedeutsam für die peri-
pheren Regionen, um den 
potenziellen Investoren eine 
Kompensation für andere 
Standortnachteile anzubie-
ten.»

 3 Der interkantonale Steuer- und 
Leistungswettbewerb hat günstige 
Auswirkungen auf die Effizienz der 
Leistungserstellung der öffentlichen 
Hand. 
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Vielmehr trägt der interkantonale Steuerwettbewerb über eine Eindämmung 
der Staatstätigkeit und der kantonalen Verschuldung an der effizienten Be-
reitstellung und Finanzierung öffentlicher Leistungen in der Schweiz einen er-
heblichen Anteil. Die durch den Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen und 
Gemeinden verursachten räumlichen und fiskalischen externen Effekte sind 
allenfalls gering. Der fiskalische Wettbewerb erhöht vielmehr die Effizienz der 
Leistungserstellung in der Bildungspolitik und steigert die kantonale Arbeits-
produktivität allgemein. Die Vorteile des Schweizer Steuerwettbewerbs liegen in 
diesen Effizienzvorteilen.

Dem stehen keine merklichen Nachteile auf der Verteilungsseite gegenüber. 
Der interkantonale Steuerwettbewerb hat den Schweizer Wohlfahrtsstaat nicht 
zusammenbrechen lassen. Ein erhebliches Ausmass an Einkommensumvertei-
lung wird über progressive Einkommensteuern auf der Kantonsebene erreicht. 
Steuerwettbewerb und fiskalische Dezentralisierung beschränken zwar auch 
die Ausgaben im Sozialbereich. Aber im Hinblick auf die Verteilungswirkungen 
des Steuerwettbewerbs sowie auf die effektiv erreichte Einkommensumvertei-
lung lassen sich allenfalls schwache Effekte feststellen. Dies ist allerdings auch 
angesichts der grossen Bedeutung des Bundes für die Einkommensumvertei-
lung wenig verwunderlich. 

Im Hinblick auf die kantonalen Einkommensdisparitäten ist der ungünstige 
Einfluss des interkantonalen Steuerwettbewerbs nicht hinreichend belegt. Zu-
nehmende regionale Einkommensdisparitäten dürften auf von der Finanzpolitik 
kaum beeinflussbare Faktoren zurückzuführen sein, zumal sich kein Einfluss 
des Steuerwettbewerbs auf das kantonale Wirtschaftswachstum finden lässt. 
Manches spricht hingegen dafür, dass der Steuerwettbewerb politische Innova-
tionen anregt. Dies könnte ein Weg zum Abbau der Einkommensnachteile für die 
peripheren Kantone sein. 

Der interkantonale Steuerwettbewerb dürfte sich günstig auf die Schweizer 
Position im internationalen Standortwettbewerb auswirken. Zwar erhöht die 
Existenz der kantonalen Steuerautonomie die Komplexität der Standortwahl 
für ausländische Investoren. Damit verbunden ist das Problem vertikaler Exter-
nalitäten mit einer möglichen übermässigen Besteuerung. Der horizontale 
Steuer wettbewerb verbessert die steuerlichen Rahmenbedingungen innerhalb 
der Schweiz aber so sehr, dass diese Nachteile mehr als kompensiert werden. 
Dies legen zumindest die empirischen Ergebnisse zu den vertikalen und hori-
zontalen Wirkungen des Steuerwettbewerbs nahe. 

Die Einschätzung der Vorschläge  
zur Steuerharmonisierung

Vor diesem Hintergrund sind die durch die SP-Initiative für die Einkommen- und 
Vermögensteuer vorgeschlagenen Mindeststeuersätze von 22 Prozent bei der 
Einkommensteuer auf den Teil des Einkommens Alleinstehender, der 250 000 
Franken übersteigt, und von fünf Promille bei der Vermögensteuer auf den Teil 
des Vermögens, der über zwei Millionen Franken liegt, das falsche Rezept. Die 
grossen Vorteile des Steuerwettbewerbs, insbesondere die günstigen Effizienz-
wirkungen, würden zugunsten allenfalls geringfügiger, vermutlich aber ausblei-
bender Verteilungseffekte aufgegeben. Dies ist ein schlechtes Geschäft, das den 
Schweizer Bürgerinnen und Bürgern nicht zu empfehlen ist. 

Ähnliches gilt für das Modell Zehnder, das ungünstige Auswirkungen haben 
kann, weil der Konnex zwischen Steuerzahler und Konsument öffentlicher Leis-
tungen für die drei gebietskörperschaftlichen Ebenen systematisch aufgehoben 

«Manches spricht dafür,  
dass der Steuer wett bewerb 
politische  Innovationen 
anregt.»

3 Steuerwettbewerb dürfte sich 
 günstig auf die Schweizer Position im 
internationalen Standortwettbewerb 
auswirken.

Das Wichtigste in Kürze
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würde. Die Nachfrage nach Einkommensumverteilung auf der Bundesebene 
würde in unakzeptablem Masse zunehmen. Auch der Vorschlag, eine Kontroll-
kommission Steuerharmonisierung einzurichten, dürfte auf eine materielle 
Steuerharmonisierung hinauslaufen und muss daher skeptisch beurteilt wer-
den. 

Aufschlussreich ist eine genauere Betrachtung des Vorschlags der SPS für eine 
materielle Steuerharmonisierung. Die vorgeschlagenen Mindestgrenzsteuer-
sätze von 22 Prozent bei der Einkommensteuer für Einkommen über 250 000 
Franken und von fünf Promille auf Vermögen über zwei Millionen Franken wür-
den unmittelbar zu Anpassungen des Einkommensteuerrechts in elf Kantonen 
und des Vermögensteuerrechts in 14 Kantonen führen. Berücksichtigt man je-
doch, dass unter der Beibehaltung von Stufengrenzsatztarifen in den Kantonen 
durch eine Erhöhung des maximalen Grenzsteuersatzes auch Anpassungen im 
Tarifverlauf und somit zusätzliche Belastungen der unter 250 000 Franken lie-
genden Einkommen bzw. der unter zwei Millionen Franken liegenden Vermögen 
resultieren, so zeigt sich, dass die durch die SP-Initiative verursachten Steuer-
erhöhungen deutlich breiter abgestützt sind. Es handelt sich um ein eigentli-
ches Steuererhöhungsprogramm, das nicht nur die oberen zwei Prozent in der 
Einkommens- oder Vermögensverteilung trifft. Somit werden nicht nur die eher 
günstigen Wirkungen des Steuerwettbewerbs verhindert, sondern es treten 
auch unmittelbar ungünstige Arbeits- und Sparanreize auf. 

Es steht zu vermuten, dass eine Steuerharmonisierung lediglich die Rolle des 
Finanzausgleichs in der Schweiz verstärken würde. Darauf zielt auch die in der 
SP-Initiative enthaltene Übergangsbestimmung ab. Der alte Finanzausgleich 
hat keinen Abbau der Disparitäten vermocht, dafür aber zu erheblichen Inef-
fizienzen im öffentlichen Sektor und zu einer höheren Staatsverschuldung bei-
getragen. Auch wenn der neue Finanzausgleich zielgenauer und effektiver sein 
dürfte sowie manche Fehlanreize des alten Systems beseitigt, so ist er doch 
nicht effizient. Andere Fehlanreize, etwa für die Verschuldung der Kantone, be-
stehen weiter. Dabei mildert der neue Finanzausgleich vor allem die Wirkungen 
des asymmetrischen Steuerwettbewerbs ab. Dahingehend dürfte der Finanz-
ausgleich aber auch hinreichend sein. Eine weitere Steuerharmonisierung lässt 
sich durch den asymmetrischen Föderalismus in der Schweiz nicht begründen.

Die Schweiz befindet sich bereits in verschiedenen Politikbereichen auf dem 
Weg zu einer materiellen Harmonisierung von Ausgaben und Einnahmen. Dieser 
 Prozess sollte durch geeignete Massnahmen eingedämmt werden. Keinesfalls 
sollte eine materielle Steuerharmonisierung diesen Prozess in einer entschei-
denden Weise fortführen dürfen. Eine materielle Steuerharmonisierung wäre 
schädlich. 

3 Die SP-Initiative ist ein eigentliches 
Steuererhöhungsprogramm.

«Eine materielle Steuer-
harmonisierung wäre 
 schädlich.»
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Die Hauptprobleme der SP-Initiative zur  
Steuerharmonisierung

 3 Erosion der Selbstverantwortung der Kantone. Damit wird die Haushalts-
disziplin der Kantone untergraben und der Hang zur Defizit- und Schuldenfi-
nanzierung belohnt. 

 3 Negative Effekte auf die Effizienz der kantonalen Verwaltungen, auf das Wirt-
schaftswachstum und die Innovationskraft der Kantone im Allgemeinen. 
 Dafür Erhöhung des Risikopotenzials bei gescheiterten politischen Projekten. 

 3 Einsetzen einer Ausgaben-Steuer-Spirale mit höherer Staatsquote und Fis-
kalbelastung als Folge. 

 3 Ausbleibende Wirkung auf die interpersonelle Einkommensverteilung und 
auf die kantonalen Einkommensdisparitäten. Stattdessen Verschärfung des 
 Zentrum-Peripherie-Gefälles. 

 3 Generelle Steuererhöhung auf mindestens 35,2 Prozent maximale Grenz-
belastung aller Einkommen der natürlichen Personen mit negativen Effekten 
auf Arbeits- und Sparanreize. 

 3 Direkte kantonale Einkommensteuererhöhungen in den Kantonen AI, AR, 
NW, OW, SZ, ZG sowie kommunale Steuererhöhungen in den Kantonen BS, 
GR, LU, SG, SH. 

 3 Zusatzbelastungen der hohen Einkommen, aber auch des Mittelstands: 
 Erhöhung der Steuerbelastung ab Einkommen von 120 000 Franken bis zur 
Verdoppelung der Steuerlast im Maximum im Kanton Zug. Erhöhung der 
Steuerbelastung ab Einkommen von 150 000 Franken im Kanton Schwyz usw. 

 3 Die Hälfte der Kantone muss ihre Vermögensteuer unmittelbar erhöhen. In 
einigen Kantonen ergeben sich sogar Tariferhöhungen für alle Vermögen, die 
den Grundfreibetrag übersteigen. 

Das Wichtigste in Kürze



9

1 Einleitung  Die Diskussion um den inter-
kantonalen Steuerwettbewerb hat sich 
verschärft. Es ist Zeit für eine wissenschaft-
lich fundierte Einschätzung von Kosten  
und Nutzen für die Schweiz. 

Am 6. Mai 2008 reichte die SP Schweiz (SPS) ihre eidgenössische Volksinitiative 
«Für faire Steuern. Stopp dem Missbrauch beim Steuerwettbewerb (Steuerge-
rechtigkeits-Initiative)» ein. Wenig später, am 27. Mai 2008, erklärte die Bundes-
kanzlei das Zustandekommen der Initiative (siehe Sozialdemokratische Partei 
Schweiz 2006, Schweizerische Bundeskanzlei 2007, 2008). Die Bürgerinnen und 
Bürger der Schweiz müssen somit in absehbarer Zeit über eine Änderung der 
Bundesverfassung abstimmen, die den Kantonen (und Gemeinden) eine materi-
elle Harmonisierung der Einkommen- und Vermögensteuern (natürlicher Per-
sonen) auferlegen würde. Die Bundesverfassung soll so geändert werden, dass 
ein Grenzsteuersatz in Höhe von mindestens 22 Prozent für zu versteuernde 
Einkommen über 250 000 Franken und von fünf Promille für zu versteuernde 
Vermögen über zwei Millionen Franken (jeweils für Alleinstehende) in den Kan-
tonen (und Gemeinden) festgelegt wird.1 (Für gemeinsam Veranlagte können die 
Beträge der Bemessungsgrundlagen höher liegen.) Zudem verlangt die Initiative 
die Festschreibung eines Verbots degressiver Steuern in der Bundesverfassung.

Der interkantonale Steuerwettbewerb ist schon seit geraumer Zeit im Zentrum 
des öffentlichen Interesses. Spoerer (2002) weist etwa auf eine Steuerreform-
diskussion in Zürich im Jahr 1883 hin, in der eine Erhöhung der kommunalen 
und kantonalen Steuern auf Einkommen und Vermögen erwogen wurde. Zu die-
ser Zeit betrug die Steuerbelastung in Zürich etwa das Sechsfache derjenigen in 
Basel. Die Reformgegner verwiesen damals darauf, dass eine weitere Erhöhung 
der Steuerbelastung zu einer «Flucht der Kapitalisten» (S. 9) führen würde. Der 
interkantonale Steuerwettbewerb disziplinierte offenbar bereits im 19. Jahrhun-
dert den Gesetzgeber und zwang ihn, die Bedingungen an anderen Standorten 
in Betracht zu ziehen. Dadurch wurden die steuerpolitischen Gestaltungsmög-
lichkeiten in den Kantonen eingeschränkt und die kantonale Steuerpolitik stand 
regelmässig auf dem Prüfstand. 

Auch die historischen Erfahrungen der SPS mit dem interkantonalen Steu-
erwettbewerb sind nicht ungetrübt. Prominentestes Beispiel dafür ist die 
Reichtumsteuer im Kanton Basel-Landschaft, die am 29. Juni 1972 von der SP 
eingereicht und am 3. Dezember 1972 von den Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürgern in einem Referendum mit 55,6 Prozent der abgegebenen Stimmen bei 
einer Stimmbeteiligung von 55,4 Prozent der Stimmberechtigten angenommen 
wurde.2 Die Reichtumsteuer, die am 1. Januar 1973 in Kraft trat, sah eine dras-
tische Verschärfung der Progression der Einkommensteuer vor und erreichte 
140 Prozent des ordentlichen Steuerbetrags bei einem Einkommen natürlicher 
Personen in Höhe von über 500 000 Franken.3 Damit löste sie eine Abwanderung 
in steuerlich günstigere Kantone aus. Bereits durch die erste Abwanderungs-
welle bis zum Frühjahr 1973 gingen dem Kanton Basel-Landschaft 7,5 Millionen 
Franken an Steuern verloren. Die Zuwanderung insbesondere aus dem Kanton 
Basel-Stadt ebbte ab. Personengesellschaften wurden in Aktiengesellschaften 

1 Die Kirchensteuer ist bei diesem Grenzsteuersatz noch unberücksichtigt. Regelmässige 
Anpassungen an die Teuerung sollen vorgenommen werden.

2 Siehe dazu «Verfassungsmässigkeit der basel-landschaftlichen Reichtumssteuer: Anfor-
derung an die Einheit der Materie bei Gesetzesinitiativen», Urteil vom 20. Juni 1973 i.S.  
P 206/72 W., Steuer-Revue 31 (1976), S. 132–144.

3 Siehe dazu Archiv für Schweizerisches Abgaberecht 41 (1972/73), S. 293.

«Der interkantonale Steuer-
wettbewerb  disziplinierte 
bereits im 19. Jahrhundert  
den Gesetzgeber.»
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umgewandelt, Erbschaften durch Schenkungen vorweggenommen, das Famili-
eneinkommen gleichmässiger auf Angehörige verteilt, Vermögen verlagert und 
Einkommen über den Lebenszyklus Steuer minimierend verschoben.4 Trotz der 
Nachahmung in einigen anderen Kantonen wurde die Reichtumsteuer schliess-
lich zurückgenommen. Schon bei ihrer Einführung nur als befristet konzipiert, 
wurde das Reichtumsteuergesetz von Basel-Landschaft zum 1. Januar 1975 
in ein neues kantonales Steuergesetz überführt, das freilich bei weitem keine 
solch hohe Steuerbelastung der Einkommen natürlicher Personen und keine 
solche Progression wie die Reichtumsteuer vorsah.5 Die Reichtumsteuer stand 
auf dem steuerpolitischen Prüfstand und fiel durch. Für die Kantone ist diese 
Erfahrung noch heute eine Warnung (R.L. Frey 1996, S. 110).

Ist die SP-Initiative somit nur alter Wein in neuen Schläuchen? Anders gewen-
det: Warum sollte der jüngste Vorstoss der SPS zur materiellen Steuerharmoni-
sierung näher beleuchtet werden? Dafür gibt es viele Gründe. Die Auseinander-
setzungen um den interkantonalen Steuerwettbewerb haben sich in den letzten 
Jahren verschärft. Nicht zuletzt die degressiven Einkommen- und Vermögen-
steuern im Kanton Obwalden heizten die Diskussion weiter an. Wenn bekannte 
Führungspersönlichkeiten aus der Wirtschaft, deren Bruttoeinkommen bereits 
in der Öffentlichkeit kritisiert, zumindest aber argwöhnisch betrachtet werden, 
zudem ihren Wohnsitz in steuergünstige Kantone verlegen, dann löst dies Un-
mut in der Schweizer Bevölkerung aus. Die Folge davon könnte eine weitere 
Einschränkung der kantonalen (Finanz-)Autonomie auf der Einnahmenseite des 
Budgets sein, nachdem bereits am 21. Mai 2006 Volk und Stände dem Bundes-
beschluss über die Neuordnung der Verfassungsbestimmungen zur Bildung 
und daher einer Harmonisierung der Bildungspolitik durch eine neue Kompe-
tenz des Bundes zustimmten. Diese Indizien für eine schwindende Akzeptanz 
des Wettbewerbsföderalismus in der Schweiz sind Anlass dafür, sich erneut mit 
dessen Vor- und Nachteilen zu beschäftigen:6 Ist der Schweizer Wettbewerbs-
föderalismus eher günstig oder eher ungünstig?

In seinem Mandat fordert economiesuisse eine kritische Auseinandersetzung 
mit dem Schweizer Wettbewerbsföderalismus und möchte insbesondere den 
Nettonutzen des interkantonalen und interkommunalen Steuerwettbewerbs 
auf Basis bestehender empirischer Untersuchungen wissenschaftlich fundiert 
eingeschätzt sehen. Dabei sollten einige in der Diskussion populäre Thesen 
behandelt werden, wie etwa der Steuerwettbewerb führe zu einem  «race to the 
bottom», der Steuerwettbewerb behindere das Wirtschaftswachstum, Steuer-
wettbewerb schade den peripheren Regionen, Steuerwettbewerb untergrabe 
den Wohlfahrtsstaat oder Steuerwettbewerb sei wegen der dadurch verstärkten 
Komplexität im Schweizer Steuerrecht ungünstig für den internationalen Stand-
ortwettbewerb und damit für die Schweiz insgesamt nachteilig. 

Da der Schweizer Steuerwettbewerb in ein Geflecht von nationalen Rechtsnor-
men – vom Steuerharmonisierungsgesetz und den damit verbundenen Ent-
scheiden des Bundesgerichts in Lausanne bis zur Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs (NFA) – und von internationalen Rahmenbedingungen – etwa den 
Harmonisierungsbemühungen der EU in der Besteuerung von Kapitaleinkünften 
und Unternehmensgewinnen – eingebettet ist, soll seine Einschätzung vor dem 

4 Vgl. «Die negativen Folgen der basel-landschaftlichen Reichtumssteuer», Steuer-Revue 29 
(1974), S. 34.

5 Siehe dazu Archiv für Schweizerisches Abgaberecht 43 (1974/75), S. 38 f., und Meier 
(1975/76), S. 151.

6 Siehe zu den Auswirkungen des Steuerwettbewerbs in der Schweiz Feld (2000), zu den 
Möglichkeiten der Übertragung der daraus gewonnenen Erkenntnisse für den internati-
onalen Steuerwettbewerb Feld (2001) und Feld und Kirchgässner (2001) sowie zu seiner 
Modellfunktion für die Reform der deutschen Finanzverfassung Feld (2004) und Feld und 
Baskaran (2007).

3 economiesuisse fordert in seinem 
Mandat eine kritische Auseinander-
setzung mit dem Schweizer Wettbe-
werbsföderalismus.

Einleitung
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Hintergrund dieser Regelungen und Erfahrungen erfolgen. Schliesslich finden 
auch weitere politische Vorstösse wie etwa das Modell Zehnder (1998) oder die 
Kontrollkommission zur Um- und Durchsetzung der (formellen) Steuerharmo-
nisierung Beachtung. 

In dieser Projektstudie wird zunächst die Entwicklung der Schweizer Finanz-
verfassung in den vergangenen Jahren nachgezeichnet (Abschnitt 2), um mög-
licherweise erste Indizien für die in der Schweizer Öffentlichkeit, zumindest 
auf der Seite der SPS, bestehenden Befürchtungen über die Auswirkungen des 
Steuerwettbewerbs zu erhalten. Vor allem die rechtliche, durch Bundesgerichts-
entscheide vorangetriebene Evolution seit dem Inkrafttreten des Steuerharmo-
nisierungsgesetzes und der umfassende Reformprozess der NFA werden dabei 
gewürdigt. 

In Abschnitt 3 wird aus ökonomischer Sicht klargestellt, welche Befürchtungen 
sich überhaupt mit Steuerwettbewerb verknüpfen lassen, welche Verheissungen 
und Gefahren er mit sich bringt. Manches in der Öffentlichkeit vorherrschende 
Bild wird bereits durch diese Übersicht über die Argumente für und gegen Steu-
erwettbewerb relativiert werden. 

In Abschnitt 4 wird die Erfahrung der Schweiz mit ihrem Wettbewerbsföderalis-
mus, aber auch mit ihrem (alten) Finanzausgleich, auf Basis der vorliegenden 
empirischen Studien beleuchtet. Trotz der Vielzahl an vorgelegten Studien be-
stehen immer noch offene Fragen und «weisse Flecken» in der Forschung, die 
in dieser Analyse verdeutlicht und deren Bedeutung für die Gesamteinschätzung 
des Schweizer Wettbewerbsföderalismus dargelegt werden sollen. 

Auf Basis dieser Analyse wird die Sinnhaftigkeit der SP-Initiative und  anderer 
Harmonisierungsvorschläge, wie etwa des Modells Zehnder, in Abschnitt 5 
 untersucht. Bereits existierende Beschränkungen des Steuerwett bewerbs 
durch das geltende Recht werden in diesem Abschnitt ebenfalls kritisch hinter-
fragt. Abschliessende Bemerkungen folgen in Abschnitt 6. 
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2 Die schweizerische Finanzver fassung  
Kern ist die hohe kantonale Steuerautonomie. 
Diese führte bislang nicht zum «race to  
the bottom». Aktuell wächst die Tendenz zu 
finanzpolitischer Zentralisierung.

Der Schweizer Föderalismus ist durch eine weitreichende Autonomie der Glied-
staaten gekennzeichnet, die durch Artikel 47 bis 49 der Bundesverfassung gesi-
chert wird. Abgesehen davon, dass die Kantonsverfassungen nicht dem Bundes-
recht widersprechen dürfen, demokratisch sein müssen und die Möglichkeit zur 
Revision bestehen muss, wenn es die Mehrheit der Stimmberechtigten verlangt, 
unterliegen die Kantone keinen grundsätzlichen Restriktionen durch den Bund. 
Daher bestehen zwischen den Kantonen erhebliche institutionelle, rechtliche, 
administrative und politische Unterschiede. Diese lassen sich namentlich in 
 finanzieller Hinsicht feststellen. Die Kantone setzen eigene ausgabenwirksame 
politische Schwerpunkte und finanzieren ihre Haushalte in einem erheblichen 
Masse über eigene Steuereinnahmen. Im internationalen Vergleich gilt die 
Schweiz zusammen mit Kanada als der Bundesstaat mit der am stärksten aus-
geprägten fiskalischen Dezentralisierung (Boadway 2007, Kirchgässner 2007). 

Dies darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Bund in vielerlei 
 Hinsicht Einfluss auf die kantonalen Finanzen nimmt. Zudem ist der schon seit 
einigen Jahren feststellbare Prozess der Zentralisierung von Kompetenzen trotz 
der Bestrebungen zur Aufgabenneuordnung zwischen Bund und Kantonen im 
Rahmen der NFA ungebrochen. Hinzu tritt in der jüngeren Zeit die Einschrän-
kung der Steuerautonomie der Kantone durch Entscheidungen des Schweize-
rischen Bundesgerichts. Angesichts dieser Entwicklungen stellt sich die Frage: 
Was macht den Kern der kantonalen Finanzautonomie überhaupt aus? Und: 
Kann die Finanzautonomie für irgendwelche ungünstigen Entwicklungen in der 
Schweiz verantwortlich gemacht werden?

2.1 Zuteilung von Aufgaben und Ausgaben 

Die Aufgaben der Kantone sind vielfältig. Bedeutsamer als eine Bestandsauf-
nahme der aktuell bestehenden Autonomie der Kantone ist jedoch, dass die 
Aufgaben des Bundes abschliessend in der Bundesverfassung aufgeführt sind: 
«Der Bund erfüllt die Aufgaben, die ihm die Bundesverfassung zuweist.» (Artikel 
42 Abs. 1 BV.) Alle anderen Aufgaben verbleiben bei den Kantonen und können 
nur durch eine explizite Verfassungsänderung mit Volks- und Ständemehr auf 
den Bund übertragen werden. Insbesondere kennt die Schweizer Verfassungs-
wirklichkeit keine konkurrierende Gesetzgebung wie in Deutschland, mit der der 
Bund dort relativ leicht Kompetenzen an sich ziehen kann. 

Nach der Gründung des Bundesstaates im Jahr 1848 wurden dem Bund Befugnis-
se in drei grossen Schüben übertragen (Blöchliger und Frey 1992, Freiburghaus 
und Buchli 2003). Zunächst entstanden in einer frühen Phase eine gemeinsame 
Aussen- und Sicherheitspolitik und ein gemeinsamer Markt. Dass insbesondere 
die Herstellung eines gemeinsamen Binnenmarktes sehr lange dauern kann, 
verdeutlicht das Binnenmarktgesetz aus dem Jahr 1993 und seine Änderung 
vom 1. Juli 2006 (Feld 2007). Die Sozialpolitik wurde durch Schaffung der Sozial-
versicherungen in einer zweiten Phase in den Kriegszeiten des 20. Jahrhunderts 
auf Bundesebene verankert. Sommer (1978) befasst sich ausführlich mit diesen 
Kompetenzänderungen, die vornehmlich durch eine Koalition der armen Kan-
tone mit dem Bund gegen die Opposition der reichen Kantone zustande kam. 

3 Der Schweizer Föderalismus ist 
durch eine weitreichende Autonomie 
der Gliedstaaten gekennzeichnet.
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Zudem erhielt der Bund in dieser Zeit weitgehende Kompetenzen zu inter-
ventionistischen Eingriffen ins Wirtschaftsgeschehen, etwa in der Landwirt-
schaftspolitik. Die dritte Phase wurde in den 1960er- und 1970er-Jahren durch 
Kompetenzen des Bundes in neuen Problembereichen wie etwa dem Bau von 
Nationalstrassen, der Raumordnungs- und Umweltpolitik oder der Energie-
politik abgeschlossen. Neben diesen drei Schüben steht jedoch ein Prozess der 
schleichenden Zentralisierung, etwa durch die Kooperation im Rahmen des 
 alten Finanzausgleichs. Ob die Neuordnung der Verfassungsbestimmungen zur 
Bildung und die sich dadurch ergebende Bundeskompetenz in der Bildung einen 
vierten Schub der Zentralisierung auslöst oder als Teil dieses schleichenden 
Zentralisierungsprozesses anzusehen ist, bleibt abzuwarten.7 

Die Kantone handeln trotz zahlreicher Politikverflechtungen mit dem Bund 
und gegenseitiger Abhängigkeiten im Rahmen der Konferenz der Kantons-
regierungen und ihrer Suborganisationen wie der Konferenz der Finanzdirek-
toren in einer Vielzahl von Aufgabenbereichen relativ autonom. Hervorzuheben 
sind (weiterhin) das Bildungswesen, das Gesundheitswesen, die Polizei- und 
Justizorganisation, die Kultur- und Verkehrspolitik, Wasser- und Abwasser-
versorgung, Abfallentsorgung und die Sozialpolitik. An der Mehrzahl dieser 
Politikbereiche nehmen die Gemeinden, deren Bestehen durch die Kantone und 
nicht durch den Bund gewährleistet wird, gestaltend teil. In der Bildung etwa 
gestehen manche Kantone ihren Gemeinden ein hohes Mass an Autonomie im 
Grundschulbereich zu. Der Bund nimmt auf verschiedene Weise Einfluss auf die 
Bildungspolitik der Kantone, etwa indem er Mindeststandards setzt oder, wenn 
keine Harmonisierung zwischen den Kantonen zustande kommt, im Bereich des 
Schuleintrittsalters und der Schulpflicht, der Dauer und Ziele der Bildungsstu-
fen sowie der Anerkennung von Abschlüssen. Die Gymnasien (Kantonsschulen), 
Sekundarschulen und die Berufsbildung bleiben somit im Wesentlichen kanto-
nale Aufgabe. Allerdings kann der Bund auf eigene Initiative koordinierend in 
verschiedener Hinsicht in die kantonale Kompetenz eingreifen. 

Ähnliches lässt sich im Gesundheitswesen feststellen. Der Bund setzt recht-
liche Rahmenbedingungen, etwa in der (grundsätzlich privaten) Krankenversi-
cherung, die sich auf die kantonale Gesundheitspolitik auswirken. Die Kantone 
und Gemeinden gewährleisten die Krankenhausversorgung. Die Sozialhilfe 
ist hingegen in der Kompetenz der Kantone und Gemeinden in je nach Kanton 
 unterschiedlicher Aufteilung zwischen beiden Ebenen. Andererseits domi-
niert der Bund in der Alters- und Hinterbliebenenversorgung (AHV/IV), in der 
Regulierung der Pensionskassen als obligatorischer zweiter Säule der Alters-
versorgung und in der Arbeitslosenversicherung, auch wenn die Kantone sich 
etwa über die Ergänzungsleistungen zur AHV beteiligen. Die Gesetzgebung im 
Bereich der  Sozialversicherungen ist somit im Wesentlichen Bundeskompetenz, 
während die Kantone gewichtige Ausführungskompetenzen besitzen. 

Man könnte den kantonalen Aufgabenschwerpunkt daher, bei aller Vorsicht, eher 
im Bereich der Bereitstellung öffentlicher Konsum- und Investitionsgüter als im 
sozialstaatlichen Bereich bzw. im Bereich staatlicher Transfers verorten, auch 
wenn dieser Grundsatz in vielfältiger Weise durchbrochen wird. Mit den grossen 
Sozialwerken, der Regional- und der Landwirtschaftspolitik engagiert sich der 
Bund stärker in der Einkommensumverteilung als die Kantone und  Gemeinden, 
bei denen auf der Ausgabenseite vor allem die Sozialhilfe hervortritt. Im Hinblick 
auf klassische öffentliche Güter sind auf Bundesebene vor allem die Verteidi-
gungs- und die Aussenpolitik, die Verkehrspolitik (Nationalstrassen, Post und 

7 Wünsche nach einer grösseren Bundeskompetenz bestehen zudem in weiteren Berei-
chen, etwa der Kinderbetreuung. Siehe «Gesamtschweizerische Harmonisierung auch für 
Babys? Vorstösse für die Schaffung umfassender Kleinkinderbetreuung», Neue Zürcher 
Zeitung Nr. 146 vom 25. Juni 2008, S. 13.

«Die Kantone handeln  
trotz zahlreicher Politik-
verflechtungen mit dem  
Bund relativ autonom.»

3 Man könnte den kantonalen Auf-
gabenschwerpunkt eher im Bereich  
der Bereitstellung öffentlicher Kon-
sum- und Investitionsgüter als im 
 sozialstaatlichen Bereich ver orten. 
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Bahn) und die Binnenmarktgesetzgebung zu nennen. Die Kantone und Gemein-
den kümmern sich um die verbleibenden Bereiche der Daseinsvorsorge, von 
Wasser- und Abwasserversorgung und Abfallentsorgung über Bildung, Polizei, 
Justiz und Gesundheitswesen bis hin zur Kultur.

Diese beispielhafte Aufzählung belegt die Vermischung von Kompetenzen zwi-
schen Bund und Kantonen in unterschiedlichen Aufgabenbereichen. Sie stellt 
jedoch nur eine Bestandsaufnahme dar. Bedeutender für die Dezentralität der 
Schweiz sind die prozeduralen Bestimmungen, die eine Zentralisierung deutlich 
schwerer erreichbar machen als in anderen Ländern. In empirischen Analysen 
belegen Blankart (2000) in einer vergleichenden Fallstudie für Deutschland und 
die Schweiz sowie Feld, Schaltegger und Schnellenbach (2008) mit Daten für die 
Schweizer Kantone von 1980 bis 1998, dass die direkten Volksrechte wesentlich 
verantwortlich dafür sind, dass die Schweiz im internationalen Vergleich sowohl 
hinsichtlich der Aufgabenerfüllung als auch ihrer Finanzierung stärker dezent-
ral organisiert ist. Daneben wirkt der Steuerwettbewerb auf eine Dezentralisie-
rung in den Kantonen hin. Die dezentrale Steuerkompetenz begünstigt somit die 
Dezentralität der Aufgabenerfüllung. 

Im Gegensatz zu institutionellen Barrieren, die einer Zentralisierung der Auf-
gaben entgegenstehen, hat die Schaffung und Stärkung der Konferenz der 
Kantonsregierungen sowie deren Suborganisationen zu einem Harmonisie-
rungsdruck auf die Kantone vor allem über informelle Verhaltensregeln und 
 öffentliche Stellungnahmen geführt. 

2.2 Steuern in der Schweiz

Die kantonale Autonomie für die Einkommen-, Körperschaft- und Vermögen-
steuern ist erheblich. Zudem besitzen auch die Gemeinden eine gewisse Steu-
erautonomie, indem sie Zuschläge auf die kantonalen Steuern erheben. Der 
Zentralstaat finanziert sich einerseits über Verbrauchsteuern und andererseits 
über eine stark progressive Einkommensteuer (die direkte Bundessteuer) sowie 
eine proportionale Gewinnsteuer.8 Zusätzlich erhebt er eine Quellensteuer auf 
Kapitaleinkünfte in Höhe von 35 Prozent (Verrechnungssteuer), die bei einer 
Deklaration der Kapitaleinkünfte auf Kantonsebene zurückerstattet wird. Nicht 
gewerbsmässig erzielte Kapitalgewinne im Privatvermögen (nicht aber solche 
im Geschäftsvermögen) werden weder vom Bund noch von den Kantonen be-
steuert. Mit dem Kanton Graubünden hatte 1997 der letzte Kanton diese Steuer 
abgeschafft. Kapitalgewinne aus unbeweglichem Vermögen (Liegenschaften) 
werden jedoch in allen Kantonen weiterhin steuerlich erfasst. Zudem wird die 
Steuerfreiheit der Kapitalgewinne auf Bundes- wie auch auf Kantonsebene 
durch den Tatbestand des Quasiwertschriftenhandels, der Transponierung oder 
der indirekten Teilliquidation relativiert. Artikel 128 bis 133 der Bundesver-
fassung (BV) zählen dabei die dem Bund zur Verfügung stehenden Einnahmen 
abschliessend auf. 

Artikel 129 BV legt fest, dass die Bestimmung der Steuertarife, Steuer sätze und 
Steuerfreibeträge Sache der Kantone ist. Die (formelle) Steuerharmonisierung 
zwischen den Kantonen beschränkt sich somit auf Steuerpflicht, Gegenstand 
und zeitliche Bemessung der Steuern und das Verfahrensrecht. Ein grundsätz-

8 Im Jahr 1915 wurde dem Bund die Möglichkeit eingeräumt, eine Kriegssteuer auf Ein-
kommen und Vermögen zu erheben, um die Landesverteidigung aufrechtzuerhalten. Diese 
Kriegssteuer war befristet und lief 1932 aus. Im Jahr 1940 wurde eine Wehrsteuer auf Ein-
kommen und Unternehmensgewinne eingeführt, die ebenfalls befristet ist und in Referen-
den verlängert werden muss. Die Wehrsteuer besteht als direkte Bundessteuer im Grunde 
bis heute. Die Bundeskompetenz zur Erhebung der direkten Steuern unter liegt einer Sun-
set Legislation und muss in regelmässigen Abständen vors Volk. Siehe Feld (2000).

3 Die Schaffung und Stärkung der 
Konferenz der Kantonsregierungen  
hat zu einem Harmonisierungsdruck 
geführt.
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lich harmonisiertes schweizerisches Steuerstrafrecht existiert nicht. Allerdings 
hat das Schweizerische Bundesgericht in seinem Urteil vom 1. Juni 2007 zur 
Verfassungsmässigkeit der degressiven Tarife der Einkommen- und Vermögen-
steuern des Kantons Obwalden aus Artikel 8 BV (Rechtsgleichheit) und Artikel 
49 BV (Vorrang und Einhaltung des Bundesrechts) in Verbindung mit Artikel 129 
BV (Steuerharmonisierung) und Artikel 127 BV (Grundsätze der Besteuerung 
insbesondere Leistungsfähigkeitsprinzip) eine Beschränkung der kantonalen 
Steuerautonomie hinsichtlich der Steuertarife festgestellt. Demnach sind de-
gressive Steuertarife nicht zulässig. Die durch die SP-Initiative geforderte Fest-
schreibung eines Verbots degressiver Steuern in der Bundesverfassung würde 
somit den gegenwärtigen Rechtsstand in geschriebenes Recht überführen.

Die kantonale Steuerautonomie hat dazu geführt, dass die nachgeordne-
ten Gebietskörperschaften in der Schweiz im Unterschied zu allen anderen 
 Industrieländern, in denen eine Zentralisierung der Staatstätigkeit stattgefun-
den hat, im Zeitablauf an Gewicht gewonnen haben. Der Anteil des Bundes an 
den gesamten Staatseinnahmen nahm kontinuierlich von 40 Prozent im Jahr 
1950 auf 30 Prozent im Jahr 1980 ab und blieb seither relativ konstant. Im glei-
chen Zeitraum steigerten die Kantone ihren Einnahmeanteil von 32 Prozent auf 
über 40 Prozent, während der Anteil der Gemeinden sich heute auf dem Niveau 
von 1960 befindet. Zudem erfolgte diese stärker dezentralisierte Finanzierung 
des Staates in der Schweiz bei gleichzeitiger Einnahmenerhöhung der Sozialver-
sicherungswerke des Bundes aufgrund des Ausbaus der Sozialversicherungen 
im Zuge der demografischen Entwicklung.

Hinsichtlich der Kompetenzverteilung für die wichtigsten Steuer arten lässt sich 
feststellen, dass dem Bund vornehmlich die aufkommensstarken  indirekten 
Steuern und den Kantonen und Gemeinden die Vermögen- und Erbschaft-
steuern zugeordnet sind. Da der Bund zudem eine hoch progressive  direkte 
Bundessteuer und eine proportionale Gewinnsteuer erhebt, belasten alle drei 
gebiets körperschaftlichen Ebenen die Einkommen natürlicher und juristischer 
Personen. Eine Verrechnung dieser Steuern untereinander, etwa durch eine 
 Absetzung der kantonalen und lokalen Steuerschuld von der Bemessungsgrund-
lage der direkten Bundessteuer, ist im Gegensatz zu den USA und wenigstens 
teilweise auch zur deutschen Gewerbesteuer bei der Einkommen steuer nicht 
und bei der Gewinnsteuer in geringerem Masse möglich. 

Obwohl Bundes-, Kantons- und Gemeindesteuern die Einkommen additiv be-
lasten, bleibt die gesamte Steuerbelastung moderat. In Delémont im Jura liegt 
der maximale Grenzsteuersatz im Jahr 2006 bei 40,2 Prozent. In Zug beträgt 
die maximale Grenzsteuerbelastung mit lokalen/kantonalen Einkommensteu-
ern und der direkten Bundessteuer jedoch lediglich 23,9 Prozent. Die direkte 
Bundessteuer hat einen maximalen Grenzsteuersatz von 13,2 Prozent und  einen 
maximalen Durchschnittssteuersatz von 11,5 Prozent. Aufgrund des hohen 
Grundfreibetrags zahlen die obersten drei Prozent der Einkommensteuerzahler 
etwa 50 Prozent der Einnahmen der direkten Bundessteuer. Sie ist somit stark 
progressiv ausgestaltet.

Die Kantone und Gemeinden nutzen die Steuerautonomie im Bereich der direk-
ten Steuern in erheblichem Masse, sodass starke Steuerbelastungsunter-
schiede zwischen den Kantonen und den Gemeinden resultieren. So zahlte ein 
verheirateter Steuerpflichtiger mit zwei Kindern und einem zu versteuernden 
Einkommen von einer Million Franken im Jahr 2007 in Zürich an die Stadt und 
den Kanton mit 23,3 Prozent etwa das Dreifache dessen an Steuern, was er im 
benachbarten Kanton Schwyz in der Gemeinde Freienbach an die Gemeinde und 
den Kanton (mit 7,7 Prozent) zu zahlen hätte. Beide Wohnorte liegen nur etwa 
eine halbe Stunde voneinander entfernt. 

3 Obwohl Bundes-, Kantons- und 
Gemeindesteuern die Einkommen 
 additiv belasten, bleibt die gesamte 
Steuerbelastung moderat.

«Die Kantone und Gemeinden 
nutzen die Steuerautonomie 
im Bereich der direk ten 
 Steuern in erheblichem 
Masse.»
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Index der kantonalen und (gewichteten) lokalen  Einkommen- 
und Vermögensteuerbelastung in der Schweiz, 2006

Quelle: Eidgenössische Steuerverwaltung (2007). 

Im Durchschnitt ist die Steuerbelastung im Kanton Zürich dennoch nicht sonder-
lich hoch. Dies lässt sich aus Abbildung 1 ersehen, die den Index der kantonalen 
und (gewichteten) lokalen Einkommen- und Vermögensteuerbelastung im Jahr 
2006 zeigt. Dabei wird die durchschnittliche Steuerbelastung in der Schweiz auf 
einen Indexwert von 100 gesetzt und die Abweichung der Kantone nach oben und 
unten in Indexwerten ausgedrückt. Gemäss diesem Index belegt Zürich nach 
Zug, Schwyz, Nidwalden und dem Tessin den fünften Platz bei den niedrigen 
durchschnittlichen Steuerbelastungen. Dieser Index, der vor allem für den alten 
Finanzausgleich verwendet wurde, gibt jedoch lediglich die relative Steuerbelas-
tung in der Schweiz wieder. Mit ihm lassen sich intertemporale Vergleiche in nur 
unzureichendem Masse vornehmen.9 

9 Obwohl mittlerweile Daten für das Jahr 2007 vorliegen, werden hier weiterhin die Steuer-
belastungen von 2006 zugrunde gelegt. Nach der NFA weist die Statistik weder Steuerbe-
lastungsindizes noch die kantonalen und (gewichteten) lokalen Steuerbelastungen für die 
Kantone aus. Es sind lediglich Belastungen in den Kantonshauptorten angegeben, die für 
die Analyse der Wohnortwahl unzureichend sind. 

Abbildung 1 
Die Kantone und Gemeinden nutzen die 
Steuerautonomie im Bereich der 
direkten Steuern in erheblichem Masse. 
Daraus resultieren starke 
Steuerbelastungsunter schiede zwischen 
Kantonen und Gemeinden.
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Für die räumliche Zuordnung der Steuerbelastung zeigt sich ein differenzier-
teres Bild, wenn man zwischen Einkommensklassen unterscheidet. Dies ver-
deutlicht die kantonale und (gewichtete) lokale Einkommensteuerbelastung 
für Verheiratete mit zwei Kindern bei einem Reineinkommen von einer  Million 
Franken im Jahr 2006 in Abbildung 2. Dabei werden drei Gruppen von Kantonen 
unterschieden. Die sechs Niedrigsteuerkantone sind hell, die sieben Hochsteu-
erkantone dunkel und die dreizehn Kantone mit einer mittleren Steuerbelastung 
sind mittel unterlegt, während die Gewässer weiss unterlegt sind. Es wird deut-
lich, dass die Einkommensteuerbelastung keinem einfachen West-Ost-Schema 
folgt, sondern Unterschiede zwischen den Wirtschaftszentren und den bezogen 
auf dieses Zentrum peripheren Kantonen bestehen. Die «Peripherie» kann 
durchaus räumlich zentral liegen, wenn es sich um Bergkantone handelt. Die 
Wirtschaftszentren leisten sich eine höhere Steuerbelastung als die Peripherie. 
Dies wird besonders deutlich im Hinblick auf die Bergkantone, die steuerlich 
günstiger als die zugehörigen Zentren sind. In einer grossräumigen Betrachtung 
besteht hingegen ein Gefälle zwischen Ost und West. 

Kantonale und (gewichtete) lokale Einkommensteuerbelastung 
für Verheiratete mit zwei Kindern bei einem Reineinkommen von  
einer Million Franken im Jahr 2006

Quelle: Eidgenössische Steuerverwaltung (2007).

«Die Wirtschafts zentren  
leisten sich eine höhere 
Steuer belastung als die 
 Peripherie.»

Abbildung 2
Unterscheidet man zwischen Einkom-
mensklassen, zeigt sich für die 
räumliche Zuordnung der Steuer-
belastung ein differenzierteres Bild.
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Kantonale und (gewichtete) lokale Einkommensteuerbelastung 
für Verheiratete mit zwei Kindern bei einem Reineinkommen  
von einer Million Franken, 1980 bis 2006

Quelle: Eidgenössische Steuerverwaltung (verschiedene Jahre). 

Anmerkung: Von 1980 bis 1983 liegen nur Zahlen für Verheiratete ohne Kinder und von 1980 bis 1982 
nur bis zu einem Reineinkommen von 500 000 Franken vor.  

Abbildung 3
Trotz starker Belastungsunterschiede 
ist keine Konvergenz der kantonalen  
und (gewichteten) lokalen Einkommen-
steuerbelastung zwischen 1980 und 
2006 festzustellen. Die Kantone haben 
sich durch strategische Festsetzung der 
Steuersätze nicht auf eine untere Grenze 
der Steuerbelastung hinbewegt. Die 
Bewegung zu einer Nullsatzbesteuerung 
ist abwegig.

1980 1985 1990 1995 2000 2005

Zürich

Aargau

Schwyz

Zug

Genf

Waadt

Neuenburg

Wallis Freiburg

0

5

10

15

20

25

30

35

1980 1985 1990 1995 2000 2005

0

5

10

15

20

25

30

35

1980 1985 1990 1995 2000 2005

Thurgau

Glarus

St. Gallen

Appenzell I.Rh.

Appenzell A.Rh. 

Jura

Schaffhausen

Basel-Stadt

Solothurn

Basel-Landschaft

0

5

10

15

20

25

30

35

1980 1985 1990 1995 2000 2005

0

5

10

15

20

25

30

35

1980 1985 1990 1995 2000 2005

Bern

Luzern

Obwalden

Nidwalden

Tessin

Graubünden

Uri

0

5

10

15

20

25

30

35

1980 1985 1990 1995 2000 2005

0

5

10

15

20

25

30

35

 



20

Trotz dieser starken Belastungsunterschiede lässt sich zwischen 1980 und 2006 
keine Konvergenz der kantonalen und (gewichteten) lokalen Einkommensteu-
erbelastung feststellen (Abbildung 3).10 Meint man noch einen trendmässigen 
Rückgang der durchschnittlichen Steuerbelastung im Vergleich der Kantone 
 Zürich, Zug, Schwyz und Aargau aus der ersten Grafik in Abbildung 3 heraus-
lesen zu können, so zeigen die französischsprachigen Kantone in der zwei-
ten Grafik von Abbildung 3 eine weitgehende Persistenz über den gesam ten 
Zeitraum. Lediglich der Kanton Genf musste seine Hochsteuerpolitik aus den 
1980er-Jahren zu Beginn dieses Jahrtausends zurücknehmen. Ein ähnliches 
Bild vermitteln die verbleibenden Grafiken in Abbildung 3 trotz aller möglichen 
Differenzierungen. Allenfalls lassen sich in der Gesamtheit leichte Rückgänge in 
der Einkommensteuerbelastung, etwa in der Agglomerations region Basel oder 
in der Ostschweiz feststellen. Es überwiegt aber auch hier das Bild der Persis-
tenz. Die Kantone haben sich durch strategische Festsetzung der Steuersätze 
somit offensichtlich nicht auf eine untere Grenze der Steuerbelastung zubewegt. 
Abwegig ist die Vorstellung einer Bewegung hin zur Nullsatz besteuerung. 

Im Hinblick auf die SP-Initiative ergibt sich daraus ein erster bemerkenswerter 
Befund. Die in der öffentlichen Diskussion vorherrschende Idee eines «race to 
the bottom» lässt sich für die Schweiz nicht feststellen. 

Resultat 1 Ein «race to the bottom» (naive Art) findet in der Schweiz nicht statt.

Eine ähnliche Variation wie die zuvor für die Einkommensteuer natürlicher 
Personen herausgestellten Steuerbelastungsunterschiede findet sich bei der 
Besteuerung der Gewinne juristischer Personen. Abbildung 4 zeigt den Index 
der kantonalen und (gewichteten) lokalen Gewinn- und Kapitalsteuerbelastung 
als Pendant zum Einkommensteuerbelastungsindex. Es sind erneut die beiden 
Kantone Zug und Schwyz, die wie bei der Einkommensbesteuerung auch bei der 
Gewinnbesteuerung mit niedrigen Belastungen aufwarten. In ihrem Gefolge 
 finden sich neben dem Kanton Nidwalden auch die beiden Appenzeller Kantone. 
Die «rote Laterne» hält hier der Kanton Graubünden, gefolgt von Genf. Abge-
sehen von Zug, Schwyz und Nidwalden lassen sich somit nicht notwendiger-
weise entsprechende Ranglisten der kantonalen Steuerbelastung bei den bei-
den  direkten Steuerarten erstellen. 

10 In Abbildung 3 sind effektive Durchschnittssteuersätze wiedergegeben. Für die Wohnort-
wahl und die Standortwahl von Unternehmen als Totalentscheidung sind Durchschnitts-
steuersätze der Einkommen- und Gewinnsteuern relevant, während für die Entscheidung 
eines marginalen Arbeitsangebots oder einer marginalen Investition die Grenzsteuersätze 
der Einkommen- und Gewinnsteuern ausschlaggebend sind. Dies ist in der Literatur spä-
testens seit der Studie von Devereux und Griffith (1998) akzeptiert. 

Die schweizerische Finanzverfassung
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Index der kantonalen und (gewichteten) lokalen Gewinn- 
und Kapitalsteuerbelastung in der Schweiz, 2006

Quelle: Eidgenössische Steuerverwaltung (2007).

Ein ähnliches Bild zeigt sich, wenn man die statutarischen Gewinnsteuer-
sätze (Abbildung 5) oder die für die Standortattraktivität relevante effektive 
Durchschnittssteuerbelastung (Abbildung 6) vergleicht. In Abbildung 5 sind 
die statutarischen Gewinnsteuerbelastungen der Schweiz und ausgewählter 
europäischer Länder dargestellt. Im internationalen Vergleich befindet sich 
die Schweiz im Mittelfeld, kann aber mit Ausnahme Irlands die traditionellen 
EU-Mitglieds länder (vor der letzten Erweiterung) hinter sich lassen. Dennoch 
dürfte die Schweiz angesichts der engen Abstände zu den Steuerbelastungen 
der anderen Länder nicht als besonders steuergünstig einzuschätzen sein. In 
Abbildung 6 werden die kantonalen Unterschiede in der Gewinnsteuerbelas-
tung berücksichtigt und die Durchschnittssteuerbelastungen in internationalen 
Wirtschaftszentren zum Vergleich herangezogen. In insgesamt zehn Kantonen 
liegt die effektive Durchschnittssteuerbelastung der Gewinne unter 20 Prozent. 
Nur in Hongkong, Dublin, Singapur, Bratislava, Warschau und Budapest finden 
sich ähnlich günstige Bedingungen. Aber auch hier gilt, dass das Feld der Wett-
bewerber eng bei einander liegt und die Stellung der steuergünstigen Kantone 
nicht unbestritten ist. Der Vergleich von Gewinnsteuerbelastungen zwischen 
Ländern wird leider dadurch erschwert, dass sich die kantonalen Gewinn- und 
Kapitalsteuern durch Sonderregelungen etwa für Holding-, Gemischte oder 
 Domizilgesellschaften erheblich unterscheiden. Diese werden in Artikel 28 
Steuerharmonisierungsgesetz unter «Besondere Fälle» präzisiert und finden 
sich entsprechend in den kantonalen Gesetzen wieder.

Abbildung 4
Eine ähnliche Variation der Steuerbelas-
tungsunterschiede wie bei der Einkom-
mensteuer von natürlichen Personen zeigt 
sich bei der Besteuerung der Gewinne  
von juristischen Personen.
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Statutarische Gewinnsteuersätze in verschiedenen Ländern in Prozent,
2007

Quelle: KPMG (2007).

Effektive Durchschnittsbelastung von Gewinnen in Prozent, 2007

Quelle: Elschner et al. (2007).

Abbildung 5
Im internationalen Vergleich befindet 
sich die Schweiz im Mittelfeld. Mit 
Ausnahme von Irland kann sie die 
traditionellen EU-Mitgliedsländer (vor 
der letzten Erweiterung) aber hinter  
sich lassen.
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Abbildung 6
In insgesamt zehn Kantonen liegt die 
effektive Durchschnittssteuerbelastung 
der Gewinne unter 20 Prozent. Nur in 
Hongkong, Dublin, Singapur, Bratislava, 
Warschau und Budapest finden sich 
ähnlich günstige Bedingungen.
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Schon mehrfach ist mittlerweile das Steuerharmonisierungsgesetz genannt 
worden. Die Diskussion um die Steuerharmonisierung in der Schweiz hat eine 
lange Geschichte. Zu Beginn der 1970er-Jahre wurde ein Vorstoss zur formellen 
Steuerharmonisierung vorgenommen, der dazu führte, dass die Schweizer Bür-
gerinnen und Bürger in einem Referendum der Bundesversammlung im Jahr 
1977 die Kompetenz zur Verabschiedung eines Gesetzes zur Steuerharmoni-
sierung erteilten.11 Aber erst im Jahr 1990 wurde das Steuerharmonisierungs-
gesetz verabschiedet. Es trat am 1. Januar 1993 in Kraft und verpflichtete die 
Kantone, ihr kantonales Steuerrecht bis zum 1. Januar 2001 an das Bundesrecht 
anzupassen. Noch im Jahr 2000 waren sich die Schweizer Verfassungs- und 
Steuerrechtler einig, dass das Steuerharmonisierungsgesetz im Wesentlichen 
eine formelle Steuerharmonisierung zwischen den Kantonen begründet, die 
materielle Harmonisierung jedoch sehr moderat sein würde und vornehmlich 
die Sonderregeln zur Besteuerung von Holding-, Gemischten und Domizil-
gesellschaften oder die Aufwandbesteuerung betreffe (Feld 2000, Kapitel 3).12 

Die Kantone bleiben im Grundsatz in der Tat in der Festlegung der Steuer-
bemessungsgrundlagen und der Steuersätze frei. Allerdings deutet die Er-
fahrung seit dem Inkrafttreten des Steuerharmonisierungsgesetzes auf  eine 
stärkere materielle Harmonisierung zwischen den Kantonen hin, als dieser 
Grundsatz nahelegt. Die Gestaltungsfreiheit der Kantone bei der Ermittlung 
der Steuerbemessungsgrundlagen wird erheblich eingeschränkt, beispiels-
weise hinsichtlich der Besteuerung selbst genutzten Wohneigentums (Eigen-
mietwertbesteuerung in Zürich, Bundesgerichtsentscheid BGE 124 I 145 vom  
20. März 1998 und BGE 128 I 240 vom 10. Juli 2002, oder im Thurgau, BGE 125 I 65 
vom 11. Dezember 1998, oder in Basel-Landschaft, BGE 131 I 377 vom 27. Mai 
2005), der Familienbesteuerung (unterschiedliche Behandlung von Eineltern- 
und Zweielternfamilien im Kanton St. Gallen, BGE 131 II 697 vom 26. Oktober 
2005, oder im Aargau, BGE 131 II 710 vom 26. Oktober 2005) oder der Besteue-
rung der Invalidenrenten (in Bern, BGE 132 II 128 vom 23. Februar 2006), um nur 
wenige Beispiele zu nennen. Praktiker aus den kantonalen Steuerverwaltungen 
gehen heute bereits von kräftig eingeengten Spielräumen in der Festlegung der 
Bemessungsgrundlage aufgrund der Rechtsprechung des Bundesgerichts aus. 

Die Entscheidung des Bundesgerichts zu den degressiven Steuertarifen Ob-
waldens (BGE 133 I 206 vom 1. Juni 2007) ist der vorläufige Höhepunkt dieser 
durch Richterrecht betriebenen Einschränkung der kantonalen Steuerau-
tonomie. Gerade bei diesem Entscheid wird deutlich, dass das Gericht die 
verfassungsrechtlich garantierte Steuerautonomie der Kantone gegenüber  
den ebenfalls verfassungsrechtlich normierten allgemeinen Grundsätzen der 
Besteuerung zurücksetzt. Dass gerade das Leistungsfähigkeitsprinzip diese 
prominente Rolle spielt, ist zwar steuerrechtlich nicht erstaunlich, aber aus 
ökonomischer Sicht nicht unumstritten, weil aus dem Leistungsfähigkeits-
prinzip kein eindeutiger Tarifverlauf und somit weder ein progressiver noch ein 
r egressiver (degressiver) Steuertarif folgen.13 

11 Vgl. dazu Höhn (1974). Ein früherer Vorschlag zur Steuerharmonisierung zwischen den 
Kantonen geht auf ein Gutachten von Haller Ende der 1960er-Jahre zurück. Vgl. dazu Higy 
(1970), S. 488.

12 Siehe insbesondere auch Höhn und Waldburger (2001).
13 Wenn die vertikale Steuergerechtigkeit durch die Forderung nach einem gleichen margi-

nalen Opfer im Sinne der Opfertheorien der Besteuerung umgesetzt wird und zugleich ein 
abnehmender Grenznutzen des Einkommens unterstellt wird, lässt sich eine progressive 
Steuer ableiten. Siehe dazu Blankart (2008) oder Homburg (2007) mit weiteren Verweisen. 
Das Leistungsfähigkeitsprinzip in seiner vertikalen Ausprägung verlangt im Hinblick auf 
die Einkommensbesteuerung lediglich, dass Steuerpflichtige mit höherem Einkommen 
höhere Steuerbeträge zahlen sollten. Es kann regressive Tarifverläufe geben, bei denen 
dieses Postulat erfüllt ist.

3 Noch im Jahr 2000 waren sich die 
Schweizer Verfassungs- und Steuer-
rechtler einig: Das Steuerharmonisie-
rungsgesetz begründet im Wesent-
lichen eine formelle Steuerharmonisie-
rung  zwischen den Kantonen, die 
materielle Harmonisierung würde 
jedoch sehr moderat sein.

 



Bulgarien 10,0

Zypern 10,0

Irland 12,5

Litauen 15,0

Lettland 15,0

Ungarn 16,0

Rumänien 16,0

Island 18,0

Polen 19,0

Slowakei 19,0

Albanien 20,0

Kroatien 20,0

Schweiz 20,6
Estland 22,0

Slowenien 23,0

Tschechien 24,0

Ukraine 25,0

Österreich 25,0

Portugal 25,0

Griechenland 25,0

Niederlande 25,0

Finnland 26,0

Norwegen 28,0

Schweden 28,0

Dänemark 28,0

Luxemburg 29,6

Grossbritannien 30,0

Spanien 32,5

Frankreich 33,3

Belgien 34,0

Malta 35,0

        Italien 37,3

Deutschland 38,4

Statutarische Gewinnsteuersätze in  
verschiedenen Ländern in Prozent, 2007
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Demgegenüber hat der Bundesgesetzgeber bei der Teilbesteuerung des Divi-
dendeneinkommens im Rahmen der Unternehmenssteuerreform II die Tarif-
autonomie der Kantone im Steuerharmonisierungsgesetz gewahrt. Die noch 
ausstehenden Entscheide des Bundesgerichts zu den kantonalen Regelungen 
der Dividendenbesteuerung werden zeigen, ob der beschriebene Trend zur Ein-
schränkung der kantonalen Steuerautonomie durch Richterrecht anhält. 

2.3 Der Finanzausgleich in der Schweiz

Der Schweizer Wettbewerbsföderalismus wird durch einen Finanzausgleich 
ergänzt, der bei weitem keine solche nivellierende Wirkung wie der deutsche 
Finanzausgleich hat (Feld und Schaltegger 2002, 2005). Das System des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs wurde in der Schweiz 1959 eingeführt. Bis 2006 
bestand das komplexe System fast ausschliesslich aus vertikalen Finanztrans-
fers vom Bund an die 26 Kantone. Ein horizontaler Finanzausgleich existierte 
kaum, wenngleich die vertikalen Finanztransfers aufgrund der Abstufung nach 
der Finanzkraft eine starke horizontale Ausgleichswirkung hatten. Darüber 
 hinaus bestanden lediglich spezifische horizontale Ausgleichszahlungen, etwa 
im Rahmen der Hochschul- oder Krankenhausfinanzierung. 

Der alte Finanzausgleich bestand aus vier Komponenten. Die erste Säule bilde-
ten die Kantonsanteile an den Bundeseinnahmen. Sie wurden aus 30 Prozent 
der Einnahmen der direkten Bundessteuer (Einkommensteuer)  finanziert. 
Dabei wurden 17 Prozent gemäss dem örtlichen Aufkommen an die Kantone 
zurück erstattet, während 13 Prozent nach der kantonalen Finanzkraft umver-
teilt wurden. Die Quellensteuer auf Kapitaleinkünfte wurde nach einem ähn-
lichen Schema an die Kantone weitergegeben. Die zweite Komponente waren 
die Zuweisungen des Bundes an die Kantone. Sie wurden als zweckgebundene 
Transfers mit Eigenbeteiligung gewährt. Schliesslich folgten als dritte Kompo-
nente die Kantonsanteile am Nationalbankgewinn sowie als vierte Komponente 
die Kantonsbeiträge zu den Sozialversicherungen. Drei Viertel der vertikalen 
 Finanztransfers in der Schweiz wurden zweckgebunden vergeben. 

«Der Schweizer Wett be-
werbsfödera lismus wird  
durch einen Finanzausgleich 
ergänzt, der bei weitem  
keine solche nivel lierende 
Wirkung wie der deutsche 
Finanzausgleich hat.»
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Anteil der Finanzausgleichszahlungen an den gesamten Einnahmen 
der 26 Kantone im Jahr 2005 in Prozent 

Quelle: Eidgenössische Finanzverwaltung (2007).

Die Anteile des (alten) Finanzausgleichs an den gesamten kantonalen Einnah-
men sind aus Abbildung 7 ersichtlich. Es zeigt sich, dass bei einigen der finanz-
schwachen Kantone wie beispielsweise dem Jura und Uri etwa die Hälfte der 
Kantonseinnahmen aus dem Finanzausgleich stammt. Andererseits finanzieren 
Kantone wie Zürich, Genf, Basel-Landschaft und Basel-Stadt ihre Ausgaben zu 
mehr als 80 Prozent aus eigenen Steuern und Abgaben. Im Durchschnitt der 
Kantone wurde weniger als ein Drittel der Kantonseinnahmen aus Bundesmit-
teln finanziert.

Die Höhe der von einem Kanton erhaltenen Transfers mit einer Umverteilungs-
komponente (13 Prozent der direkten Bundessteuer und 50 Prozent der Verrech-
nungssteuer) hing im System des alten Finanzausgleichs vom Index der kanto-
nalen Finanzkraft ab. Dieser Index setzte sich aus vier Elementen zusammen: 
dem kantonalen Volkseinkommen, den kantonalen Steuereinnahmen (korrigiert 
um die kantonale Steuerbelastung), dem Index der kantonalen Steuerbelastung 
und dem Index des kantonalen Berganteils. Bei der Finanzkraft liess sich eine 
erhebliche Variation zwischen Zug (Indexwert 216) und dem Wallis (Indexwert 
30) erkennen. Die Finanzkraft von Zug war mehr als sieben Mal grösser als jene 
des Wallis. Dies deutet auf relativ hohe kantonale Disparitäten hin. 

Abbildung 7
In einigen finanzschwachen Kantonen, 
wie beispielsweise Jura und Uri, stammt 
die Hälfte der Kantons einnahmen aus 
dem Finanzausgleich.
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Neugestaltung des Schweizer Finanzausgleichs

GLA = Geografisch-topografischer Lastenausgleich 
SLA = Soziodemografischer Lastenausgleich 
VRA = Vertikaler Ressourcenausgleich (Bund – Kantone) 
HRA = Horizontaler Ressourcenausgleich (Kantone – Kantone) 
 
Quelle: Eidgenössisches Finanzdepartement und Konferenz der Kantonsregierungen (2006),  
Abb. 1, S. 11. 

Der alte Finanzausgleich ist seit dem Jahr 2008 durch ein neues System ersetzt, 
das im Wesentlichen durch Transfers ohne Zweckbindung vom Bund und den 
ressourcenstarken Kantonen an ressourcenschwächere Kantone gekennzeich-
net ist (Bundesrat 2001, Schaltegger und R.L. Frey 2003). Die Neugestaltung des 
Finanzausgleichs (NFA) ist Teil einer grösseren Reform des Schweizer Födera-
lismus, zu der auch eine Aufgabenentflechtung zwischen Bund und Kantonen 
gehört, welche vor allem die Kantonskompetenzen stärken soll. Die NFA wurde 
am 28. November 2004 von Volk und Ständen in einem Referendum mit 64,3 
Prozent der abgegebenen Stimmen bei einer Stimmbeteiligung von 36,1 Pro-
zent angenommen. Es handelt sich um das umfangreichste Reformvorhaben 
der Schweiz in jüngerer Zeit: 27 der 196 Artikel der Bundesverfassung wurden 
geändert (R.L. Frey 2005). 

Der neue Finanzausgleich soll verschiedene Defizite des alten Systems behe-
ben. So haben sich die zweckgebundenen Transfers mit Eigenbeteiligung des 
alten Finanzausgleichs trotz ihrer horizontalen Ausgleichswirkung als nicht hin-
reichend erwiesen, um regionale Disparitäten abzumildern und eine Konvergenz 
der kantonalen Einkommensniveaus herbeizuführen. Nicht zuletzt wird der in-
terkantonale Steuerwettbewerb mit dieser fehlenden Konvergenz in Verbindung 
gebracht. Zudem konnten Kantone durch strategische Steuersatzreduk tionen 
ihre durch den Finanzkraftindex gemessene Finanzstärke reduzieren. Im Vor-
dergrund des Reformvorhabens steht somit eine Steigerung der Wirksamkeit 
des Ausgleichssystems (Bundesrat 2001). Allerdings sind zweckgebundene 
 Finanztransfers mit Eigenbeteiligung auch eher ineffizient (Schaltegger und R.L. 
Frey 2003). Sie führen dazu, dass Kantone Ausgabenprojekte tätigen, die sie ohne 
Transferzahlung nicht unternehmen würden. Das kann durchaus gewollt sein, 
wenn der Bund die Kantone zu Aktivitäten in bestimmten Bereichen an regen 
möchte. In der Schweiz hat dies aber zu einer Verschwendung von Ressourcen 

Abbildung 8
Der alte Finanzausgleich wurde 2008 
durch ein neues System ersetzt, das  
im Wesentlichen durch Transfers  
ohne Zweckbindung vom Bund und  
den ressourcenstarken Kantonen an 
ressour censchwächere Kantone 
gekennzeichnet ist.

Bund

Kantone mit Sonderlasten

Lastenausgleich Ressourcenausgleich

Ressourcenschwache
Kantone

Ressourcenstarke
Kantone

GLA VRASLA HRA

 3 Zweckgebundene Transfers mit 
Eigenbeteiligung des alten Finanzaus-
gleichs haben sich trotz ihrer horizon-
talen Ausgleichswirkung als nicht  
hin reichend erwiesen, um regionale 
 Disparitäten abzumildern und eine 
Konvergenz der kantonalen Ein-
kommensniveaus herbeizuführen.

 



Uri 47,5

Jura 45,7

Genf 11,5

Neuenburg 29,9

Wallis 36,5

Waadt 18,6

Zug 22,7

Thurgau 25,0

Aargau 18,6

Graubünden 46,3

Tessin 22,9

Appenzell Innerrhoden 33,7

Appenzell Ausserrhoden 27,3

Schaffhausen 19,6

Basel-Landschaft 14,4

Basel-Stadt 9,3

Solothurn 22,2

Freiburg 29,9

St. Gallen 22,4

Glarus 23,2

Nidwalden 35,2

Obwalden 45,7

Schwyz 28,2

Luzern 28,1

Bern 27,4

Zürich 19,3

Anteil der Finanzausgleichszahlungen an den gesamten Einnahmen  
der 26 Kantone im Jahr 2005 in Prozent 
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geführt, etwa im Bereich der Verkehrsinfrastruktur oder im Sozialbereich. Dafür 
verantwortlich dürfte die Vermischung von Effizienz- und Verteilungszielen bei 
der Gewährung von zweckgebundenen Finanzhilfen an die Kantone sein (R.L. 
Frey 2005). 

Die Neugestaltung des Finanzausgleichs ist schematisch in Abbildung 8 darge-
stellt. Im Unterschied zum alten Finanzausgleich ist das neue System bewusst 
als Mischform von vertikalen und horizontalen Ausgleichselementen konzipiert. 
Dabei wird der Bund einerseits einen Lastenausgleich mit einem Volumen von 
688 Millionen Franken finanzieren. Der Lastenausgleich besteht gleichgewichtig 
aus zwei Komponenten, einem Ausgleich geografisch-topografischer Lasten, 
mit welchem die besonderen Nachteile der Bergregionen abgemildert werden 
sollen, und einem soziodemografischen Lastenausgleich, der die besonderen 
Nachteile der Agglomerationen kompensieren soll. Andererseits finanzieren 
der Bund mit 1,815 Milliarden Franken und die acht ressourcenstarken Kantone 
(ZH, SZ, NW, ZG, BS, BL, TI, GE) mit 1,270 Milliarden Franken gemeinsam einen 
Ressourcenausgleich an die achtzehn finanzschwachen Kantone. Das Ressour-
cenpotenzial wird mithilfe eines Ressourcenindex gemessen, der auf Basis 
der aggregierten Steuerbemessungsgrundlagen der vergangenen drei Jahre 
(jeweils) errechnet wird. In die aggregierte Bemessungsgrundlage gehen die 
steuerbaren Einkommen der natürlichen Personen (Statistik der  direkten Bun-
dessteuer), die quellenbesteuerten Einkommen, die Vermögen der natürlichen 
Personen (Schätzung auf Basis der kantonalen Vermögensteuereinnahmen und 
der durchschnittlichen Vermögensteuerbelastung der Kantone), die Gewinne 
der juristischen Personen (Statistik der direkten  Bundessteuer) und die Steu-
errepartitionen der Kantone ein. Der neue Ressourcenindex ist somit kurz- bis 
mittelfristig unabhängig von der Steuergesetzgebung und dem Ausgabenver-
halten eines Kantons und verändert sich, wenn sich die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit eines Kantons (Produktion, Wertschöpfung, Beschäftigung, Ein-
kommen usw.) ändert. Zudem basiert er weitgehend auf den Daten der  direkten 
Bundessteuer, sodass landesweit eine einheitliche Datengrundlage verwendet 
wird. Damit im Übergang vom alten zum neuen System nicht zu viele Verlierer 
auftreten bzw. finanzschwache Kantone keine allzu grossen Verluste verkraften 
müssen, wird die NFA durch einen temporären Härteausgleich  ergänzt, der für 
maximal 28 Jahre konzipiert ist.

Eine Reihe von Anreizproblemen des alten Finanzausgleichs wird durch das neue 
System behoben. So lässt sich die Steuerpolitik eines Kantons nicht mehr einset-
zen, um die eigene Finanzkraft zu drücken. Die zweckgebundenen Finanztrans-
fers mit ihren ungünstigen Anreizwirkungen fallen weg. Vornehmlich zielt die 
Reform des Finanzausgleichs aber darauf ab, eine Umverteilung von Ressourcen 
zu erreichen und die ressourcenschwächsten Kantone auf mindestens 80 Pro-
zent des Durchschnitts anzuheben.14 Entscheidend für die Effizienz wirkungen 
des neuen Systems wird sein, welchen marginalen Abschöpfungsraten sich die 
Kantone aufgrund des horizontalen Ressourcenausgleichs gegenübersehen. 
Steigt durch eine Neuansiedlung von Unternehmen die Wirtschaftskraft eines 
Kantons marginal an und schlägt sich positiv im Ressourcenindex nieder, muss 
dieser Kanton einen marginal höheren Betrag in den  horizontalen Ressourcen-
ausgleich zahlen bzw. erhält daraus marginal geringere Beträge ausgezahlt. 
Dadurch sinkt der Anreiz, eine Pflege der Steuerbasis zu betreiben. Die Decke-
lung des von den Kantonen insgesamt in den Ressourcenausgleich zu zahlenden 
Betrags behebt diese Anreizproblematik nicht. Leider reicht das verfügbare 
Zahlenmaterial nicht aus, um die marginalen Abschöpfungsraten zu berechnen, 
sodass eine vollständige Evaluation noch aussteht. 

14 Uri liegt gemäss den Angaben des Eidgenössischen Finanzdepartements und der Konfe-
renz der Kantonsregierungen (2006, S. 34) gegenwärtig bei 63,6 Punkten des Ressourcen-
index (vor Ressourcenausgleich), während Zug bei 220 Indexpunkten liegt.

 3 Eine Reihe von Anreizproblemen 
des alten Finanzausgleichs wird durch 
das neue System behoben. 
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In einer Hinsicht bleibt die NFA bislang deutlich hinter den Erwartungen zurück: 
Die Aufgabenentflechtung zwischen Bund und Kantonen kommt nur schleppend 
voran. Das Element in der NFA, welches zu einer höheren Dezentralität und da-
mit einer Stärkung des Wettbewerbsföderalismus in der Schweiz führen könnte, 
bleibt somit schwach ausgeprägt, während das Ausgleichselement im Schwei-
zer Föderalismus durch den neuen Ressourcenausgleich gestärkt wird. Auch 
hier ist somit ein Schritt hin zu mehr kooperativem Föderalismus feststellbar.

2.4 Eine Zusammenfassung

Halten wir nach dieser Betrachtung der Schweizer Finanzverfassung fest: 
Der Kern des Schweizer Wettbewerbsföderalismus bildet die hohe kantonale 
Steuer autonomie. Der Schweizer Wettbewerbsföderalismus hat bislang nicht zu 
einem «race to the bottom» geführt, zumindest nicht in dem Sinne, dass eine 
Tendenz zur Nullbesteuerung festzustellen wäre. Dies ist ein erstes bemerkens-
wertes Ergebnis im Hinblick auf die in der öffentlichen Diskussion immer wieder 
zu hörenden Argumente. Der Schweizer Steuerstaat wird offenbar nicht durch 
den Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen und Gemeinden aus gehöhlt. 
Die finanzpolitische Realität in der Schweiz ist in den vergangenen Jahren 
vielmehr durch Harmonisierung und Ausgleich gekennzeichnet. Dies gilt für 
die Ausgabenseite, wenn etwa dem Bund im Bildungsbereich, einem der urei-
genen Felder kantonaler Politik, neu Kompetenzen zugesprochen werden. Der 
Hang zur Harmonisierung gilt noch mehr für die Einnahmenseite angesichts 
der Aktivitäten des Bundesgerichts zur Eingrenzung von Artikel 129, Absatz 2,  
2. Satz BV, welcher den Kantonen volle Autonomie in der Bestimmung der Be-
messungsgrundlagen und der Steuertarife zuspricht. Im Weiteren entwickeln 
auch die kantonalen Regierungskonferenzen einen schleichenden Druck zur 
Harmonisierung mit zunehmender Bedeutung. Schliesslich gewährt die NFA 
dem Ausgleichselement ein stärkeres Gewicht als dem Gedanken der Dezentra-
lität. Die Schweiz befindet sich in einem Prozess der zunehmenden finanzpoliti-
schen Zentralisierung und Harmonisierung. Kann dieser Prozess aus ökonomi-
scher Sicht als günstig angesehen werden? Oder anders gewendet: Was spricht 
für die Beibehaltung des interkantonalen Steuerwettbewerbs?

 3 Der Schweizer Steuerstaat wird 
offenbar nicht durch den Steuerwettbe-
werb zwischen den Kantonen und 
Gemeinden aus gehöhlt. 

«Der Kern des Schweizer 
Wettbewerbsföderalismus 
bildet die hohe kantonale 
Steuer autonomie.»
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3 Mögliche Auswirkungen des Wettbewerbs-
föderalismus15 Fiskalischer Wettbewerb bringt 
Informationen über die Wünsche der Bürger  
oder die Wirkung politischer Vorhaben ans 
Licht. Steuerwettbewerb trägt zur Lösung von 
politischen Problemen bei.

Vor dem Hintergrund der Schweizer Finanzverfassung stellt sich die Frage, wie 
sich der fiskalische Wettbewerb zwischen Gebietskörperschaften auswirken 
kann. Potenzielle Auswirkungen des Wettbewerbsföderalismus können aus 
modelltheoretischen Analysen abgeleitet werden, die in der ökonomischen 
Theorie des Föderalismus vorherrschen. Sie geben noch keinen Hinweis darauf, 
ob die diskutierten Effekte auch empirisch, insbesondere im real existierenden 
Schweizer Föderalismus, auftreten oder ob sie ökonomisch bedeutsam sind. 

Bei diesen (theoretischen) Argumenten ist eine Analogie zwischen privatem und 
staatlichem Wettbewerb zunächst hilfreich. Der Staat stellt öffentliche Güter 
und Dienstleistungen bereit und verlangt dafür eine Gegenleistung in Form von 
Steuern. Wenn dies auch nicht im Gegenzug geschieht, so liegt der staatlichen 
Aktivität dennoch eine solche implizite Tauschbeziehung zugrunde. Unabhängig 
davon, ob diese Sicht juristisch oder politisch geteilt wird: Gebietskörperschaften 
bieten ein Bündel von öffentlichen Leistungen zu bestimmten Steuerpreisen an. 
Diese Verdeutlichung erleichtert das Verständnis der folgen den Ausführungen.

3.1 Die traditionelle Theorie des fiskalischen 
 Föderalismus

Wettbewerb gilt zumeist als Garant für die Vielfalt und Qualität des Güter-
angebots und für die Durchsetzung der Präferenzen der Bürger. Die fiskalische 
Autonomie von Gebietskörperschaften ist gemäss der Analyse von Tiebout 
(1956) in der Tat auch die Vorbedingung für eine effiziente Bereitstellung lokaler 
öffentlicher Güter. Durch eine Abstimmung zu Fuss («voting by feet») wählen 
Individuen diejenige Gebietskörperschaft als Wohnort, die ihnen gemäss ihren 
Präferenzen eine optimale Kombination von Steuerbelastung und öffentlichen 
Leistungen anbietet. Dadurch entsteht ein Wettbewerb zwischen Gebietskörper-
schaften, der die von den Bürgern gewünschten Niveaus an öffentlichen Gütern 
hervorbringt. 

Es resultiert Varietät von öffentlichen Leistungen und Steuerpreisen, bei wel-
cher die Frustrationskosten der Bürger, die bei einem einheitlichen Angebot 
 öffentlicher Leistungen entstehen, minimiert werden (Rubinchik-Pessach 2005). 
Ein auf der zentralen staatlichen Ebene vereinheitlichtes Güterangebot führt 
zwangsläufig dazu, dass regional konzentrierte Interessen derjenigen Bürger, 
die mehr oder weniger öffentliche Leistungen wünschen, enttäuscht werden. 
Werden diese Leistungen in den jeweiligen Regionen erbracht, können diejeni-
gen, die ein höheres (niedrigeres) Niveau solcher Leistungen wünschen, davon 
mehr (weniger) erhalten. Migrationsprozesse führen solche Präferenzkonzen-
trationen in bestimmten Regionen herbei. Wenn die Bürger unterschiedliche 
Präferenzen für öffentliche Güter haben, kann diesen Präferenzunterschieden 
daher am ehesten durch dezentrale Leistungserstellung und Finanzierung 

15 Die Argumente für und gegen den Wettbewerbsföderalismus sind in manchen Fundstellen 
auf ähnliche Weise zusammengefasst worden. Siehe dazu Feld (2000, 2001, 2002, 2004, 
2005), Feld und Frey (2000), Feld und Kirchgässner (2001) und Feld und Schneider (2002). 

  3 Durch die fiskalische Autonomie von 
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Rechnung getragen werden. Ellingsen (1998) betont, dass solche Präferenzkos-
ten vor allem für Minderheiten auftreten und dezentrale Leistungserstellung 
und -finanzierung daher vor allem dem Minderheitenschutz dient. 

Bei einer solchen dezentralen Bereitstellung und Finanzierung öffentlicher 
Leistungen lassen sich aber auch Informationsvorteile nutzen. Eine lokale Re-
gierung ist in aller Regel besser über die Präferenzen der Bürger informiert als 
die höheren staatlichen Ebenen. Dezentral verstreutes Wissen über staatliche 
Problemlösungen wird durch eine dezentrale staatliche Organisation effektiver 
und effizienter genutzt (Kerber 1998). 

Daraus leitet Oates (1972, S. 30) das Dezentralisierungstheorem ab: Eine de-
zentrale Bereitstellung und Finanzierung öffentlicher Güter auf einer möglichst 
niedrigen staatlichen Ebene ist in einer Welt mobiler Individuen mit unterschied-
lichen Präferenzen effizient.16 Die marginale Wertschätzung der Individuen für 
öffentliche Leistungen entspricht dem marginalen Steuerpreis, den sie dafür 
entrichten müssen. Die Präferenzen der Steuerzahler setzen sich bei der Bereit-
stellung öffentlicher Leistungen durch. Die Bürger offenbaren  ihre Präferenzen 
für lokale öffentliche Güter durch den Wanderungsprozess zwischen Gebiets-
körperschaften (Oates 2006). Gemäss dieser Vorstellung ist der fiskalische 
Wettbewerb zwischen Gebietskörperschaften eher als günstig einzuschätzen. 
Eine Harmonisierung von Steuern wäre hingegen nachteilig. 

3.2 Externalitäten und Skalenerträge  
im Konsum öffentlicher Leistungen

Diese eher wohlwollende Einschätzung fiskalischen Wettbewerbs lässt sich 
nicht aufrechterhalten, wenn das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz verletzt ist 
(Olson 1969). Danach sollten diejenigen Entscheidungsträger, welche die Menge 
des bereitgestellten Gutes festlegen, sowie seine Konsumenten und die Zahler 
öffentlicher Leistungen einander räumlich entsprechen. Nutzniesser, Kosten- 
und Entscheidungsträger einer Massnahme sollten kongruent sein (Blankart 
2008). Steuerwettbewerb kann daher bei Externalitäten oder dezentraler Ein-
kommensumverteilung ineffizient sein. Die möglichen externen Effekte sind 
vielfältig. 

Horizontale fiskalische Externalitäten Diese lassen sich am besten durch eine 
beispielhafte Illustration verstehen. Zwischen den Schweizer Kantonen herrsche 
aufgrund ihrer erheblichen Besteuerungskompetenzen ein intensiver Steuer-
wettbewerb. Zürich könnte sich etwa mit Schwyz und Zug  einen fiskalischen 
Wettbewerb liefern. Senkte Schwyz den Spitzensteuersatz der Einkommensteu-
er, so würden mobile Steuerzahler mit hohen Einkommen aus Z ürich zuziehen. 
Diese Zuwanderung entlastet bei gegebener Versorgung mit öffentlich bereit-
gestellten Gütern und infrastrukturellen Kapazitätsreserven alle Einwohner in 
Schwyz, da sich der Immigrant mit den Bewohnern die Kosten für die Bereitstel-
lung öffentlicher Güter teilt, ohne dass deren Qualität abnimmt. Zugleich belas-
tet die private Wanderungsentscheidung bei zuvor optimaler  (oder zu geringer) 
Auslastung der Infrastruktur alle Einwohner in Zürich, da deren Steuerbelas-
tung zur Finanzierung der dort bereitgestellten öffentlichen Leistungen steigt. 
Berücksichtigen beide Kantone diese Entlastungs- bzw. Belastungswirkungen 
nicht in ihren Entscheidungen über öffentliche Leistungen, dann führt dies zu 
fiskalischen externen Effekten, die sich in einer zu niedrigen Besteuerung oder 
in einer ineffizient niedrigen Bereitstellung öffentlicher Leistungen auswirken 
(Zodrow und Mieszkowski 1986). Damit erhält man eine sophistizierte Version 

16 Siehe auch Köthenbürger (2008) für eine Neuformulierung des Dezentralisierungstheo-
rems. 
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des «race to the bottom»-Arguments: Die Steuersätze für mobile Faktoren sind 
zu niedrig, um die Leistungserstellung auf einem effizienten Niveau sicherzu-
stellen.17 

Dieses Ergebnis hängt jedoch von der Kurzsichtigkeit der politischen Entschei-
dungsträger ab, soweit sie die Entlastungs- und Belastungswirkungen nicht 
voraussehen bzw. aus früheren Wanderungsbewegungen nichts lernen. Gerade 
für die Schweiz mit ihrer langen Erfahrung mit dem interkantonalen Steuer-
wettbewerb ist dies unrealistisch. Die kantonalen Regierungen dürften daher 
nicht so kurzsichtig sein. Sie werden die Entlastungs- und Belastungswirkungen 
früher oder später berücksichtigen. Beide Kantone im obigen Beispiel werden 
daraufhin ihr öffentliches Leistungsangebot anpassen, sodass fiskalische Ex-
ternalitäten durch Veränderungen in der öffentlichen Infrastruktur kompensiert 
werden (Keen und Marchand 1997).

Skalenerträge im Konsum Öffentliche Leistungen können dann aber immer 
noch auf einem niedrigeren als dem von den Bürgern gewünschten Niveau be-
reitgestellt werden, wenn Nicht-Rivalität im Konsum der öffentlich angebotenen 
Leistungen besteht (Sinn 2003). Bei Nicht-Rivalität (steigenden Skalenerträgen 
im Konsum) sinkt die Qualität der Nutzung einer öffentlichen Leistung durch 
bereits vorhandene Nutzer nicht, wenn zusätzliche Konsumenten hinzukom-
men: Es spielt keine Rolle, ob ein zusätzlicher Wagen auf eine kaum befahrene 
Autobahnstrecke auffährt. Es macht dann auch wenig Sinn, jedem Autofahrer 
einen Deckungsbeitrag zu den hohen Fixkosten des Autobahnbaus in Form 
von höheren Autobahngebühren abzuverlangen, da die von ihm zusätzlich ver-
ursachten Kosten gleich null sind. Die Deckungsbeiträge werden daher durch 
Steuern  erzielt. Im Steuerwettbewerb können diese Deckungsbeiträge aber 
nicht den mobilen Steuerzahlern angelastet werden, weil sie ansonsten abwan-
dern würden. Man belastet sie lediglich mit Gebühren, die Grenzkostenpreisen 
entsprechen, sodass entweder ein ineffizient niedriges Niveau an öffentlichen 
Leistungen – gemessen an den Wünschen der Bürger – oder zu niedrige Netto-
einkommen der immobilen Steuerzahler resultieren, die den Deckungsbeitrag 
über allgemeine Steuern tragen müssen. 

Räumliche Externalitäten Hinzu treten Externalitäten aufgrund der räumlichen 
Ausdehnung öffentlicher Leistungen und ihrer Zahlungen, etwa wenn Bewohner 
von Freienbach in Zürich in die Oper gehen (Überschwappeffekte, Spillovers). 
Ihnen werden Eintrittspreise abverlangt, die nicht ihrer marginalen Zahlungsbe-
reitschaft entsprechen. Ein Teil des Opernbudgets wird nämlich durch Steuern 
aus dem allgemeinen Haushalt des Kantons finanziert. Aufgrund dieser effekti-
ven Preisunterschiede entstehen Überfüllungskosten in Form von Schlangen an 
den Abendkassen oder vorzeitig ausverkauften Vorstellungen. Versucht Zürich, 
Überfüllungsprobleme zu umgehen, indem grössere Mengen der öffentlichen 
Güter bereitgestellt werden, muss es Verluste tragen, da die Kosten nicht mehr 
gedeckt werden können. 

Räumliche Externalitäten resultieren auch aus Steuerexport. Bemerkenswer-
terweise ist Steuerexport den Auswirkungen des Steuerwettbewerbs entgegen-
gerichtet: Steuerexport setzt Anreize, ineffizient hohe Staatsausgaben zu tätigen, 
da ein Teil der Steuerbelastung von Personen ausserhalb der Gebietskörper-
schaft getragen wird. So dürfte ein nennenswerter Anteil von in Zürich ansässigen 
Unternehmen im Besitz von ausserhalb von Zürich ansässigen Anteilseignern 
sein. Da diese Anteilseigner nicht über die Höhe der Zürcher Einkommen- und 

17 Als sophistizierte Version des «race to the bottom»-Arguments kann man auch die Bemer-
kungen von Hildegard Fässler (SP) in der Diskussion um den Steuerwettbewerb verstehen. 
Siehe «Variationen zum Steuerwettbewerb: Ein angeregtes Panelgespräch», Neue Zürcher 
Zeitung Nr. 122, 28. Mai 2008, S. 23.
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Körperschaftsteuer abstimmen können, hat der Kanton einen Anreiz, sie höher 
zu besteuern. Die Kosten öffentlicher Leistungen werden externalisiert (Huizinga 
und Nielsen 1997). Räumliche Externalitäten können somit fiskalische Externali-
täten kompensieren, sodass per saldo keine Effizienzprobleme auftreten müssen 
(Bjorvatn und Schjelderup 2002, Noiset 2003, Sørensen 2004).

Vertikale fiskalische Externalitäten stellen sich schliesslich ein, wenn über- 
und untergeordnete Gebietskörperschaften auf die gleiche Steuerbasis  zugreifen. 
Nimmt jede Gebietskörperschaft den Steuersatz der anderen Ebene als gegeben 
an, so tritt ein Allmende-Problem auf: Die gemeinsame Steuer basis wird «über-
nutzt», indem sie ineffizient hoch besteuert wird. Eine Steuer er höhung durch 
eine Ebene reduziert die Steuereinnahmen der anderen Ebene, ohne dass die 
dadurch verursachten fiskalischen Externalitäten von den jeweiligen Gebiets-
körperschaften in ihren Entscheidungen berücksichtigt werden. Die privaten 
marginalen Wohlfahrtskosten sind niedriger als die gesellschaftlichen, da die 
Zusatzlast der Besteuerung mit steigender Steuerbelastung progressiv ansteigt 
(Wrede 1999, Keen und Kotsogiannis 2002). Dies scheint für eine zentrale Koor-
dination zwischen den Ebenen zu sprechen, die jedoch nicht notwendig ist, wenn 
die einzelnen Bürger selbst, etwa in Volksabstimmungen, über die Steuerge-
setze der Ebenen entscheiden können. Schliesslich haben die Steuerzahler ein 
hinreichendes Interesse daran, nicht zu hoch besteuert zu werden.18

Mit diesen Hinweisen auf die möglichen Externalitäten ist noch nicht klar, ob man 
von fiskalischem Wettbewerb eher günstige oder ungünstige Ergebnisse im Hin-
blick auf die Effizienz der öffentlichen Leistungserstellung  erwarten kann. Wäh-
rend der Tiebout-Ansatz dem fiskalischen Wettbewerb eine Effizienz steigernde 
Wirkung zuerkennt, lassen die verschiedenen zuvor diskutierten  Externalitäten 
eher Zweifel dahingehend aufkommen. Allerdings ist das Ausmass der dadurch 
entstehenden Verzerrungen umstritten. Fiskalische  Externalitäten in Kombi-
nation mit steigenden Skalenerträgen im Konsum können zu einer ineffizient 
niedrigen Bereitstellung öffentlicher Güter oder zu ineffizient niedrigen Steu-
erbelastungen für mobile Faktoren führen. Sie können aber auch lediglich eine 
höhere Belastung immobiler Faktoren bewirken und somit ein weiteres Vertei-
lungsproblem herbeiführen. Fiskalische Externalitäten und räumliche Externa-
litäten, insbesondere der Steuerexport, können sich gegenseitig kompensieren. 
Die Bedeutung vertikaler fiskalischer Externalitäten hängt zudem von den 
politischen Entscheidungsmechanismen ab. Nicht zuletzt besteht die daraus 
resultierende Verzerrung auch in einer zu hohen Besteuerung, sodass die in der 
SP-Initiative vorgeschlagenen Mindeststeuersätze eher der falsche Weg wären. 
Dabei wurde bislang angenommen, dass das sogenannte Selektionsprinzip (Sinn 
2003) gilt, wonach der Staat tut, was er soll, nämlich Marktversagen korrigieren. 
Bevor diese Annahme in der Betrachtung aufgegeben wird, soll zunächst aber 
ein Blick auf die staatliche Umverteilung und die Möglichkeit der Beibehaltung 
des Wohlfahrtsstaates im fiskalischen Wettbewerb geworfen werden.

3.3 Staatliche Einkommensumverteilung  
über das Steuer-Transfer-System

Bei der personellen Einkommensumverteilung ergeben sich zumindest aus the-
oretischer Sicht eindeutigere Probleme als hinsichtlich der Effizienz fiskalischen 
Wettbewerbs. Erneut kann ein Beispiel illustrieren: Zürich habe eine  höhere 
Steuerprogression und zahle höhere Sozialhilfe als Schwyz. Zürich verteile 

18 Siehe aber die gegenteilige Position, die in der Arbeit von Brülhart und Jametti (2008) zum 
Ausdruck kommt. Die Autoren sehen allerdings die Möglichkeit direkt-demokratischer 
Entscheidungsmechanismen nicht für alle in ihrem Modell berücksichtigten staatlichen 
Ebenen vor.

«Eine zentrale Koordination 
zwischen den Ebenen ist nicht 
notwendig, wenn die Bürger 
über die Steuergesetze ent-
scheiden können.»
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also in stärkerem Masse Einkommen um. Bürger mit niedrigerem Einkommen 
werden dann – ceteris paribus19 – nach Zürich ziehen, da sie sich dort höhere 
Transfereinkommen erhoffen. Bürger mit höherem Einkommen werden hin-
gegen nach Schwyz auswandern, weil dort weniger Einkommensumverteilung 
betrieben wird. Dezentrale Einkommensumverteilung wird dadurch erschwert, 
vielleicht unmöglich gemacht. 

Viele Gegenargumente zu diesem Szenario lassen sich nicht finden. Häufig wird 
behauptet, dass Vermögende in der Gesellschaft bereit sind, höhere Steuern 
zum Erhalt des sozialen Friedens zu zahlen (Buchanan 1975). Diese freiwillige 
Umverteilung, die durch altruistische Präferenzen der Transferzahler begrün-
det sein kann, sei bei dezentraler staatlicher Organisation ausgeprägter als bei 
zentraler, da man die Empfänger kenne und leichter identifizieren könne (Pauly 
1973). Einkommensumverteilung sei, zumindest in einem gewissen Ausmass, 
ein lokales öffentliches Gut. Das mag in der Tat bis zu einem gewissen Grad 
stimmen. Dennoch dürften die so erhaltenen Steuerzahlungen nicht ausreichen, 
um den Bedürftigen in der Gesellschaft ein Existenzminimum zu  sichern. Ein 
möglicher Nachteil des Steuerwettbewerbs ist daher eher im Bereich der inter-
personellen Umverteilung zu suchen (Stigler 1957, Sinn 2003).

3.4 Regionale Konvergenz

In der Diskussion um den Steuerwettbewerb in der Schweiz wird zuweilen be-
hauptet, fiskalischer Wettbewerb führe auch dazu, dass arme Regionen ärmer 
und reiche Regionen reicher würden. Je mehr gute Steuerzahler eine Region 
habe, desto niedriger könne die Steuerbelastung dort sein. Arme Regionen 
müssten hingegen hohe Steuern erheben, um ihre Infrastruktur finanzieren zu 
können. Dies würde zur Wanderung «guter Steuerzahler» in die wirtschafts-
starken Regionen führen. 

Aus einer traditionellen ökonomischen Sicht ist diese Argumentation erstaun-
lich, denn solche für die Ausgangssituation der Regionen zuvor beschriebenen 
Ressourcenunterschiede können nicht auf Dauer bestehen bleiben. In der ärme-
ren Region können aufgrund der Strukturschwäche nur relativ niedrige Löhne 
gezahlt werden. (Die Lohnhöhe ist in diesem Sinne der beste Indikator für die 
regionale Armut.) Wegen der relativ niedrigen Löhne sind jedoch die mit Kapital-
investitionen erzielbaren Renditen relativ höher. Dies lockt Kapital aus anderen 
Regionen an. Wegen der dort erzielbaren höheren Grenzproduktivität des Kapi-
tals schliessen letztendlich die ärmeren Regionen zu den reichen  Regionen auf. 
Die Einkommensniveaus (und auch die Ressourcenausstattungen) konvergieren. 

Aus der mittlerweile breit akzeptierten «Neuen Ökonomischen Geographie» 
ist jedoch bekannt, dass diese traditionelle ökonomische Sicht relativ naiv ist. 
Unternehmen einer Branche, häufig der Wachstumsbranchen, siedeln sich an 
Standorten an, an denen sie andere Unternehmen dieser Branche vorfinden.  
Es bestehen Agglomerationsvorteile. Für die Standortentscheidung des Un-
ternehmens spielen aber auch noch Transportkosten und Skalenerträge in der 
 Produktion eine Rolle. Im Wettbewerb interregional tätiger Unternehmen kann 
sich dann eine Konzentration industrieller Aktivitäten in bestimmten Regionen 
aus dem Zusammenspiel von Skalenerträgen in der Produktion, Agglomerati-
onsvorteilen und Transportkosten ergeben, die zu anhaltenden Wachstums-

19 Die Ceteris-paribus-Annahme ist hier bedeutsam, da es sich bei Wanderungsentscheidun-
gen um Totalentscheidungen handelt. Neben Steuern und Transfers spielen viele Grün-
de eine Rolle für die Wohnortwahl von Individuen. Insbesondere sind Wohnungspreise in 
Gebietskörperschaften mit niedriger Steuerbelastung – ceteris paribus – höher und wirken 
so diesem Verteilungsproblem entgegen. 
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unterschieden führt. Solche Modelle einer räumlichen Wirtschaftsentwicklung 
lassen überdurchschnittliche wirtschaftliche Aktivitäten in Zentren erwarten, 
während die Peripherie in unterdurchschnittlicher Wirtschaftsaktivität verharrt. 

Verschiedene Autoren analysieren die Auswirkungen des Steuerwettbewerbs auf 
die wirtschaftliche Entwicklung von zentralen und peripheren Regionen  unter 
solchen Bedingungen (Ludema und Wooton 2000, Kind, Knarvik und Schjelderup 
2000, Baldwin und Krugman 2004, Borck und Pflüger 2006, Burbidge, Cuff und 
Leach 2006). Die Agglomerationsvorteile in den wirtschaftlichen Zentren er-
möglichen es deren Regierungen, höhere Steuern als die peripheren Regionen 
zu erheben.20 Beispielsweise bietet Zürich den Unternehmen grosse Vorteile 
aufgrund exzellenter Infrastruktur, etablierter Kunden- und Zuliefe rerbasis 
und gut ausgebildeter Arbeitskräfte, sodass sich Zürich vergleichsweise höhe-
re Steuerbelastungen leistet. Die peripheren Regionen, etwa auch Obwalden, 
 haben häufig kaum eine Alternative zum Ausgleich ihrer Standortnachteile als 
die Steuerpolitik. Sie müssen dies durch eine drastische Senkung der Steuer-
belastung versuchen, da kleine Veränderungen die Agglomerationsvorteile der 
Zentren nicht kompensieren können. Steuerharmonisierung wäre dann schäd-
lich, da die Ressourcenunterschiede zwischen Peripherie und Zentrum zemen-
tiert würden. 

Eine Erfolgsgeschichte in dieser Hinsicht stellt im internationalen Umfeld Irland 
dar, das aufgrund seiner peripheren Lage in Europa grundsätzlich schlechtere 
Entwicklungschancen als etwa Norditalien hat. Trotz langjähriger Transfers, 
die Irland im Rahmen der EG-Regionalpolitik seit seinem Beitritt erhielt, kam 
es erst mit der Politik systematischer Steuersenkungen zu Beginn der 1990er-
Jahre zu einer Beschleunigung der irischen Wirtschaftsentwicklung. 

Vor diesem Hintergrund ist die Aufregung um die degressiven Einkommen- 
und Vermögensteuern in Obwalden bemerkenswert. Über viele Jahre wurde 
Obwalden mit hohen Finanztransfers im Rahmen des alten Finanzausgleichs 
ausgestattet, um seine Standortnachteile zu kompensieren. Nachdem der 
Kanton feststellte, dass diese Finanztransfers seine Strukturprobleme nicht 
zu lösen vermochten und seine steuerpolitischen Instrumente nutzte, wurde 
dies gerade von den im neuen Finanzausgleich ressourcenstarken Kantonen 
kritisiert. Dabei dürfte der Schlüssel für die Lösung struktureller Probleme 
von Regionen in der Steuerautonomie liegen. Finanztransfers bewegen die 
politischen Entscheidungsträger vor Ort hingegen eher, an den bestehenden 
wirtschaftlichen Strukturen festzuhalten, gegebenenfalls Beihilfen zu zahlen, 
als den Strukturwandel zu befördern. Die politischen Erträge aus dem struktu-
rellen Wandel sind unsicher, während die politischen Vor- und Nachteile aus der 
 alten Wirtschaftsstruktur für die politischen Entscheidungsträger berechenbar 
sind. Diese  Unsicherheit verzerrt die Entscheidung, sich für den Strukturwandel 
einzusetzen, zugunsten des Status quo. Dies führt letztlich zu Finanzproblemen 
dieser Regionen, die mit erheblichen Nachteilen für den gesamten Bundesstaat 
verbunden sind. Die deutschen Erfahrungen mit einem ausgeklügelten Finanz-
ausgleichssystem als Grund für notorische Finanzprobleme strukturell schwa-
cher Länder liefern hierfür ein abschreckendes Beispiel. 

20 Agglomerationsvorteile bedingen standortspezifische Renten aufseiten der Unternehmen, 
die von den Regierungen ohne grössere Widerstände und Verzerrungen besteuert werden 
können.

«Der Schlüssel für die Lösung 
struktureller Probleme von 
Regionen dürfte in der Steuer-
autonomie liegen.»
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3.5 Polit-ökonomische Argumente

Wie bereits angedeutet, wird bei allen diesen Argumenten davon ausgegangen, 
dass sich der Staat stets wohlwollend verhält. Die politischen Entscheidungs-
träger verfolgen jedoch häufig ihre eigenen Ziele und sind unzureichend an den 
Willen der Bürger gebunden. Versucht die Regierung, diese privaten Vorteile 
über höhere staatliche Einnahmen zu sichern, können sich die Steuerzahler 
der Belastung durch Abwanderung entziehen (Brennan und Buchanan 1980). Je 
stärker fragmentiert ein Bundesstaat in seine Gliedstaaten ist, umso leichter 
wird diese Wanderungsoption genutzt werden können. Die Ausbeutung der Bür-
ger durch eigennützige Regierungen wird durch den Föderalismus beschränkt. 
Eine solche Regierung kann die Steuerbelastung somit nicht beliebig erhöhen. 
Sie muss auf mobile Faktoren Rücksicht nehmen. 

Fiskalischer Wettbewerb wird dann Effizienz steigernd sein. Steuerharmo-
nisierung wäre in diesem Fall kontraproduktiv, da dem Staat die Ausbeutung 
der Steuerbasis erleichtert würde. Allerdings bedeutet die Rücksichtnahme auf 
mobile Faktoren nicht notwendigerweise eine insgesamt höhere Effizienz in der 
Besteuerung, da solche Regierungen die immobilen Faktoren weiterhin zu hoch 
besteuern können (Apolte 2001). Der Steuerwettbewerb wäre nicht ausreichend, 
um eigennützige Regierungen an der Ausbeutung des Steuersubstrats zu hin-
dern. 

Besley und Coate (2003) ermöglichen eine weitere Perspektive auf die mit dem 
Föderalismus verbundenen polit-ökonomischen Fragen. Sie argumentieren, 
dass Ineffizienzen aufgrund zentralstaatlicher Bereitstellung und Finan zierung 
öffentlicher Güter auch unter der Annahme grundsätzlich wohlwollender 
staatlicher Entscheidungsträger auftreten können. Auf der zentralstaatlichen 
Ebene ist nämlich das Problem der fiskalischen Allmende grösser als auf 
 regionaler oder lokaler Ebene. Verschiedene (regional oder lokal verankerte) 
Anspruchsgruppen richten ihre Nachfrage nach öffentlichen Leistungen an das 
jeweilige Budget. Je nachdem, welcher Klientel eine Regierung aufgrund von 
Stimmentausch freundlich gegenübersteht, kommen manche Gruppen zum 
Zuge und andere nicht. Die Kosten dieser Programme werden jedoch über die 
gesamte Bevölkerung verteilt. Es entsteht ein «Common Pool Problem» auf-
grund der gruppenmässigen oder regionalen Konzentration der Nutzen und der 
relativ  höheren räumlichen Dispersion der Kosten. Müssen diese regionalen 
Anspruchsgruppen diese öffentlichen Leistungen auf der regionalen Ebene 
nachfragen, so ist die Möglichkeit zum Stimmentausch reduziert und die fiskali-
sche Allmende wird weniger stark ausgebeutet. Der Wettbewerbsföderalismus 
schwächt Allmendeprobleme somit deutlich ab.

Föderalismus führt schliesslich auch dazu, dass die Bürger die Leistungen von 
Politikern vergleichen und bewerten können (Besley und Case 1995). Aufgrund 
ihrer unvollständigen Information über politische Sachfragen, die geringer 
als die ihrer Abgeordneten ist, messen die Bürger in Zürich die Leistung des 
 Regierungsrats an der vergleichbaren Leistung des Zuger Regierungsrats. Hat 
Zug bei einem ähnlichen Niveau öffentlicher Leistungen und auch ansonsten 
in beiden Kantonen gleichen Bedingungen niedrigere Steuersätze als Zürich, 
so haben die Bürger einen Anreiz, Mitglieder des Regierungsrats nicht wieder-
zuwählen. Der Zürcher Regierungsrat antizipiert diese mögliche Abwahl bei 
seiner Entscheidung über Steuererhöhungen. Bei einem langfristigen Zeithori-
zont der Regierung hat dieser Wettbewerb somit einen disziplinierenden Effekt. 
Die Regierenden sind gezwungen, öffentliche Leistungen kostengünstig und auf 
 einem von den Bürgern gewünschten Niveau bereitzustellen. 

«Die Ausbeutung der Bürger 
durch eigennützige Regie-
rungen wird durch den Föde-
ralismus beschränkt.»

  3 Fiskalischer Wettbewerb wird 
Effizienz steigernd sein.
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3.6 Politische Innovation und  
Wirtschafts wachstum

Der zuvor skizzierte Vergleichswettbewerb begünstigt die Verbreitung von Wis-
sen in der Politik und führt somit in einer dynamischen Perspektive zu Effizi-
enzsteigerungen. Bei dezentraler Leistungserstellung und Finanzierung ist es 
möglich, mit neuen staatlichen Lösungen für wirtschaftliche Probleme dezen-
tral zu experimentieren. Die Hemmschwelle zur Durchführung von Reformen 
wird herabgesetzt, weil das Scheitern von Politikexperimenten mit geringeren 
Kosten als bei zentralstaatlichen Reformen verbunden ist. Louis Brandeis, 
Richter am Obersten Bundesgericht der USA, schrieb bereits 1932: «It is one 
of the happy incidents of the federal system that a single courageous state may, 
if its citizens choose, serve as a laboratory; and try novel social and economic 
experiments without risk to the rest of the country.» (Zitiert nach Oates 1999.) 
Die erfolgreichen Lösungsansätze setzen sich durch, weil sie von anderen Ge-
bietskörperschaften imitiert werden. Der Wettbewerb zwischen Gebietskörper-
schaften wird somit quasi zu einem Entdeckungsverfahren, das den Fortschritt 
im öffentlichen Sektor beflügelt und damit zur wirtschaftlichen Entwicklung 
eines Landes begünstigend beiträgt (Hayek 1939, Kerber 1998, Schnellenbach 
2004, Blankart 2007). Oates (1999) spricht in diesem Zusammenhang auch von 
 «laboratory federalism» und verweist darauf, dass die Reform der amerikani-
schen Sozialhilfe von 1996 aus diesem Grund eine Rückverlagerung von Kompe-
tenzen von der Bundesebene auf die Ebene der Bundesstaaten vornahm (Inman 
und Rubinfeld 1997).

Die Argumente für eine innovationsfördernde Wirkung des fiskalischen Wett-
bewerbs sind jedoch ebenfalls umstritten. Die Wirkung politischer Reformen 
ist mit Unsicherheiten behaftet. Politische Unternehmer sind in aller Regel 
 risikoscheu und haben daher Anreize, sich abwartend zu verhalten, statt sich mit 
neuen Lösungen zu profilieren und die sich ex post als überlegen erweisenden 
Lösungen zu imitieren bzw. auf ihre Bedürfnisse zu adaptieren. Es entsteht ein 
Trittbrettfahrerproblem (Rose-Ackerman 1980). Zudem bieten Politikinnovatio-
nen im föderalen Staat eigennützigen Politikern auch die Möglichkeit, sich per-
sönliche Vorteile zu verschaffen und damit einhergehende Ineffizienzen auf die 
Unsicherheit von Politikinnovationen zu schieben (Kotsogiannis und Schwager 
2006). Schliesslich sind die Anreize der Bürger, sich über Politik zu informieren, 
sehr gering, sodass eher Skepsis angebracht ist, ob sie die Politiker zu Refor-
men anhalten. Aber dennoch dürfte das Ausmass an politischen Innovationen 
bei dezentraler Leistungserstellung und -finanzierung höher als bei zentral-
staatlicher sein (Schnellenbach 2004). Bei zunehmender Mobilität verstärken 
sich zudem die (moderaten) positiven Effekte des fiskalischen Wettbewerbs auf 
das Ausmass an politischen Innovationen. In welchem Ausmass der Steuerwett-
bewerb über höhere politische Innovationen zur wirtschaftlichen Entwicklung 
eines Landes beiträgt, hängt somit sehr stark von den angenommenen Rahmen-
bedingungen ab (Rauscher 2006, 2007).

Ein weiterer Ansatz zum Zusammenhang zwischen fiskalischem Wettbewerb 
und wirtschaftlicher Entwicklung findet sich in Weingasts (1995) «market-
preserving federalism», der aus einer polit-ökonomischen Betrachtung auf 
die wohlfahrtssteigernden Wirkungen des Föderalismus hinweist. Er begreift 
den Wettbewerbsföderalismus als Chance, das Ausmass staatlicher Eingriffe 
zu beschränken und damit marktwirtschaftliche Effizienz sicherzustellen. Er 
folgt damit der Analyse von Brennan und Buchanan (1980) und leitet daraus 
konsequent einen positiven Beitrag des Wettbewerbsföderalismus zum Wirt-
schaftswachstum ab. Rodden und Rose-Ackerman (1997) bezweifeln jedoch 
diese einfache Sicht der Dinge. Sie verweisen darauf, dass sich die Regierungen 
nachgeordneter Gebietskörperschaften statt an den Interessen mobiler Inves-

 3 Der Wettbewerb zwischen Gebiets-
körperschaften wird zu einem Ent-
deckungsverfahren, das den Fortschritt 
im öffentlichen Sektor beflügelt und 
zur wirtschaftlichen Entwicklung eines 
Landes begünstigend beiträgt.
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toren an der Nachfrage lokaler Verteilungskoalitionen ausrichten können und 
diese möglicherweise durch protektionistische Massnahmen vor Wettbewerb 
von aussen schützen. 

Die Wirkungskanäle des fiskalischen Föderalismus 
auf die wirtschaftliche Entwicklung 

Quelle: Feld (2008).

Kessing, Konrad und Kotsogiannis (2006, 2007) nehmen zudem die Hinder-
nisse mit in den Blick, die ein Mehrebenensystem wie der Föderalismus für 
ausländische Direktinvestitionen hat. Demnach haben die Zentralregierungen 
in Mehrebenensystemen grössere Schwierigkeiten, ausländischen Investo-
ren eindeutige Rahmenbedingungen anzubieten, wenn die nachgeordneten 
Gebiets körperschaften ihre eigene autonome Politik betreiben. Insbesondere 
sähen sich die Investoren keiner eindeutigen Steuerpolitik gegenüber, sodass 
sie übermässig hohe Steuern aufgrund vertikaler fiskalischer Externalitäten 
befürchten müssten. Dies dürfte der wirtschaftlichen Entwicklung von Föderal-
staaten abträglich sein. Allerdings bleibt in der Analyse von Kessing et al. der 
horizontale Steuerwettbewerb unberücksichtigt, sodass sich ihre Ergebnisse 
nicht im notwendigen Widerspruch zu Weingasts Argumenten befinden. Der 
horizontale Steuerwettbewerb kann aber die steuerliche Attraktivität eines Lan-
des insgesamt erhöhen und so die vertikalen fiskalischen Externalitäten kom-
pensieren (Wilson und Janeba 2005, Brülhart und Jametti 2008). Horizontaler 
Steuerwettbewerb führt eher zu einem günstigen Effekt auf Direktinvestitionen 
(Janeba 2002).

Vor dem Hintergrund dieser Argumente muss theoretisch offen bleiben, ob der 
Wettbewerbsföderalismus oder der kooperative Föderalismus positiv zur wirt-
schaftlichen Entwicklung von Gebietskörperschaften beitragen (Feld, Baskaran 
und Schnellenbach 2007). Abbildung 9 stellt die möglichen Transmissions-
kanäle, über die sich der Wettbewerbsföderalismus auf die wirtschaft liche Ent-
wicklung auswirken kann, zusammenfassend dar. Zunächst lassen theoretische 
Analysen zur Effizienz des öffentlichen Sektors im fiskalischen Wettbewerb kei-
ne eindeutigen Aussagen zu. Es spricht zwar mehr für die Effizienzvermutung 
des Wettbewerbsföderalismus, da sich mögliche Externalitäten gegenseitig 
kompensieren können und Politikversagen durch den Systemwettbewerb ein-
geschränkt wird. Dominiert jedoch das mit dem Systemwettbewerb sozusagen 
durch die Hintertür wieder eingeführte Marktversagen, so können Ineffizienzen 
auftreten. Gleichermassen ambivalent ist die Einschätzung der innovations-
fördernden Effekte fiskalischen Wettbewerbs. Auch hier spricht mehr für einen 

Abbildung 9
Aus theoretischer Sicht spricht einiges 
dafür, dass der Wettbewerbsföderalis-
mus die regionale Wirtschaftsentwick-
lung eher fördert. Ohne empirische 
Evidenz lässt sich das abschliessend 
aber nicht beurteilen.
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positiven Effekt des Wettbewerbsföderalismus, aber es können sich durchaus 
reformhemmende Effekte ergeben. Was die Ressourcenverteilung im Raum 
anbetrifft, so können sich Marktkräfte, die zur regionalen Konzentration der 
Wirtschaftskraft in Agglomerationen führen, im Wettbewerbsföderalismus 
leichter durchsetzen. Die «Neue Ökonomische Geographie» deutet darauf hin, 
dass insbesondere Steuerwettbewerb eine Möglichkeit darstellt, ökonomische 
Standortnachteile zu kompensieren. Steuerharmonisierung ist dann eher 
als schädlich anzusehen. Zumindest dürfte aber die Hoffnung auf die positive 
 Wirkung des Finanzausgleichs zur Herstellung eines sich selbst verstärkenden 
Aufholprozesses trügerisch sein. Alles in allem spricht aus theoretischer Sicht 
somit einiges dafür, dass der Wettbewerbsföderalismus eher förderlich für die 
regionale Wirtschaftsentwicklung ist. Ohne empirische Evidenz lässt sich dies 
jedoch nicht abschliessend beurteilen.

3.7 Föderalismus und Verschuldung

Auch wenn Abbildung 9 bereits die wichtigsten Argumente zum Wettbewerbs-
föderalismus zusammenfasst, bleibt dabei ein wichtiger Aspekt unberücksich-
tigt. Dies ist der Zusammenhang von Föderalismus und Verschuldung, der sehr 
vielschichtig ist. Zunächst würde man bei einer weitgehenden Finanzautono-
mie, wie die Schweizer Kantone sie besitzen, davon ausgehen, dass sie auch 
eigenverantwortlich für ihre eingegangenen Verbindlichkeiten gegenüber den 
Kapitalmärkten eintreten. Grundsätzlich ist davon spätestens seit dem Leuker-
bad-Urteil des Bundesgerichts auch für die Kantone auszugehen (Blankart und 
Klaiber 2006). Ein eigentliches Problem des Bail-outs stellt sich im Schweizer 
Kontext damit zunächst nicht. Allerdings können sich sowohl der Steuerwett-
bewerb zwischen Gebietskörperschaften als auch der Finanzausgleich auf die 
Erhöhung der Staatsverschuldung und auf Konsolidierungsbemühungen, somit 
auf den Rückgang der Staatsverschuldung auswirken. 

Manche befürchten, dass Steuerwettbewerb einen Anstieg der Staatsverschul-
dung bewirken könnte, weil aufgrund des Steuerwettbewerbs die erforderlichen 
Einnahmen zur Finanzierung notwendiger Ausgaben ausbleiben (Jensen und 
Toma 1991). Dies könnte die Gebietskörperschaften dazu verleiten, in früheren 
Zeitpunkten keine Anpassungen bei der öffentlichen Leistungserstellung vor-
zunehmen und sich zu verschulden, dann aber bei der Rückzahlung der Schuld 
ein ineffizient niedriges Niveau öffentlicher Leistungen bereitzustellen. Dieses 
 Argument verkennt, dass die Höhe der Staatsverschuldung selbst bedeutsam 
für die Attraktivität einer Gebietskörperschaft ist. Bei niedriger Staatsverschul-
dung erhöht sich die Wahrscheinlichkeit der Zuwanderung mobiler Faktoren, 
weil Individuen niedrigere Steuerzahlungen zur Tilgung der Schulden in der 
Zukunft erwarten können. Das Schuldenniveau wird damit selbst zum Wett-
bewerbsparameter im Steuerwettbewerb zwischen Gebietskörperschaften. 

Wesentlich ungünstiger dürfte die Wirkung von Finanzausgleichszahlungen 
sein. Zwar scheint hier eine saldenmechanische Betrachtung niedrigere Schul-
den vorauszusagen: Erzielt ein Kanton höhere Einnahmen aufgrund von Trans-
fers des Bundes (oder anderer Kantone), so muss er sich weniger hoch ver-
schulden, um seine notwendigen Ausgaben zu finanzieren. Dies lässt jedoch 
wiederum die Anreizwirkungen von Finanztransfers ausser Betracht. Finanz-
ausgleichszahlungen wirken wie ein temporäres partielles Bail-out. Die emp-
fangenden Kantone lassen in ihren Bemühungen um nachhaltige öffentliche 
Finanzen nach, wenn sie Zahlungen der anderen erwarten können (Homburg 
1994, Wildasin 1997, Goodspeed 2002). Aber die anderen Kantone erhalten auch 
einen Anreiz, übermässig viel auszugeben und sich übermässig zu verschulden, 
wenn sie zur Finanzierung der Transfers herangezogen werden. Schliesslich 
führt der Finanzausgleich zu mehr Staatsverschuldung. 

 3 Das Schuldenniveau wird zum 
 Wett bewerbsparameter im Steuer-
wettbewerb zwischen Gebiets-
körperschaften.
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Ähnliche Argumente gelten hinsichtlich der Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte (Schaltegger und Feld 2009). In der politikwissenschaftlichen Lite-
ratur dominiert die Sicht, dass Föderalismus aufgrund der höheren Zahl von 
Entscheidungsträgern auch ein höheres Potenzial zur Verhinderung der Kon-
solidierung hat (Tsebelis 2002, Tsebelis und Chang 2004). Berücksichtigt man 
jedoch unterschiedliche finanzpolitische Instrumente im Föderalismus, so führt 
eher der Finanzausgleich zu einer geringeren Wahrscheinlichkeit erfolgreicher 
Konsolidierungen, weil er notwendige Anpassungsmassnahmen verzögert. 
Steuerwettbewerb bewirkt hingegen, dass die erfolgreiche Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte in einem Kanton diesen für Zuwanderer wegen der 
 geringeren erwarteten Steuerzahlungen in der Zukunft attraktiv macht. Wett-
bewerbsföderalismus kann daher die Konsolidierungsbemühungen steigern. 

3.8 Asymmetrischer Föderalismus

Die zuvor diskutierten mit dem Wettbewerbsföderalismus in Verbindung ge-
brachten Verzerrungen und Probleme werden vermutlich dann verschärft, 
wenn Asymmetrien im Föderalismus vorliegen. Diese Asymmetrien können 
 beispielsweise hinsichtlich der Grösse der Gebietskörperschaften bestehen, 
etwa im Hinblick auf ihre Bevölkerungszahl oder ihrer Wirtschaftskraft, aus-
gedrückt im Bruttoinlandsprodukt, in anderen Wertschöpfungsgrössen oder in 
den Vorkommen natürlicher Ressourcen. Bucovetsky (1991) und Wilson (1991) 
weisen darauf hin, dass die bezogen auf ihre Bevölkerungszahl kleine Region 
im Steuerwettbewerb aufgrund einer hohen Zinselastizität des Kapitals relativ 
gewinnt. Die grössere Region kann eine Steuererhöhung vornehmen, um die 
Erosion der Steuerbasis aufgrund der Abwanderung in die kleine Region zu 
kompensieren. Senkt die grosse Region jedoch ihren Steuersatz, so wird relativ 
weniger Kapital aus der kleinen Region attrahiert. Zumindest in der grossen 
Region werden  öffentliche Leistungen daraufhin auf zu geringem Niveau be-
reitgestellt. Demnach müssten kleine Regionen im Steuerwettbewerb zulasten 
grosser Gebietskörperschaften profitieren.

Haufler und Wooton (1999) widersprechen dieser Sicht. Ihre Überlegungen un-
terscheiden sich von Bucovetsky (1991) und Wilson (1991) dahin gehend, dass 
sie eine räumliche Perspektive einnehmen und daher Transportkosten und 
Marktgrösseneffekte berücksichtigen. Diese theoretische Analyse ist somit mit 
den Argumenten von Baldwin und Krugman (2004) kompatibel. Aufgrund von 
Transportkosten haben Firmen einen Anreiz, ihren Standort in grösseren Regio-
nen zu wählen. Entscheidet sich die grössere Region für eine aggressive Steuer-
senkungspolitik, so profitiert sie übermässig stark im asymmetrischen Steuer-
wettbewerb. Die kleinen peripheren Regionen haben das Nachsehen. Welche 
Sicht zutreffend ist, lässt sich ohne empirische Analysen leider nicht beurteilen. 
Allerdings liegen bislang keine empirischen Studien vor, welche Asymmetrien 
explizit berücksichtigen. 

3.9 Eine Zusammenfassung

Zwar wäre es voreilig, einzig auf Basis der in diesem Abschnitt vorgelegten 
theoretischen Überlegungen eine Schlussfolgerung zu ziehen. Aber angesichts 
der Vielzahl an unterschiedlichen Argumenten ist es erforderlich zu betonen, 
auf was es dabei ankommt. Die vorgängigen Ausführungen zeigen die sich 
 widersprechenden Argumente auf und scheinen so die Befürchtung zu nähren, 
dass eine ökonomische Analyse nicht zu eindeutigen Aussagen führt. Dabei 
zeigt sich in der Finanzwissenschaft lediglich, dass – vermutlich aufgrund des 
grossen Interesses an diesem Thema – die möglichen Argumente für und  wider 
den Wettbewerbsföderalismus bei unterschiedlichen Annahmen über seine 

«Wett bewerbsföderalismus 
kann Konsolidierungs-
bemühungen steigern.»
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Wirkungsweise und die Rahmenbedingungen, unter denen er wirkt, eine sehr 
differenzierte Sicht nahelegen. 

Bedeutsam für die Einschätzung des Wettbewerbsföderalismus ist  erstens die 
Einstellung zum Staat im Allgemeinen. Geht man davon aus, dass der Staat tut, 
was er soll, dann werden die möglichen Verzerrungen durch den Wettbewerbs-
föderalismus, die Ineffizienzen in der staatlichen Leistungserstellung und die 
mögliche Gefahr für den Wohlfahrtsstaat in den Vordergrund gerückt. Unterstellt 
man hingegen den staatlichen Akteuren, dass sie sich e igennützig und rational 
verhalten, dann stellt der Wettbewerbsföderalismus eine Massnahme gegen die 
übermässige Besteuerung eines durch Staatsversagen geprägten öffentlichen 
Sektors dar. 

In beiderlei Hinsicht ist aber zweitens Vorsicht geboten. Die Möglichkeit des 
Auftretens von Externalitäten ist noch nicht hinreichend für Einschränkungen 
des Wettbewerbsföderalismus, etwa weil sie sich gegenseitig aufheben können. 
So wirkt Steuerexport fiskalischen Externalitäten entgegen. Wie externe Effekte 
auch im Umweltbereich keine staatlichen Aktivitäten erfordern, wenn die priva-
ten Akteure im Sinne des Coase-Theorems Anreize zu Verhandlungen haben, so 
vermag auch ein Wettbewerbsföderalismus selbstregulierende Mechanismen 
zu entwickeln. Der fiskalische Wettbewerb ist andererseits nicht hinreichend, 
um eine übermässige Besteuerung zu verhindern, wenn lediglich die mobilen 
Faktoren davon profitieren. Die Beschränkung eigennütziger Regierungen muss 
mit weiteren Instrumenten erfolgen. 

Drittens erscheint eine Betrachtung der einzelnen Elemente des Föderalismus 
ratsam. Kaum ein Föderalstaat setzt nur auf den fiskalischen Wettbewerb oder 
nur auf den fiskalischen Ausgleich durch Transfers oder nur auf kooperativen 
Föderalismus. Häufig stehen diese Charakteristika mit mehr oder weniger 
starken Betonungen auf der einen oder anderen Seite nebeneinander. Entschei-
dend sind die minimalen Voraussetzungen für eine günstige Wirkungsweise der 
verschiedenen Instrumente. Durch die Betonung der einzelnen Ins trumente des 
Föderalismus wird es möglich, die Anreizwirkungen etwa bei der Verschuldung 
oder der wirtschaftlichen Entwicklung herauszuarbeiten. 

Viertens zeigt sich aber gerade bei einer solchen dynamischen Perspektive, dass 
die Vorteile des Wettbewerbsföderalismus in der dynamischen Sicht bislang viel 
zu wenig Beachtung finden. Häufig stehen die Informationen über die Wünsche 
der Bürger oder die Wirkung politischer Vorhaben oder die Anreize, die von 
bestimmten Politikmassnahmen ausgehen, nicht zur Verfügung. Fiskalischer 
Wettbewerb bringt diese Informationen hervor und trägt damit zur Lösung von 
politischen Problemen bei. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Steuerautono-
mie der im Wettbewerb stehenden Gebietskörperschaften gewährleistet ist. Der 
Zwang, Steuerzahlungen zu rechtfertigen, zwingt die Entscheidungsträger dazu, 
über die Notwendigkeit öffentlicher Massnahmen Rechenschaft abzulegen und 
die Effizienzreserven in der öffentlichen Leistungserstellung auszuschöpfen. 

Der Schweizer Steuerwettbewerb ist bereits in ein Gefüge von Rahmenbedin-
gungen wie etwa das Steuerharmonisierungsgesetz, die Rechtsprechung des 
Bundesgerichts, die kantonalen Regierungskonferenzen und den Finanzaus-
gleich eingebettet. Die Frage, ob der interkantonale Steuerwettbewerb weitere 
Beschränkungen benötigt, kann letztlich nur empirisch beantwortet werden, 
wenn die möglichen Wirkungen des Wettbewerbsföderalismus so vielfältig sind. 

 3 Die Frage, ob der interkantonale 
Steuerwettbewerb weitere Beschrän-
kungen benötigt, kann letztlich nur 
empirisch beantwortet werden.
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4 Empirische Analyse zum Schweizer 
 Föderalismus zeichnet ein günstiges Bild. 
 Steuerwettbewerb hält die Staatsaktivität  
in Grenzen, die Steuerbelastung insgesamt  
auf niedrigerem Niveau und begünstigt  
politische Innovationen. 

Möchte man die Auswirkungen des fiskalischen Wettbewerbs in der Schweiz 
einschätzen, so genügt es nicht, anekdotische oder deskriptive Evidenz zurate zu 
ziehen. Dies hat mit den Freiheitsgraden in der Interpretation solcher Daten zu 
tun, die immer wieder von politisch interessierten Kreisen ausgenutzt werden. 
Suchen die Individuen wirklich ihren Wohnort und die Unternehmen ihren Stand-
ort nach fiskalischen Gesichtspunkten aus? Versuchen die Gebietskörperschaf-
ten ihrerseits, diese Steuerzahler durch strategischen Einsatz fiskalpolitischer 
Instrumente anzuziehen? Welche Auswirkungen hat dieser Wettbewerb auf die 
Effizienz der Bereitstellung öffentlicher Leistungen, die Einkommensumvertei-
lung, auf das Wirtschaftswachstum und die Reformfähigkeit von Gebietskörper-
schaften in der Schweiz?

4.1 Empirische Ergebnisse zur Wohnortwahl

Eine Reihe von Studien zum Schweizer Steuerwettbewerb untersucht den Ein-
fluss der Steuerbelastungsunterschiede auf die kantonale und lokale Wohnort-
wahl von Personen. Drei unterschiedliche Untersuchungsdesigns werden dabei 
für die Schweiz gewählt: Migrations-, Homogenitäts- und Kapitalisierungsstu-
dien. Summarisch lässt sich feststellen, dass die individuelle Wohnortwahl in 
der Schweiz – ceteris paribus – den fiskalischen Anreizen folgt.

Migrationsstudien In diesen Studien wird analysiert, welchen Einfluss Steu-
erbelastungsunterschiede und Unterschiede in den öffentlichen Leistungen 
auf die Wanderungen zwischen Gebietskörperschaften haben. In einer frühen 
Studie findet R.L. Frey (1981) kaum einen Einfluss fiskalischer Variablen auf 
die Wanderungstätigkeit. Weder ziehen Kantone mit niedriger Steuerbelastung 
– ceteris paribus – signifikant mehr Zuwanderer an, noch scheinen Kantone 
mit besserer Infrastrukturausstattung attraktiv für Migranten zu sein. Diese 
Resultate gelten auch für Wanderungen innerhalb der und zwischen den Kan-
tonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft. Als Mass für die Migrationstätigkeit 
verwendet Frey aggregierte Daten der Zuwanderung, der Abwanderung und des 
Wanderungssaldos der jeweiligen Gebietskörperschaften für die 1960er- und 
1970er-Jahre. Auf Basis neuerer aggregierter Zuwanderungsdaten stellt Feld 
(2000, Kapitel 4) zwar sowohl für interkantonale Wanderungen im Jahr 1990 
als auch für Wanderungen zwischen Schweizer Städten im Jahr 1994 Einflüs-
se der Veränderung der Steuerbelastung und für die Wanderungen zwischen 
Schweizer Städten auch einen Einfluss des Ausmasses öffentlicher Leistungen 
fest. Eine Erhöhung der Steuerbelastung führt demnach zu einer geringeren 
Zahl an Zuwanderern in einen Kanton bzw. eine Gemeinde, wobei weitere für 
die Wohnortwahl  bedeutsame Indikatoren als Kontrollvariablen berücksichtigt 
werden. Diese ökonometrischen Ergebnisse sind jedoch nicht robust; sie hängen 
wesentlich von der gewählten Spezifikation ab. 

Im Gegensatz zu diesen beiden Analysen verwenden drei weitere Studien In-
dividualdaten, um den fiskalischen Einfluss auf die Wanderungsentscheidung 
zu  ermitteln. Liebig und Sousa-Poza (2006) untersuchen Haushaltsdaten der 

 3 Eine Erhöhung der Steuerbelastung 
führt zu einer geringeren Zahl an 
Zuwanderern in einen Kanton bzw.  
eine Gemeinde.
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ersten drei Wellen des Schweizer Haushaltspanels (1999 bis 2001) und finden 
keinen signifikanten Einfluss der individuellen Steuerbelastung auf die Wande-
rungsentscheidung. Gemäss ihren Ergebnissen ist für Migranten vor allem die 
Wohnungssituation bei der Auswahl ihres zukünftigen Wohnorts ausschlagge-
bend. Die in diesem Datensatz enthaltenen Haushalte stammen aus der gesam-
ten Schweiz. Von den 3678 Beobachtungen haben jedoch lediglich 285 Haushalte 
ihren Wohnort im betrachteten Zeitraum gewechselt, sodass diesen Ergebnis-
sen letztlich doch eine relativ schmale Datenbasis zugrunde liegt. 

Schmidheiny (2006) nimmt seine Untersuchungen auf einer umfangreicheren 
Datengrundlage als Liebig und Sousa-Poza (2006) vor, wenn auch für einen 
kleineren räumlichen Ausschnitt der Schweiz, und modelliert die Wohnortwahl 
der Individuen zudem ausgesprochen sorgfältig. In seiner Studie für die beiden 
Basler Kantone und Solothurn im Jahr 1997 wurden alle diejenigen Haushalte 
in die Untersuchung aufgenommen, die ihren Wohnort wechselten. Insgesamt 
umfasst der Datensatz 7872 Haushalte. Schmidheiny (2006) stellt einen hoch 
signifikanten und quantitativ beachtlichen Einfluss der Steuerbelastung auf die 
Wanderung von Haushalten fest. Für Bezieher höherer Einkommen ist der  Effekt 
der Steuerbelastungsunterschiede bedeutsamer als für Bezieher niedriger Ein-
kommen. 

Liebig, Puhani und Sousa-Poza (2007) untersuchen das Migrationsverhalten von 
1,7 Millionen Schweizer Haushalten zwischen 1995 und 2000 mit Zensusdaten 
und Einkommensteuerdaten für 600 Schweizer Gemeinden. Dabei unterteilen 
sie diese grosse Zahl an Beobachtungen in 27 Untergruppen gemäss dem Al-
ter, der Bildung und der Nationalität der Individuen. Sie berichten einen hoch 
signifikanten Effekt der Einkommensteuerbelastung auf die Wanderungsent-
scheidung. Die steuerlichen Effekte sind insbesondere für jüngere, gut ausge-
bildete Schweizer relativ stark ausgeprägt: Steigt der Einkommensteuersatz in 
einem Wohnort um einen Prozentpunkt, so ziehen 33 von 1000 jungen Schweizer 
 Abiturienten weg. 

Auf den ersten Blick scheinen diese fünf Studien den Eindruck zu ver mitteln, 
dass sich keine eindeutigen Zusammenhänge zwischen Steuerbelastung und 
Wanderungstätigkeit zeigen. Dieser Anschein trügt, denn Migrationen sind cha-
rakteristisch für eine Ungleichgewichtssituation, die in einer empirischen Studie 
schwierig zu fassen ist. Schmidheiny (2006) oder Liebig et al. (2007) meistern 
dies mit einem hohen Daten- und Modellierungsaufwand. Ihre Ergebnisse sind 
sicherlich die verlässlichsten. 

Homogenitätsstudien Schmidheinys Ergebnisse sind darüber hinaus mit jenen 
aus Homogenitätsstudien weitgehend kompatibel. Bei Letzteren wird die Ver-
teilung der Steuerpflichtigen in verschiedenen Einkommensklassen über die 
Schweizer Kantone und Städte als Funktion verschiedener Wohnortcharakteris-
tika untersucht. Im Grunde wird somit von einer Gleichgewichtssituation ausge-
gangen. In diesen Studien ergibt sich, dass Bezieher hoher Einkommen – ceteris 
paribus – ihren Wohnort mit einer umso höheren Wahrscheinlichkeit in einer 
Gebietskörperschaft wählen, je geringer ihre Steuerbelastung und je  höher 
das Niveau an öffentlichen Leistungen ist. Der Einfluss der Steuerbelastung 
auf die Wohnortwahl ist bei Beziehern niedriger Einkommen deutlich geringer. 
Empirische Evidenz dafür findet sich in einer Querschnittsuntersuchung für die 
Schweizer Kantone mit Daten aus dem Jahr 1987 (Kirchgässner und Pommereh-
ne 1996), in Untersuchungen für die Kantone und für 137 Schweizer Städte und 
Gemeinden im Jahr 1990 (Pommerehne, Kirchgässner und Feld 1996, Feld 2000, 
2000a, Feld und Kirchgässner 2001a) sowie in einer Panel-Studie für die Kantone 
für den Zeitraum von 1981/82 bis 1993/94 (Feld und Frey 2000). Auf lokaler Ebene 
ist der Steuerwettbewerb ausgeprägter als auf kantonaler Ebene, und bei den 
Selbstständigen ist er etwas stärker als bei den abhängig Beschäftigten. Diese 

 3 Für Bezieher höherer Einkommen 
ist der  Effekt der Steuerbelastungs-
unterschiede bedeutsamer als für 
Bezieher niedriger Einkommen.
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lassen sich bei ihrer Wohnortwahl wiederum stärker von der Steuerbelastung 
beeinflussen als Rentner. Der Einfluss der Steuerbelastung auf die Wohnortwahl 
wird durch den Nutzen aus öffentlichen Leistungen nur teilweise kompensiert. 
Dies gilt gleichermassen für Selbstständige und abhängig Beschäftigte. Höhere 
lokale Ausgaben für die soziale Wohlfahrt, im Wesentlichen die Sozialhilfe, er-
höhen die Wahrscheinlichkeit, dass ein Bezieher niedriger Einkommen seinen 
Wohnsitz in einer solchen Gemeinde wählt. 

Fiskalische Einflussfaktoren spielen somit eine bedeutende Rolle für die indi-
viduelle Wohnortwahl, wobei für die höheren Einkommen die Steuerbelastung 
und für die niedrigeren Einkommen die Sozialtransfers wichtiger sind: Bezieher 
hoher Einkommen lassen sich eher in einem Kanton oder einer Stadt mit nied-
riger Steuerbelastung nieder, während Bezieher niedriger Einkommen eher 
dorthin ziehen, wo die Bezieher hoher Einkommen höher besteuert und damit 
höhere Sozialtransfers gezahlt werden. Die Schweizer Gebietskörperschaften 
sind daher aufgrund fiskalischer Einflussfaktoren in ihrer Zusammensetzung 
homogener bezüglich des Einkommens, als sie es ohne fiskalischen Wettbe-
werb wären. Dabei ist der Steuerwettbewerb insgesamt bedeutsamer als der 
Transferwettbewerb.

Nimmt man die Evidenz aus den Migrations- und den Homogenitätsstudien zu-
sammen, so ergibt sich ein sehr interessantes Bild der fiskalisch  induzierten 
Mobilität in der Schweiz. Es sind eher die jungen, gut ausgebildeten, gut verdie-
nenden Steuerzahler, die auf Steuerbelastungsunterschiede  reagieren. Dabei 
wirken die Steuerbelastungsunterschiede bei der Einkommensteuer bereits 
ab jährlichen Reineinkommen von über 150 000 Franken. Es sind somit nicht 
lediglich die Individuen in der obersten Einkommensklasse – die «Reichen» –, 
die im Steuerwettbewerb besonders umworben sind. Die Kantone können im 
Steuerwettbewerb schon erfolgreich sein, wenn sie attraktive Bedingungen für 
junge, gut Ausgebildete mit gehobenem mittlerem Einkommen bereithalten. 

Kapitalisierungsstudien Diese Ergebnisse finden eine weitgehende Be stätigung 
in Untersuchungen darüber, inwieweit Unterschiede in der Steuerbelastung, 
in öffentlichen Leistungen und in Sozialtransfers in den Mieten und Immobili-
enpreisen kapitalisiert werden (Feld und Kirchgässner 1997, Hilber 1998). Der 
Kapitalisierungseffekt verdeutlicht die fiskalisch bedingten Änderungen der 
Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt. Da Boden ein immobiler Produktions-
faktor ist, trägt das Bodenangebot langfristig die Steuerbelastung. Genau dieses 
Ergebnis lässt sich in den genannten Untersuchungen herausstellen. Je höher 
die Steuerbelastung in einem Kanton oder einer Stadt ist, umso niedriger sind 
dort die Mieten und Immobilienpreise, weil diese Gebietskörperschaft damit – 
ceteris paribus – unattraktiv wird. Dabei werden die sonstigen Einflussfaktoren 
von Mieten und Häuserpreisen, wie etwa die Eigenschaften der Wohnungen oder 
Häuser, aber auch die Attraktivität der Region aufgrund der Arbeitsmarktbedin-
gungen, privater und öffentlicher Infrastruktur sowie die Umweltbedingungen 
und sonstigen Lagevorteile konstant gehalten. Zürich hat daher hohe Mieten und 
Häuserpreise trotz der im Vergleich zu Zug schlechteren steuerlichen Bedingun-
gen. Die Steuervorteile in Zug können aber die dort ansonsten relativ zu Zürich 
vorhandenen Wohnortnachteile überkompensieren. Zudem zeigt sich, dass die 
Steuerbelastung hoher Einkommen einflussreicher als die Steuerbelastung 
niedriger Einkommen oder die Sozialtransfers ist. Dies deutet erneut darauf 
hin, dass in der Schweiz eher Steuer- als Transferwettbewerb stattfindet: Es 
sind vor allem die Bezieher höherer Einkommen, die Steuervorteile ausnutzen 
können. Diese Ergebnisse bestätigen sich, genau wie diejenigen für die Migra-
tionsstudien und die Wanderungsanalysen, weitgehend auch für die USA (Feld 
und Kirchgässner 1997, Feld 2000).

«Der Einfluss der Steuerbe-
lastung auf die Wohnortwahl 
wird durch den Nutzen aus 
öffentlichen Leistungen nur 
teilweise kompensiert.»

 3 Es sind vor allem die Bezieher 
höherer Einkommen, die Steuervor - 
teile ausnutzen können.
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4.2 Empirische Studien zur Standortwahl

Analog zur Wohnortwahl lässt sich eine fiskalisch induzierte Standortwahl von 
Firmen in der Schweiz feststellen. Feld und Kirchgässner (2003) untersuchen 
den Einfluss der Gewinn- und Einkommensteuern auf die Standortwahl von 
 Firmen und die kantonale Beschäftigung. Dabei ergibt sich ein signifikant nega-
tiver Einfluss von Steuern auf die Anzahl der kleinen und mittleren Firmen mit 
unterschiedlichen Kapitalrenditen in den Kantonen für 1981/82 und 1991/92 und 
auf das kantonale Beschäftigungswachstum von 1985 bis 1997. Bemerkenswert 
ist, dass die Einkommensteuer einen quantitativ bedeutsameren Einfluss auf 
die Anzahl der Firmen in den beiden untersuchten Grössen- und den drei Ren-
diteklassen hat als die Gewinnsteuer, die nur die Anzahl der Firmen mit  hoher 
Kapitalrendite reduziert. Zudem ist der Einfluss von Steuern generell und der 
Einkommensteuer im Besonderen auf die Anzahl der Firmen in den Kantonen 
stärker als die durch Steuern verursachten realen Beschäftigungswirkungen. 
Dies spricht dafür, dass innerhalb der Schweiz kleine und mittlere Aktiengesell-
schaften trotz der bestehenden Regeln zur interkantonalen Steuerausscheidung 
ihren Spielraum zur Verschiebung von Gewinnen Steuer minimierend ausnutzen. 

In einer jüngeren Studie untersuchen Brülhart, Jametti und Schmidheiny (2007) 
die Sensitivität der Standortentscheidung von Firmen auf die steuerlichen Un-
terschiede zwischen Schweizer Städten und Gemeinden mit einem einzigarti-
gen Datensatz von Firmenneugründungen in den Jahren 1999 bis 2002. Dieser 
Datensatz enthält 13 768 Start-ups in den Jahren 1999 bis 2000 sowie 12 465 
Neugründungen von 2001 bis 2002 und berücksichtigt Informationen der 213 
grössten Städte und Gemeinden. Dabei handelt es sich um echte Neugründun-
gen, d.h. Unternehmensfusionen, -aufteilungen und -übernahmen werden nicht 
berücksichtigt. Die Autoren berichten einen signifikanten negativen  Effekt der 
Gewinnsteuer auf die Neugründungen von Firmen in den betrachteten Städten 
und Gemeinden. Neben der Gewinnsteuer haben wiederum die Einkommen-
steuern natürlicher Personen, aber auch die Kapitalsteuern einen abschrecken-
den Effekt auf Start-ups. Kapitalsteuern stellen sich allerdings als quantitativ 
weniger bedeutsam als die Gewinn- und Einkommensteuern heraus. 

Die Studie geht jedoch über die einfache Untersuchung der Steuerbelastungswir-
kungen hinaus und testet den Ansatz von Baldwin und Krugman (2004)  explizit. 
Nach deren Überlegungen erlauben Agglomerationseffekte in wirtschaftlichen 
Zentren den Steuerbehörden, die Gewinne von Unternehmen mit relativ hö-
heren Steuersätzen zu belasten. Die auf die Standortentscheidung günstigen 
Anziehungskräfte wirtschaftlicher Zentren können so in Form höherer Steuern 
durch eine Stadt oder Gemeinde ausgenutzt werden, um von den Firmen einen 
 Deckungsbeitrag für öffentlich bereitgestellte Güter und Leistungen zu erhalten. 
In der Tat finden Brülhart, Jametti und Schmidheiny (2007) solche Agglomera-
tionseffekte: Die abschreckende Wirkung von Steuerbelastungsunterschieden 
ist in den am wenigsten von Agglomerationseffekten gekennzeichneten Wirt-
schaftssektoren 2,5-mal höher als in denjenigen mit starken Agglomerations-
effekten. Die Vorteile von Agglomerationen kompensieren die Steuerbelas-
tungseffekte im Steuerwettbewerb zwischen Gebietskörperschaften. Ein «race 
to the bottom» ist daher nicht zu erwarten. 

Ausgeprägte Evidenz zur Bedeutung von Steuern für die Standortwahl von Fir-
men liegt für die USA vor (Newman und Sullivan 1988, Hines 1997, Feld 2000). 
Die Mehrzahl der Studien führt zu einem ähnlichen Ergebnis wie die Schweizer 
Studien: Steuern haben – ceteris paribus – einen signifikanten Einfluss auf die 
Standortwahl. Unternehmen lassen sich aber auch dort nieder, wo sie – ceteris 
paribus – ein höheres Niveau an öffentlichen Leistungen vorfinden. Zusam-
mengenommen bedeutet dies, dass beide Seiten des Budgets kompensato-

«Fiskalische Einflussfaktoren 
spielen eine bedeutende Rolle 
für die individuelle Wohnort-
wahl.»
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risch wirken. Zudem sind nicht nur Unternehmenssteuern, sondern auch die 
Einkommensteuer natürlicher Personen für die Standortwahl von Unternehmen 
bedeutsam. Neben Steuern spielen auf der Leistungsseite des Budgets vor 
 allem Infrastrukturleistungen und Ausgaben für die öffentliche Sicherheit eine 
Rolle. Daneben gibt es eine Reihe nichtfiskalischer Einflussfaktoren. So achten 
 Unternehmen und Investoren zum Beispiel auf die Qualität von Arbeitskräften 
und auf das Lohnniveau. Die Nähe zu Absatzmärkten stellt ein weiteres bedeu-
tendes Motiv für die Standortwahl dar. Insbesondere für Konzernaktivitäten im 
Bereich der Forschung und Entwicklung sind daneben wiederum Agglomera-
tionseffekte von erheblichem Einfluss. Steuerbelastungsunterschiede werden 
somit durch andere Standortbedingungen wenigstens teilweise, möglicherwei-
se sogar vollständig kompensiert. Dies zeigt sich mittlerweile auch in internati-
onalen Stu dien (Feld und Heckemeyer 2008).

Die Studien für die USA und die Schweiz belegen somit, dass deutliche Steu-
erbelastungsunterschiede Anreize zur Standort- und/oder Wohnortverlagerung 
setzen, denen in der Realität auch tatsächlich gefolgt wird. 

Resultat 2 Die Steuerzahler reagieren – ceteris paribus – auf fiskalische 
Unterschiede zwischen den Kantonen und Gemeinden. Für die Schweiz kann 
fiskalisch induzierte Mobilität festgestellt werden.

Ob sich daraus nun aber tatsächlich ein fiskalischer Wettbewerb ergibt, hängt 
davon ab, ob die Gebietskörperschaften ihre Steuersätze bzw. Ausgabeninstru-
mente strategisch einsetzen, um mobile Arbeitskräfte und mobiles Kapital zu 
attrahieren.

4.3 Empirische Studien zur strategischen  
Finanzpolitik

Um strategische Finanzpolitik festzustellen, muss man sich in die Lage eines 
Finanzdirektors versetzen. Der Finanzdirektor überlegt sich, wie er mithilfe 
seiner Steuerpolitik gute Steuerzahler anziehen kann. Verlangt ein vergleich-
barer Kanton geringere Einkommen- oder Körperschaftsteuern, reagiert der 
Finanzdirektor eines betrachteten Kantons mit einer Reduktion der Steuer-
belastung. Die sich vergleichenden Kantone können so in eine Spirale sinkender 
Steuersätze eintreten. Sie konkurrieren ihre Steuersätze potenziell herunter. 
Wie im strategischen Preiswettbewerb auf Gütermärkten ist die Festlegung 
des Steuersatzes in einer betrachteten Gebietskörperschaft eine Funktion der 
Steuersätze in anderen Gebietskörperschaften. Die Wettbewerbsintensität im 
Steuerwettbewerb lässt sich somit am Durchschnitt der Steuerbelastung der 
anderen Gebietskörperschaften ablesen.

Dieser Zusammenhang wurde mithilfe von Paneldaten für die 26 Kantone für 
den Zeitraum von 1980 bis 1999 untersucht (Feld und Reulier 2009). Die Einkom-
mensteuerbelastung in einem Kanton in elf betrachteten Einkommensklassen 
ist – ceteris paribus – signifikant positiv mit der durchschnittlichen Steuer-
belastung in den Nachbarkantonen korreliert. Je niedriger die Steuerbelastung 
in den Nachbarkantonen, desto stärker senkt ein Kanton seine eigene Steuerbe-
lastung. Diese räumliche Korrelation von Steuersätzen ist für mittlere und hohe 
Einkommen stärker ausgeprägt als für niedrige. Insbesondere die gehobenen 
mittleren Einkommen reagieren deutlich auf Steuersenkungen. Im Vergleich der 
Nachbarkantone, d.h. im kleinräumigen Steuerwettbewerb, liegt ein stärkeres 
Augenmerk auf den Beziehern von Einkommen über 200 000 Franken als auf den 
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Spitzenverdienern. Dies bestätigt auf gewisse Weise die Befunde zur fiskalisch 
induzierten Mobilität von Steuerzahlern. Es sind nicht lediglich die Bezieher 
besonders hoher Einkommen, die als «gute Steuerzahler» im Mittelpunkt des 
Interesses der Kantone sind. Bereits für mittlere gehobene Einkommen ist der 
interkantonale Steuerwettbewerb spürbar. Dabei ergeben sich Schätzkoeffi-
zienten, die signifikant grösser als 0,5 sind. Der Effekt der Steuerbelastung in 
Nachbarkantonen ist somit relativ gross. Der grossräumige Steuerwettbewerb 
ist jedoch weniger stark ausgeprägt, wie die Schätzkoeffizienten für die durch-
schnittliche Steuerbelastung der «Nachbarn der Nachbarn» zeigen. 

Florence Miguet (2006) bestätigt diese Ergebnisse im Wesentlichen für 384 
Gemeinden im Kanton Waadt im Jahr 2000. Auf der lokalen Ebene sind die ge-
schätzten Koeffizienten der Steuerreaktionsfunktion allerdings grösser und 
liegen bei etwa 0,9. Ein Rückgang der durchschnittlichen Steuerbelastung um 
einen Prozentpunkt in den Nachbargemeinden reduziert die Steuerbelastung in 
einer betrachteten Gemeinde somit um 0,9 Prozentpunkte. Neben diesen einfa-
chen Reaktionsfunktionen untersucht Miguet noch, ob diese Veränderungen in 
den Steuerbelastungen auf die Zu- und Abwanderung von Steuersubstrat, also 
auf fiskalische Externalitäten zurückzuführen sind. Solche Effekte der Steuer-
basis auf die Höhe der Steuerbelastung sind gemäss ihren Ergebnissen sehr 
gering. Dies legt den Schluss nahe, dass der enge Zusammenhang der Einkom-
mensteuersätze vornehmlich auf politische Entscheidungen im Sinne des oben 
skizzierten Vergleichswettbewerbs zurückzuführen ist. Schaltegger (2004) und 
Schaltegger und Küttel (2002) stellen einen ähnlichen Zusammenhang, wie er 
für die Steuerbelastung festgestellt werden kann, für die kantonalen Ausgaben 
heraus. Je höher die Ausgaben in den Nachbarkantonen sind, umso höher sind 
die Ausgaben im beobachteten Kanton. Aber auch hier lässt sich dies eher auf 
 einen Nachahmungswettbewerb als auf fiskalische Externalitäten zurückfüh-
ren. 

Wiederum findet sich ähnliche Evidenz für die US-Bundesstaaten und -Gemein-
den (Ladd 1992, Case 1993, Brueckner und Saavedra 2001).21 Mittlerweile ist eine 
strategische Steuerpolitik aber auch für Kanada belegt (Brett und Pinske 2000, 
Hayashi und Boadway 2000), ebenso für belgische Gemeinden (Heyndels und 
Vuchelen 1998), die deutsche Gewerbesteuer (Büttner 1999, 2001), französische 
Regionen und Departemente (Feld, Josselin und Rocaboy 2003, Leprince,  Madiès 
und Paty 2003), italienische Städte (Bordignon, Cerniglia und Revelli 2003), spa-
nische Gemeinden (Solé-Ollé 2003), niederländische Gemeinden (Allers und 
Elhorst 2005) und auf internationalem Niveau für die Steuerpolitik in der EU und 
der OECD (Besley, Griffith und Klemm 2001, Devereux, Lockwood und Redoano 
2008). Für die amerikanische (Figlio, Kolpin und Reid 1999, Saavedra 2000), die 
norwegische (Fiva und Rattsø 2006) und die schwedische Sozialhilfe (Dahlberg 
und Edmark 2008) lassen sich ähnliche Effekte feststellen. Wiederum führen 
Reduktionen der Sozialhilfesätze im Durchschnitt der Wettbewerbsregionen zu 
niedrigeren Sozialhilfesätzen in einer beobachteten Region. Schliesslich besteht 
analoge Evidenz für strategische Interaktionen im Bereich der Umweltpolitik 
(Fredriksson und Millimet 2002). Der strategische Einsatz von fiskalpolitischen 
Instrumenten kann somit nicht geleugnet werden. Ob er aber zu einem Steu-
ersenkungswettlauf führt, bei welchem eine Unterversorgung an öffentlichen 
Leistungen resultiert, lässt sich auf Basis dieser Evidenz nicht feststellen. 

Resultat 3  Für die Schweiz kann ein strategisches Verhalten der Kantone 
und Gemeinden in ihrer Fiskalpolitik, insbesondere bei der Festlegung der 
Steuerbelastungen, empirisch festgestellt werden.

21 Für eine Übersicht siehe Revelli (2005). 

 3 Bereits für mittlere gehobene Ein-
kommen ist der interkantonale Steuer-
wettbewerb spürbar.
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4.4 Fiskalischer Wettbewerb und Struktur  
der Staatsausgaben und Staatseinnahmen

Die Evidenz zur fiskalisch induzierten Mobilität und zur strategischen Steuer-
politik erlaubt zumindest den Rückschluss, dass Steuerwettbewerb in der 
Schweiz existiert und über die anekdotischen Belege hinaus auch quantitativ 
beachtlich ist. Dieser kantonale und lokale Steuerwettbewerb hat Auswirkungen 
auf die Finanzpolitik der Kantone. Schaltegger (2001, 2001a) und Kirchgässner 
(2002) legen empirische Evidenz für die Schweizer Kantone von 1980 bis 1998 vor, 
wonach eine stärkere Dezentralisierung der Staatstätigkeit von der Kantons-
ebene auf die Ebene der Gemeinden zu einer kleineren kantonalen Staatsquote 
führt. Neben den Staatsausgaben gilt dies auch für die Staatseinnahmen. Kirch-
gässner und Feld (2004) belegen für den gleichen Datensatz, dass insbesondere 
der Steuerwettbewerb zu einer geringeren Staatstätigkeit führt. Der gemessene 
Rückgang der Staatsausgaben ist mit 2114 Franken geringeren Ausgaben pro 
Kopf und Jahr in demjenigen Kanton, der am stärksten im Wettbewerb steht, 
im Vergleich zu demjenigen, der am wenigsten im Steuerwettbewerb steht, er-
heblich. Ähnliche Effekte resultieren für die gesamten Kantonseinnahmen und 
die Steuereinnahmen im Besonderen. Hinsichtlich der Struktur der Staatsein-
nahmen stellen Feld, Kirchgässner und Schaltegger (2003) schliesslich einen 
interessanten Effekt fest: Steuerwettbewerb führt dazu, dass die Kantone ihre 
Staatstätigkeit stärker über Gebühren und Beiträge als über Einkommen- und 
Gewinnsteuern finanzieren. Dem Äquivalenzprinzip der Besteuerung wird stär-
ker gefolgt, sodass die Vermutung naheliegt, dass auch das Prinzip der fiskali-
schen Äquivalenz im Steuerwettbewerb eher erfüllt ist. Wiederum gelten diese 
Aussagen unter der Bedingung, dass andere Einflussfaktoren als Kontrollvaria-
blen berücksichtigt werden. 

Die Auswirkungen des Schweizer Föderalismus auf die Staatsfinanzen be-
schränken sich jedoch nicht auf den Steuerwettbewerb. So erhöhen etwa die 
Finanzausgleichszahlungen des Bundes die Staatsausgaben und insbesonde-
re auch die Verwaltungsausgaben der Kantone. Es ergibt sich aber auch, dass 
das Argument der steigenden Skalenerträge eher fraglich ist. Gemäss diesem 
Argument hat Dezentralisierung erhebliche Kosten, wenn Skalenerträge nicht 
ausgenutzt werden. Noch 1969 nutzte Frido Wagener dieses Argument und 
errechnete die optimale Gemeindegrösse. Er beeinflusste damit die damalige 
Diskussion um eine Gebiets- und Verwaltungsreform in Deutschland in erheb-
lichem Masse. Auf ähnliche Weise findet sich dieses Argument heute in der 
Schweiz, wo die Forderung nach einer Fusion von Kantonen und Gemeinden da-
mit begründet wird. In den zuvor genannten Studien hat die Fragmentierung der 
Kantone in ihre Gemeinden keinen statistisch gesicherten Einfluss auf die Höhe 
der Staatsausgaben oder -einnahmen. Wenn überhaupt, so ergibt sich eher ein 
negativer Einfluss, d.h. je stärker fragmentiert ein Kanton ist, umso niedriger 
sind seine Ausgaben. Dies gilt insbesondere auch für die Verwaltungsausgaben 
der Kantone. Besondere Kosten der politischen Führung lassen sich auf Basis 
dieser Ergebnisse für die Schweiz jedenfalls nicht begründen. 

4.5 Fiskalischer Wettbewerb und Effizienz  
des öffentlichen Leistungsangebots

Die zuvor berichteten Ergebnisse belegen, dass fiskalischer Wettbewerb existiert 
und zu einem kleineren Staatssektor führt. In beiden Fällen bleibt ungeklärt, ob 
dies eher positiv oder negativ zu bewerten ist. Um eine solche Bewertung vor-
zunehmen, ist es erforderlich, die Auswirkungen des Schweizer Föderalismus, 
insbesondere des fiskalischen Wettbewerbs, auf die Effizienz der Bereitstellung 
öffentlicher Leistungen, die staatliche Einkommensumverteilung und vor allem 

 3 Steuerwettbewerb führt zu einer 
geringeren Staats tätigkeit.
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für die regionale Wirtschaftsentwicklung festzustellen. Volkswirtschaftliche 
Effizienz zu messen ist ein schwieriges Unterfangen. Öffentliche Leistungen 
sind effizient bereitgestellt, wenn die zusätzlichen Kosten der Bereitstellung 
der Summe der zusätzlichen Wertschätzungen der Konsumenten entsprechen. 
Individuelle Wertschätzungen für öffentliche Leistungen zu ermitteln ist nicht 
gerade einfach, da die Individuen bei Befragungen einen Anreiz haben, ihre 
tatsächliche Zahlungsbereitschaft zu untertreiben (wenn sie damit rechnen 
müssen, zur Zahlung für die öffentliche Leistung herangezogen zu werden). Für 
die Effizienz der Bereitstellung öffentlicher Leistungen auf der Ebene der nach-
geordneten Gebietskörperschaften lassen die Ergebnisse für die Schweiz auch 
keine eindeutigen Aussagen zu. Dies ist nicht verwunderlich bei solch hohen 
Anforderungen. 

Die Untersuchungen zur Wohnortwahl zeigen aber, dass die Schweizer Kantone 
durch den Steuerwettbewerb in ihren Durchschnittseinkommen homogener 
 zusammengesetzt sind. Je homogener Gebietskörperschaften bezüglich des 
Einkommens sind, umso wahrscheinlicher ist es, dass das öffentliche Leis-
tungsangebot den Wünschen der Steuerzahler entspricht. Dies ist eine notwen-
dige Bedingung für ein effizientes Gleichgewicht im Steuerwettbewerb. In der 
Tat geben die Bürger in Schweizer Kantonen mit stärkerer Dezentralisierung 
– ceteris paribus – eine höhere Zufriedenheit mit ihrem Leben im Allgemeinen 
an (Frey und Stutzer 2000, 2002). Diese höhere Kundenzufriedenheit bei Dezen-
tralisierung der Staatstätigkeit deutet auf die stärkere Nachfrageorientierung 
der dem fiskalischen Wettbewerb ausgesetzten Gebietskörperschaften hin. 

In der theoretischen Diskussion stehen die durch den fiskalischen Wettbewerb 
verursachten Externalitäten im Vordergrund. Die empirischen Schätzungen 
belegen relativ bedeutende fiskalische Externalitäten etwa zwischen deutschen 
Gemeinden (Büttner 2003) und erhebliche negative räumliche Externalitäten 
im Umweltbereich aufgrund von NOx-Emissionen für 25 europäische Staaten 
(Murdoch, Sandler und Sargent 1997). Gemäss den Ergebnissen einer Simula-
tionsstudie kompensieren sich fiskalische und räumliche Externalitäten aber 
gegenseitig (Sørensen 2004). In einer weiteren Untersuchung werden daher 
auch relativ geringe Wohlfahrtskosten des Steuerwettbewerbs errechnet (Parry 
2003). Externalitäten können zudem durch Verhandlungen internalisiert werden. 
So belegen Pommerehne, Feld und Hart (1994) den Erfolg grenzüberschreiten-
der Verhandlungen zwischen einer deutschen und einer französischen Gemein-
de zur Vermeidung von grenzüberschreitenden Umweltproblemen. 

Pommerehne und Krebs (1991) berichten Evidenz für den Kanton Zürich, dass 
räumliche Spillovers zwischen Kernstadt und Umland in den 1970er-Jahren be-
reits erfolgreich in Verhandlungen internalisiert werden konnten. In mehreren 
Verhandlungsrunden mit den Umlandgemeinden gelang es der Stadt Zürich, 
 Arrangements zur Kostenaufteilung von öffentlichen Leistungen zu entwickeln, 
die zu einer Kompensation von räumlichen Externalitäten führten. Interkantonale 
räumliche Externalitäten werden in der Schweiz von Schaltegger (2003) auch als 
relativ gering eingeschätzt und haben allenfalls im Bildungs-, Gesundheits- und 
Umweltbereich eine etwas grössere Bedeutung. Für die lokale Ebene berichten 
Schaltegger und Zemp (2008) hingegen deutlichere Spillover-Effekte zwischen 
Kernstadt und Umland im Kanton Luzern für die Verwaltungs- und Erziehungs-
ausgaben sowie die Ausgaben für Kultur und Freizeit. Manche Externalitäten, 
etwa in der Krankenhausfinanzierung, werden im Zuge von Verhandlungspro-
zessen internalisiert. Was mancher Kritiker des Schweizer Föderalismus als 
intransparentes Geflecht von Verträgen zwischen Kantonen (zum Beispiel die 
Konkordate) oder zwischen Gemeinden begreift, erfüllt offenbar seinen Zweck 
in der Abgeltung von Spillovers. 

«Bürger in Kantonen mit 
 stärkerer Dezentralisierung 
geben eine höhere Zufrieden-
heit mit ihrem Leben an.»
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Die zuvor bereits diskutierten Ergebnisse von Miguet (2006) deuten in eine ähn-
liche Richtung. Sie untersucht die fiskalischen Externalitäten auf der Gemein-
deebene im Kanton Waadt, indem sie den Einfluss von fiskalisch induzierten 
Wanderungen auf die Höhe der Steuersätze betrachtet. Da diese Effekte der 
Steuerbasis gering sind, führt sie die hohe räumliche Korrelation der Steuer-
sätze auf einen Nachahmungswettbewerb zurück. In diesem Fall sind es nicht 
die Wanderungsbewegungen zwischen den Gemeinden, die zu einer Steuersatz-
senkung oder -erhöhung führen. Vielmehr ist die Politik in der Führungsrol-
le und reagiert auf die Wünsche der Bürger, wenn sie Informationen über die 
Steuerpolitik in anderen Gebietskörperschaften erhalten. Im Hinblick auf die 
in Abschnitt 3 diskutierten potenziellen Ineffizienzen bleibt somit festzuhalten, 
dass fiskalische Externalitäten in der Schweiz eher gering sind. 

Bemerkenswert ist jedoch, dass die in den Simulationsstudien herausgestellten 
gegenläufigen Effekte, etwa des Steuerexports oder der vertikalen Externali-
täten, sich auch in Studien für die Schweizer Kantone ergeben. Brülhart und 
Jametti (2006, 2008) streichen die Bedeutung vertikaler Externalitäten für die 
Steuerbelastung der Gemeinden heraus. Vertikale Externalitäten dominieren 
demnach in direktdemokratischen Gemeinden, während Steuerwett bewerb in 
den repräsentativ-demokratischen Kantonen vorherrscht. Da der zweite  Effekt 
gemäss dieser Analyse dominiert, führt dieser Wettbewerb letztlich zu einer 
Beschränkung der Staatstätigkeit. Ähnliches deuten die Ergebnisse von Schalt-
egger (2003a) an. Hier führen vertikale Externalitäten und der Steuer export zu 
einer Ausdehnung der Staatstätigkeit, die durch den Steuerwettbewerb wieder 
korrigiert wird. Schaltegger und Küttel (2002) untersuchen den Nachahmungs-
wettbewerb auf der Ausgabenseite und stellen fest, dass die Nachahmung der 
Ausgabenpolitik benachbarter Kantone durch die direkte Demokratie abgemil-
dert wird. Alles in allem sprechen diese Ergebnisse eher dafür, dass der Steuer-
wettbewerb in der Schweiz zu einer Effizienzsteigerung im öffentlichen Sektor 
führt und räumliche Externalitäten auf der Ausgabenseite wirksam  internalisiert 
werden.

Eine interessante Untersuchung der kantonalen Effizienz im Steuerwettbewerb 
haben kürzlich Barankay und Lockwood (2007) vorgelegt. Sie untersuchen für 
den Zeitraum von 1982 bis 2000, welchen Einfluss die fiskalische Dezentralisie-
rung in den 26 Kantonen auf die Effizienz der Bildungspolitik hatte. Dabei stellen 
sie einen signifikant positiven Effekt der Dezentralisierung auf die Maturitäts-
raten fest, der bei umfassenden Robustheitsanalysen bestehen bleibt. Da fis-
kalische Dezentralisierung in der Schweiz auch mit einem höheren fiskalischen 
Wettbewerb einhergeht, lässt sich daraus ein günstiger Effekt des fiskalischen 
Wettbewerbs in der Bildungspolitik ableiten. Leider verwenden die Autoren nur 
die Ausgabendezentralisierung als Mass für fiskalischen Wett bewerb, sodass 
nur mittelbar Rückschlüsse für die Wirkung des Steuerwett bewerbs möglich 
sind. Dennoch stellen diese Ergebnisse relativ starke Evidenz für die kantonale 
Finanzautonomie dar – und lassen Zweifel hinsichtlich der Sinnhaftigkeit der 
jüngsten Übertragung von Bildungskompetenzen auf den Bund aufkommen. 

Stellt man die Schweizer Ergebnisse in den Kontext der Untersuchungen aus 
anderen Föderalstaaten, so ergibt sich letztlich ein konsistentes Bild. Schliess-
lich findet sich für die Vereinigten Staaten auch direkte Evidenz für eine ver-
gleichsweise höhere Effizienz des fiskalischen Wettbewerbs. In einer ökonome-
trischen Studie untersuchen Bergstrom, Roberts, Rubinfeld und Shapiro (1988) 
die Effizienzbedingung für öffentliche Güter, indem sie die Gleichheit  zwischen 
den Grenzkosten der Bereitstellung des Bildungsangebots und der Summe 
der individuellen (marginalen) Zahlungsbereitschaften von Bildungsleistungen 
direkt schätzen. Die Nachfrage für öffentliche Leistungen wird dabei mit Be-
fragungsdaten ermittelt. Aggregierte Daten werden hingegen verwendet, um 
die Grenzkosten der Bereitstellung von Schulen herauszufinden. Gemäss den 

«Dezentralisierung hat  
einen positiven Effekt auf  
die Maturitätsraten.»

 3 Die fiskalische Dezentralisierung 
geht mit einem höheren fiskalischen 
Wettbewerb einher. Daraus lässt sich 
ein günstiger Effekt des fiskalischen 
Wettbewerbs in der  Bildungspolitik 
ableiten. 
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Ergebnissen dieser Studie führt eine dezentrale Bereitstellung und Finanzie-
rung von Bildung in den USA zu einer effizienten Leistungserbringung. In  einem 
Vergleich der relativen Effizienz der Bildungsausgaben in amerikanischen 
 Gebietskörperschaften, die sich in einem intensiveren Steuerwettbewerb befin-
den, und solchen, die sich einem weniger intensiven fiskalischen Wettbewerb 
gegenübersehen, ergibt sich, dass die Leistungen der Schüler pro Inputeinheit 
durch fiskalischen Wettbewerb erhöht werden, obwohl der Wettbewerbsfödera-
lismus andererseits mit signifikant geringeren Bildungsausgaben pro Schüler 
verbunden ist (Hoxby 2000). Falch und Fischer (2008) berichten schliesslich 
einen signifikant positiven Effekt der fiskalischen Dezentralisierung auf die 
Leistungen von Schülern in OECD-Ländern. Der zentrale Vorteil des fiskalischen 
Wettbewerbs dürfte daher eher im allokativen Bereich zu suchen sein.

Resultat 4  Der fiskalische Wettbewerb zwischen den Kantonen und Gemeinden 
führt überwiegend zu günstigen Ergebnissen in der öffentlichen Leistungs-
erstellung. Die in der Theorie herausgestellten Externalitäten sind gering.  
Der Steuerwettbewerb kann eine übermässige Besteuerung verhindern. Die 
relative Effizienz öffentlicher Leistungen ist bei dezentraler Leistungser-
stellung und Finanzierung höher. Damit muss auch die sophistizierte Version 
der «race to the bottom»-Hypothese verworfen werden. 

4.6 Fiskalischer Wettbewerb  
und der Wohlfahrtsstaat

Die Evidenz bezüglich der individuellen Wohnortwahl, der strategischen Steu-
erpolitik und der Grösse des öffentlichen Sektors für die Schweiz lässt vermu-
ten, dass dezentrale Einkommensumverteilung dort erschwert ist. So führt der 
Steuerwettbewerb zu einer stärkeren Finanzierung der kantonalen Staatstätig-
keit mit Gebühren und Beiträgen statt mit Einkommen- und Vermögensteuern, 
sodass weniger Einkommensumverteilung von der Einnahmenseite her möglich 
scheint. Auch die Transferausgaben sind in der Schweiz insgesamt niedriger als 
in anderen OECD-Ländern, beispielsweise in der Bundesrepublik Deutschland. 

Auf Basis von Daten für den letzten Teil der 1970er-Jahre lässt sich aber 
feststellen, dass der Wohlfahrtsstaat in der Schweiz nicht aufgrund des fis-
kalischen Wettbewerbs zusammenbricht (Kirchgässner und Pommerehne 
1996). Nahezu zwei Drittel der staatlichen Einkommensumverteilung (ohne 
Berücksichtigung der Sozialversicherungen) werden zu diesem Zeitpunkt durch  
die nachgeordneten Gebietskörperschaften vorgenommen. Im Vergleich zu 
den USA und Kanada hat die Schweiz eine relativ stärkere Gleichverteilung 
der Primäreinkommen, die etwa derjenigen Deutschlands entspricht. Diese 
Einschätzung ändert sich im Laufe der 1980er-Jahre (Feld 2000, 2000a). In der 
Schweiz nimmt in diesem Zeitraum die Einkommensungleichheit stärker zu als 
in anderen europäischen Ländern. Dieser Prozess geht im Wesentlichen darauf 
zurück, dass die zehn Prozent der Bevölkerung mit den höchsten Einkommen 
überproportional hinzuverdient haben. Dennoch verteilen die nachgeordneten 
Gebietskörperschaften im Jahr 1992 im Vergleich zum Ende der 1970er-Jahre in 
der Schweiz etwas mehr Einkommen um als der Bund (ohne Sozialversicherun-
gen). Sowohl auf der lokalen und kantonalen Ebene als auch auf Bundesebene 
wird dabei stärker über Steuern als über Ausgaben umverteilt. 

Feld, Fischer und Kirchgässner (2009) liefern schliesslich Evidenz für den 
Einfluss von fiskalischer Dezentralisierung auf das Ausmass an erreichter 
Umverteilung gemessen in Gini-Punkten. Die Ergebnisse lassen jedoch keine 
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eindeutigen Rückschlüsse zu. Manches deutet allerdings doch darauf hin, dass 
die Intensität des Steuerwettbewerbs keinen signifikanten Einfluss auf die tat-
sächlich betriebene Einkommensumverteilung im Sinne des erreichten Abbaus 
von Einkommensdisparitäten hat. Die These, dass eine dezentral organisierte 
Umverteilung bei Steuerwettbewerb nicht möglich ist, findet für die Schweiz 
jedenfalls keine Bestätigung.

Umverteilung in der Schweiz kann deshalb dezentral betrieben werden, weil 
mehrere institutionelle Rahmenbedingungen dies erleichtern. Erstens wirkt 
die zentralstaatliche Umverteilung in der Schweiz als Regulativ des Steuer-
wettbewerbs. Mit der direkten Bundessteuer, der Verrechnungssteuer und 
den  Sozialversicherungen liegen wesentliche Elemente der Einkommens-
umverteilung in der Kompetenz des Bundes. Die direkte Bundessteuer dürfte 
aufgrund ihres sehr starken Progressionsverlaufs die Wanderungstätigkeit der 
Besserverdienenden beschränken. 

Zweitens bestehen in der Ausgestaltung der Sozialhilfe auch nach der Abschaf-
fung des Bürgerortprinzips aufgrund der (zeitlich befristeten) Kostenerstat-
tungspflicht des Heimatkantons und der Heimatgemeinde für die Sozialhilfe 
ihrer Bürger Anreize, transferinduzierte Wanderungen zu verringern bzw. die 
Abhängigkeitsrate der Sozialhilfeempfänger niedrig zu halten. Durch diese 
 Regelung wird der Transferwettbewerb in Grenzen gehalten. 

Drittens haben die Bürger über einen weitgehenden Ausbau der  direkten Volks-
rechte in manchen Kantonen und Städten direkten Einfluss auf die Steuerbe-
lastung und die Staatsausgaben und damit auch auf das Umverteilungsniveau. 
Wegen dieser Mitbestimmungsmöglichkeit und der den Entscheidungen voran-
gehenden Diskussion akzeptieren sie Umverteilungsentscheidungen eher als in 
einer Situation, in denen ihnen Steuern aufoktroyiert werden. Die prozedurale 
Fairness der Schweizer Referendumsdemokratie stabilisiert die dezentrale 
 Umverteilung somit ebenfalls. In der Tat ist der Steuerwettbewerb in denjenigen 
Kantonen weniger ausgeprägt, die Referenden über die Höhe der Steuerbelas-
tung haben (Feld 1997). Diese drei Regelklassen dürften es in der Schweiz er-
möglichen, eine dezentrale Umverteilung in erheblichem Masse durchzuhalten.

Resultat 5  Der Schweizer Wohlfahrtsstaat ist aufgrund des Steuerwettbe-
werbs zwischen den Kantonen nicht zusammengebrochen. Steuerwettbewerb 
hat kaum Einfluss auf das Ausmass an tatsächlicher Einkommensumver-
teilung. Allerdings ergibt sich dieser Befund in einem Umfeld, das den Steuer-
wettbewerb in bestehende Regeln des Schweizer Umverteilungssystems 
einbettet. 

4.7 Regionale Wirtschaftsentwicklung,  
Konvergenz und politische Innovation

Neben den behaupteten Grenzen dezentraler interpersoneller Einkommensum-
verteilung stehen die Auswirkungen des Steuerwettbewerbs auf die regionale 
Wirtschaftsentwicklung oder die Kohäsion eines Staatsgebildes im Mittelpunkt 
des öffentlichen Interesses. Es wird häufig argumentiert, Steuerwettbewerb 
führe dazu, dass sich Regionen weiter auseinanderentwickelten, dass also 
Einkommensunterschiede zementiert würden. Arme Regionen müssten ihre 
Steuerpflichtigen höher belasten als reiche Regionen, um die notwendige Inf-
rastruktur zur Verfügung zu stellen, da in der reichen Region bereits genügend 
potente Steuerzahler wohnten. Dadurch verlöre die arme Region ihre guten 
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Steuerzahler an andere Regionen und vermag es nicht mehr, die notwendigen 
Infrastrukturleistungen bereitzustellen. Sie bliebe somit in ihrer wirtschaft-
lichen Entwicklung zurück. 

In der jüngeren Zeit findet sich eine Diskussion über den Einfluss einer Dezen-
tralisierung der Staatstätigkeit auf das Wirtschaftswachstum. Evidenz dazu 
wurde vor allem im internationalen Vergleich und für chinesische Provinzen, für 
die deutschen Länder sowie die amerikanischen Bundesstaaten geliefert. Der 
Hauptnachteil dieser Ansätze besteht darin, dass Dezentralisierung lediglich 
mit dem Anteil der Staatsausgaben (Staatseinnahmen) der nachgeordneten 
Gebietskörperschaften an den gesamten Staatsausgaben (Staatseinnahmen) 
gemessen wird. Dieser Anteil stellt aber ein unzureichendes Mass für die fis-
kalische Autonomie der nachgeordneten Gebietskörperschaften dar. Es lässt 
sich leicht vorstellen, dass nachgeordnete Gebietskörperschaften einen relativ 
grossen Anteil an Staatsausgaben tätigen, aber dazu durch rechtliche Vorgaben 
der Bundesebene gezwungen werden bzw. statt eigener Einnahmenkompeten-
zen lediglich von Finanztransfers von der Bundesebene abhängen. Mexiko ist ein 
gutes Beispiel für einen Föderalstaat, in welchem dies der Fall ist (Feld 2003). 
Es überrascht daher nicht, dass diese Studien nur gemischte Evidenz vorlegen 
können (Feld, Zimmermann und Döring 2003, 2007, Feld, Baskaran und Schnel-
lenbach 2007). 

In einer Untersuchung der Effekte einzelner Instrumente des Föderalismus auf 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von Schweizer Kantonen zwischen 1980 
und 1998 stellt sich hingegen heraus, dass weder Steuerwettbewerb noch die 
Fragmentierung eines Kantons in seine Gemeinden schädlich für die gesamt-
wirtschaftliche Produktivität sind (Feld, Kirchgässner und Schaltegger 2004, 
2005). Steuerwettbewerb erhöht die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Kantone vielmehr dadurch, dass er die öffentliche Hand zu einem effizienten 
Einsatz ihrer Ressourcen zwingt. In gewisser Hinsicht bestätigt sich hier auch 
das Resultat zu den Kosten der politischen Führung: Die fehlende Ausschöpfung 
von Skalenerträgen bei dezentraler Leistungserstellung und -finanzierung ist 
entweder unbedeutend oder wird durch die Vorteile einer stärkeren Kontrolle 
der Staatstätigkeit kompensiert. Die Analyse des Finanzausgleichs auf die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit der Kantone liefert hingegen keine verlässlichen 
Ergebnisse. Es lassen sich zudem keine robusten Effekte der Instrumente des 
Schweizer Föderalismus auf das kantonale Wirtschaftswachstum feststellen.

Kellermann (2005) legt die bislang einzige Konvergenzstudie für die Schweizer 
Kantone in einer Paneldatenanalyse für den Zeitraum von 1990 bis 2002 vor. 
Sie stellt zunächst fest, dass sich die Kantone nach einer Konvergenz ihrer 
Wirtschaftskraft bis in die 1970er-Jahre hinein seit den 1990er-Jahren wieder 
auseinanderentwickelt haben. Entgegen den Erwartungen der traditionellen 
neoklassischen Wachstumstheorie können die im Hinblick auf die gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsproduktivitäten rückständigen Kantone nicht durch relativ 
höhere Grenzproduktivitäten des Kapitals Investitionen anlocken und somit 
keinen Vorteil aus ihrer Situation ziehen. Die regionale Spezialisierung liefert 
ebenfalls keine Erklärung der zunehmenden Einkommensdisparitäten zwischen 
den Kantonen. Kellermann (2005) weist die Steuerbelastungsunterschiede als 
einzigen robusten Erklärungsfaktor für die interkantonalen Einkommensdispa-
ritäten aus. Allerdings verwendet sie die kantonalen Indizes für die Gewinn- und 
 Kapitalsteuerbelastung und für die Einkommen- und Vermögensteuerbelastung. 
Diese Indizes variieren nur scheinbar über die Zeit, weil sie in jedem Jahr die 
relative Abweichung der Kantone vom Schweizer Durchschnitt ausweisen. Die 
Veränderung von einem hohen Indexwert in einem Kanton in einem bestimmten 
Jahr zu einem niedrigen Indexwert desselben Kantons im nächsten Jahr zeigt 
nicht notwendigerweise einen Rückgang der Steuerbelastung an. Die Verwen-

 3 Weder Steuerwettbewerb noch die 
Fragmentierung eines Kantons in seine 
Gemeinden sind schädlich für die 
gesamtwirtschaftliche Produktivität.
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dung dieser Gesamtindizes in Panel-Daten-Analysen ist daher nicht sinnvoll. Die 
Ergebnisse sind somit nicht hinreichend verlässlich. 

Zur Wirkung der kantonalen Steuerautonomie auf die Fähigkeit der Schweiz, 
ausländische Direktinvestitionen anzuziehen, liegen bislang keine empirischen 
Ergebnisse vor. Kessing, Konrad und Kotsogiannis (2007) (K3) präsentieren 
Schätzergebnisse für Paneldaten von ausländischen Direktinvestitionen aus 
67 Quellenstaaten in 147 Zielstaaten zwischen 1997 und 2003, gemäss denen 
Mehrebenensysteme signifikant weniger Direktinvestitionen anziehen. Dabei 
wird jedoch nur die Existenz eines Mehrebenensystems betrachtet, nicht aber 
das Ausmass an horizontalem Steuerwettbewerb berücksichtigt. Wie sich in den 
Analysen von Brülhart und Jametti (2006, 2008) für die Schweiz herausstellte, 
kompensieren die horizontalen Effekte des Steuerwettbewerbs die ebenfalls be-
obachtbaren vertikalen fiskalischen Externalitäten, die für die von K3 identifizier-
ten Effekte grundlegend sind. Der interkantonale Steuerwettbewerb trägt damit 
zu niedrigeren Steuerbelastungen in der Schweiz insgesamt bei und erhöht so 
die steuerliche Attraktivität der Schweiz für ausländische Direktinvestitionen. 

Resultat 6 Der Einfluss des interkantonalen Steuerwettbewerbs auf das 
kantonale Wirtschaftswachstum und die Konvergenz der Einkommens-
disparitäten zwischen den Kantonen lässt sich statistisch nicht zweifelsfrei 
identifizieren. Steuerwettbewerb hat allerdings einen positiven Einfluss  
auf das Niveau der kan tonalen Arbeitsproduktivitäten, während die 
Fragmentierung eines Kantons keinen signifikanten Einfluss hat. Ungünstige 
Auswirkungen der kantonalen Steuerautonomie auf die Höhe ausländi- 
scher Direktinvestitionen in der Schweiz sind nicht feststellbar.

Zum Einfluss des Wettbewerbsföderalismus auf die politische Innovation 
existiert bislang nur empirische Evidenz aus Fallstudien für die Schweiz. Da-
bei scheint in der Schweiz, ähnlich wie in den USA, die Meinung weit verbrei-
tet, dass der kantonale Wettbewerb eher zu Neuerungen neigt als der Bund. 
R.L. Frey (1977, S. 39) zitiert Landammann und Ständerat Raymond Broger an 
der Innerrhoder Landsgemeinde im April 1976 mit den Worten: «Es gibt über-
haupt fast nichts, was dem Bund selbst in den Sinn gekommen ist. Fast alles 
hat er den Kantonen aus ihren praktischen Experimentierfeldern abgeschaut.» 
In jüngerer Zeit diskutieren Feld und Schnellenbach (2004) die Diffusion von 
Verwaltungsreformen (New Public Management) auf der Ebene der Schwei-
zer Gemeinden in den 1990er-Jahren. Widmer und Rieder (2003) belegen die 
Diffusion kantonaler Verwaltungsreformen durch einen Massstabswettbewerb 
zwischen den Kantonen. Nach Ladner und Steiner (2003) führt dies auf der loka-
len Ebene lediglich zu einer mässigen Konvergenz der Lösungen. Es dominiert 
eine Vielfalt der  Lösungsansätze über die Adaption der Gemeinden an ihre je-
weiligen Verhältnisse und Präferenzen. Ähnliche Ergebnisse legen Feld (2007) 
für kantonale  Regulierungsniveaus und Schaltegger (2007) für die kantonalen 
Schuldenbremsen vor. Vatter und Wälti (2003) weisen daher zu Recht darauf hin, 
dass der Schweizer Föderalismus unter dem Strich eher keinen Hemmschuh für 
Reformen in der Schweiz darstellt. 

Etwas offensiver wird die Evidenz zur Sozialhilfereform in den USA im Jahr 
1996 interpretiert. Sie wurde von der US-Bundesregierung explizit mit der Ziel-
setzung verknüpft, die Staaten als Labor zur Entwicklung der vergleichsweise 
vernünftigsten Lösung im Bereich der Sozialhilfe zu nutzen. Obwohl die Sozial-
hilfereform eine eigentliche Erfolgsgeschichte darstellt und die Erwartungen in 

 



56

Empirische Analysen zum Schweizer  Föderalismus

die Innovationsfähigkeit der US-Bundesstaaten damit nicht enttäuscht wurden, 
muss dennoch anerkannt werden, dass eine Reihe bundespolitischer Vorgaben 
eine Qualitätskontrolle der Reformen sicherstellten. Die amerikanische Sozial-
hilfereform kann daher nicht uneingeschränkt als Evidenz für einen positiven 
Zusammenhang zwischen fiskalischem Wettbewerb und politischer Innovation 
herangezogen werden. Es ist notwendig, systematischere empirische Evidenz zu 
dieser Frage zu erhalten.

Resultat 7 Zu den Wirkungen des fiskalischen Wettbewerbs zwischen 
den Kantonen auf die Wahrscheinlichkeit politischer Innovationen liegt  
keine systematische Evidenz vor. Die vorliegenden Fallstudien und  
empirischen Befunde belegen jedoch, dass der fiskalische Wettbewerb  
die politische Innovation eher begünstigt.

4.8 Finanzausgleich, Steuerwettbewerb  
und  Verschuldung 

Der Schweizer Föderalismus besteht nicht nur aus dem Element des Steuer-
wettbewerbs, auch wenn dieser im Mittelpunkt dieser Analyse steht. Von ebenso 
grossem Interesse sind die Wirkungen des Finanzausgleichs, selbst wenn solche 
Ergebnisse lediglich für den alten Finanzausgleich vorliegen. Die Evidenz zum 
alten Finanzausgleich stützt die Behauptung seiner Ineffizienz weitgehend. Die 
vertikalen Finanzausgleichszahlungen erhöhen sowohl die gesamten kantona-
len Ausgaben als auch die Verwaltungsausgaben der Kantone und sie behindern 
Konsolidierungsprozesse (Schaltegger und Feld 2009). Sie haben zudem einen 
weiteren ungünstigen Einfluss auf die Staatsverschuldung: Je höher die zukünf-
tig erwarteten Finanzausgleichszahlungen sind, umso eher geht ein Kanton eine 
übermässige Verschuldung ein (Feld und Goodspeed 2005). Dabei werden die 
Finanzausgleichszahlungen, die ein Kanton erhält, im Wesentlichen von politi-
schen Faktoren, vor allem durch Interessengruppeneinfluss bestimmt (Feld und 
Schaltegger 2002, 2005). Allerdings macht sich das Umverteilungsmotiv auch 
auf andere Weise bemerkbar. Kantone mit höheren Einkommen erhalten signifi-
kant geringere Zahlungen aus dem Finanzausgleich. 

Der Steuerwettbewerb und die fiskalische Dezentralisierung in einem Kanton 
haben hingegen auch günstige Auswirkungen auf die kantonale Staatsverschul-
dung. Gemäss der Analyse von Feld und Kirchgässner (2008) führt ein inten-
siverer Wettbewerb zwischen den Kantonen im Zeitraum von 1980 bis 1998 zu 
signifikant niedrigeren kantonalen Schuldenständen. Allerdings bleibt unklar, 
in welchem Ausmass dieser Effekt durch Kompetenzverlagerungen von der 
kantonalen auf die lokale Ebene verursacht wird. Schaltegger und Feld (2009) 
berichten für den Zeitraum von 1981 bis 2001 Ergebnisse für die fiskalische 
Zentralisierung in den Kantonen. Demnach senkt fiskalische Zentralisierung die 
Wahrscheinlichkeit erfolgreicher Konsolidierungen. 

Resultat 8 Der interkantonale Steuerwettbewerb senkt die kantonale 
Verschuldung. Finanztransfers im Rahmen des alten Finanzausgleichs haben 
hingegen Schulden erhöhende Effekte, insbesondere reduzieren sie die 
Wahrscheinlichkeit erfolgreicher Konsolidierungen. 
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4.9 Eine Zusammenfassung

Die empirische Evidenz zum interkantonalen Steuerwettbewerb zeichnet in der 
Summe ein günstiges Bild. Gemäss den Ergebnissen jüngerer Studien lässt sich 
die Existenz eines intensiven Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen und 
den Gemeinden belegen. Zum einen wählen Individuen und Firmen – ceteris 
paribus – ihren Wohnort bzw. Standort in steuergünstigen Kantonen aus. Zum 
anderen setzen die Kantone ihre steuerlichen Instrumente strategisch ein, um 
mobile Produktionsfaktoren anzuziehen. Beides zusammen liefert empirische 
Evidenz für die Existenz des Steuerwettbewerbs. 

Dieser Steuerwettbewerb führt zu einer geringeren staatlichen Aktivität sowohl 
im Hinblick auf die kantonalen und lokalen Ausgaben als auch auf die kantona-
len und lokalen Einnahmen. Auf der Einnahmenseite macht sich dies in einer 
relativ stärkeren Gebühren- als Steuerfinanzierung und einer Einschränkung 
der Staatsverschuldung bemerkbar. Der interkantonale Steuerwettbewerb trägt 
damit eher zu einer höheren Effizienz des öffentlichen Sektors in der Schweiz 
bei. Fiskalische und räumliche Externalitäten sind allenfalls geringfügig, stei-
gende Skalenerträge im Konsum sind schwach ausgeprägt. Die horizontalen 
und die vertikalen Effekte des Steuerwettbewerbs kompensieren sich dabei im 
Wesentlichen. In der Bildungspolitik führt der fiskalische Wettbewerb zu güns-
tigeren Ergebnissen, wenn man eine höhere Maturitätsquote bereits als höhere 
Produktivität interpretieren möchte. Auch die gesamtwirtschaftliche Arbeits-
produktivität der Kantone wird durch den Steuerwettbewerb erhöht. 

Die Ergebnisse für den Effekt des Steuerwettbewerbs auf die personelle und 
regionale Einkommensverteilung sind nicht schlüssig. Der Wohlfahrtsstaat 
ist in der Schweiz nicht zusammengebrochen, obwohl die Kantone ein erheb-
liches Mass an Einkommensumverteilung vornehmen. Der Steuerwettbewerb 
schwächt diese kantonale Einkommensumverteilung allenfalls in geringem 
Masse ab, wenn man diese an der tatsächlich erreichten Verteilung misst. Der 
Steuerwettbewerb wird zumeist auch für die zunehmenden Einkommensdis-
paritäten für die Kantone verantwortlich gemacht. Die Ergebnisse zum Abbau 
interregionaler Disparitäten sind jedoch nicht verlässlich. 

Ähnliches lässt sich auch im Hinblick auf die Position der Schweiz im internatio-
nalen Steuerwettbewerb feststellen. Auch wenn die Existenz von drei staatlichen 
Ebenen in der Schweiz zweifelsohne die Entscheidung potenzieller ausländi-
scher Investoren komplexer werden lässt, hält der Steuerwettbewerb zwischen 
den Kantonen andererseits die Steuerbelastung auf einem insgesamt modera-
ten Niveau und erhöht somit die steuerliche Attraktivität der Schweiz insgesamt. 
Die vorliegende Evidenz lässt es leider nicht zu, beide Effekte in ihrem Ausmass 
einander gegenüberzustellen. Angesichts der Erfahrungen der Schweiz mit 
 ihrer günstigen steuerlichen Position in der Vergangenheit muss jedoch von der 
Dominanz des horizontalen Wettbewerbseffekts ausgegangen werden. 

Der Steuerwettbewerb dürfte sich günstig auf die Fähigkeit der Kantone zur 
politischen Innovation auswirken. Allerdings beruht die vorliegende Evidenz  
in relativ starkem Masse auf Fallstudien und nur auf wenigen systematischen 
Studien. Wie auch zu den Einflüssen des Steuerwettbewerbs auf die interkan-
tonale Konvergenz bestehen im Hinblick auf politische Innovation die grössten 
Lücken in der finanzwissenschaftlichen Forschung.

 3 Die empirische Evidenz zum inter-
kantonalen Steuerwettbewerb zeichnet 
in der Summe ein günstiges Bild. 

 3 Steuerwettbewerb führt zu einer 
geringeren staatlichen Aktivität sowohl 
im Hinblick auf die kantonalen und 
lokalen Ausgaben als auch auf die kan-
tonalen und lokalen Einnahmen.

 3 Der Steuerwettbewerb dürfte sich 
auf die Fähigkeit der Kantone zur 
 politischen Innovation günstig auswir-
ken.
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5 Vorschläge für eine Reform der  
Schweizer Finanzverfassung Die SP-Initiative 
ist ein Steuererhöhungsprogramm. Die  
Schweiz würde unter den Folgen einer 
 materiellen Steuerharmonisierung leiden. 
Staatsverschuldung und Verschwendung  
von Steuergeldern wären die Folge.

Während die in Abschnitt 3 diskutierten theoretischen Argumente das Für und 
Wider fiskalischen Wettbewerbs zwischen Gebietskörperschaften noch neben-
einanderstellen, lässt die in Abschnitt 4 zusammengefasste empirische Evidenz 
den Schluss zu, dass der interkantonale und -kommunale Steuerwettbewerb 
in der Schweiz eher günstige Auswirkungen hat. Der als Begründung für eine 
Steuerharmonisierung behauptete «race to the bottom» lässt sich weder in 
 einer naiven Variante durch die deskriptiven Befunde in Abschnitt 2 noch in der 
sophistizierten Variante einer zu niedrigen Bereitstellung öffentlicher Leistun-
gen beobachten. Im Gegenteil deuten alle Ergebnisse bisher darauf hin, dass 
der interkantonale Steuerwettbewerb eher eine Steigerung der Effizienz der 
öffentlichen Leistungserstellung in der Schweiz bewirkt und damit auch zur 
 gesamtwirtschaftlichen Produktivität der Kantone positiv beiträgt. 

Günstige langfristige Wachstumswirkungen hat der Steuerwettbewerb zwar 
nicht. Geht man jedoch davon aus, dass das regionale Wirtschaftswachstum in 
einer Volkswirtschaft vornehmlich von strukturellen wirtschaftlichen Bedin-
gungen abhängt, so ist dieser Befund nicht verwunderlich. Ähnliche Ergebnisse 
lassen sich in der Tat in internationalen Studien feststellen. Die Schweiz ist somit 
für einmal kein Sonderfall. Wachstumshemmnisse, etwa über seine Wirkungen 
auf ausländische Direktinvestitionen, lassen sich durch den Wettbewerbsföde-
ralismus allerdings auch nicht begründen. 

Die Auswirkungen des Steuerwettbewerbs auf die personelle Einkommensum-
verteilung und die interkantonalen Einkommensdisparitäten sind kaum fest-
stellbar, nicht verlässlich und allenfalls gering. Diese Evidenz kann jedenfalls 
nicht als Begründung für eine weitgehende materielle Steuerharmonisierung 
herhalten. Es spricht vieles dafür, dass die Einkommensunterschiede zwischen 
den Kantonen durch Faktoren bestimmt sind, die sich dem Einflussbereich der 
Finanzpolitik entziehen.

5.1 Die SP-Initiative

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse ist die SP-Initiative kein sinnvolles 
politisches Unterfangen. Die Einführung eines Mindeststeuersatzes von 22 
Prozent für zu versteuernde Einkommen über 250 000 Franken und von fünf 
Promille für zu versteuernde Vermögen über zwei Millionen Franken (jeweils 
für Alleinstehende) in den Kantonen (und Gemeinden) würde den interkantona-
len Steuerwettbewerb empfindlich einschränken. Er könnte seine wohltuenden 
Wirkungen auf die Effizienz der Leistungserstellung nicht mehr entfalten. Die 
erhofften günstigen Effekte dieser materiellen Steuerharmonisierung auf die 
interpersonelle Einkommensumverteilung und vor allem auf die kantonalen 
Einkommensdisparitäten dürften ausbleiben. Dies kann eine so weitgehende 
materielle Harmonisierung nicht rechtfertigen. 

«Die SP-Initiative ist  
kein  sinnvolles politisches 
 Unterfangen.»
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Die nicht intendierten Nebenwirkungen der SP-Initiative wären erheblich und 
aller Voraussicht nach sehr ungünstig. Die Ineffizienz des öffentlichen Sektors 
in der Schweiz würde zunehmen. Die Verschwendung öffentlicher Mittel würde 
unvermeidbar. Die Schulden dämpfenden Effekte des Steuerwettbewerbs blie-
ben aus und würden zu einer geringeren fiskalischen Disziplin führen. In zuneh-
mendem Masse müssten sich die Kantone auf das System des Finanzausgleichs 
verlassen, das für sich genommen wiederum zu mehr Ineffizienz führt. Anders 
gewendet: Die Schweiz würde sich ihren Nachbarn Deutschland, Österreich und 
Frankreich in der Hinwendung zu einer ineffizienten Finanzverfassung anpas-
sen. Dies wäre im internationalen Standortwett bewerb ein grosser Fehler. 

Wenn auch die SP-Initiative bereits im Grundsatz verfehlt ist, so schliesst sich 
dennoch die unmittelbare Frage an, welche Folgen sie für die einzelnen Kantone 
und für die Bürger hätte. Dazu ist es hilfreich, sich zunächst den Wortlaut der 
Initiative anzuschauen. Der Initiativtext der eidgenössischen Volksinitiative «Für 
faire Steuern. Stopp dem Missbrauch beim Steuerwettbewerb (Steuergerechtig-
keits-Initiative)» lautet folgendermassen (Schweizerische Bundeskanzlei 2007):

I

«Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird wie folgt geändert:

Art. 129 Abs. 2bis (neu) Steuerharmonisierung

2bis Für die Steuertarife und Steuersätze der natürlichen Personen gelten je-
doch folgende Grundsätze:

a. Für alleinstehende Personen beträgt der Grenzsteuersatz der kantonalen 
und kommunalen Einkommensteuern zusammen mindestens 22 Prozent auf 
dem Teil des steuerbaren Einkommens, der 250 000 Franken übersteigt. Die 
Folgen der kalten Progression werden periodisch ausgeglichen.

b. Für alleinstehende Personen beträgt der Grenzsteuersatz der kantonalen 
und kommunalen Vermögensteuern zusammen mindestens fünf Promille auf 
dem Teil des steuerbaren Vermögens, der zwei Millionen Franken übersteigt. 
Die Folgen der kalten Progression werden periodisch ausgeglichen.

c. Für gemeinsam veranlagte Paare und für alleinstehende Personen, die 
mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen zusammenleben und 
deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten, können die gemäss Buchstaben a 
und b für alleinstehende Personen geltenden Beträge erhöht werden. 

d. Der durchschnittliche Steuersatz jeder der vom Bund, von den Kantonen 
oder den Gemeinden erhobenen direkten Steuern darf weder mit steigendem 
steuerbarem Einkommen noch mit steigendem steuerbarem Vermögen ab-
nehmen.

 



60

II

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt er-
gänzt:

Art. 197 Ziff. 8 und 9 (neu)

8.  Übergangsbestimmung zu Art. 129 Abs. 2bis (Steuerharmonisierung)

1 Der Bund erlässt innert drei Jahren nach Annahme von Artikel 129 Absatz 
2bis die Ausführungsgesetzgebung.

2 Falls innert dieser Frist kein Ausführungsgesetz in Kraft gesetzt wird, er-
lässt der Bundesrat die nötigen Ausführungsbestimmungen auf dem Verord-
nungsweg.

3 Den Kantonen ist eine angemessene Frist zur Anpassung ihrer Gesetzge-
bung einzuräumen.

9. Übergangsbestimmung zu Art. 135 (Finanzausgleich)

1 Nach Ablauf der Frist, die den Kantonen zur Anpassung ihrer Gesetzge-
bung an die Ausführungsgesetzgebung zu Artikel 129 Absatz 2bis gewährt 
wird, leisten diejenigen Kantone, die ihre Steuertarife und Steuersätze auf-
grund von  Artikel 129 Absatz 2bis anpassen mussten, von den sich dadurch er-
gebenden Steuermehreinnahmen während einer durch Bundesgesetz festzu-
legenden Dauer zusätzliche Beiträge an den Finanzausgleich unter den 
Kantonen.

Der Bund erlässt die Ausführungsgesetzgebung.»

Die SP-Initiative nimmt eine Festlegung von Grenzsteuersätzen und eine Fest-
schreibung der Progression der Einkommen- und Vermögensteuern vor. Kopf-
steuern und Kirchensteuern werden dabei nicht berücksichtigt. Zur  maximalen 
Grenzbelastung der Einkommen durch Kantone und Gemeinden kommt der 
Grenzsteuersatz der direkten Bundessteuer von 13,2 Prozent noch hinzu. Ins-
gesamt wird die Belastung der Einkommen natürlicher Personen daher deutlich 
höher als 22 Prozent, mindestens 35,2 Prozent sein, unter Berücksichtigung 
der Kirchensteuern auch noch darüber liegen. Diese Harmonisierungsschritte 
dürften sich zunächst auf die Arbeits- und Sparanreize der Individuen in den 
betroffenen Kantonen auswirken. 

Abbildung 10 zeigt die gemäss den Berechnungen der SPS unmittelbar durch die 
Annahme der Initiative und den damit verbundenen Mindestgrenzsteuersatz von 
22 Prozent betroffenen Kantone. Diese Rechnung basiert auf Daten von 2005. 
Die Abbildung ist aus Tabelle 1 des Anhangs II der auf dem Parteitag der SPS in 
Sursee (LU) vorgelegten Berechnungen entwickelt (SPS 2006). Die drei orangen 
Schattierungen zeigen an, wie stark die Kantone ihre  Einkommensteuergesetze 
anpassen müssen. Wenn man Abbildung 2 zum Vergleich heranzieht, so zeigt 
sich zunächst, dass die steuergünstigen Kantone Appenzell Innerrhoden, 
 Appenzell Ausserrhoden, Nidwalden, Obwalden, Schwyz und Zug (dunkle Schat-
tierung) von den Mindeststeuersätzen betroffen wären. Allerdings müssten auch 
die nicht als besonders steuergünstig geltenden Kantone Basel-Landschaft, 
Graubünden, Luzern und St. Gallen (mittlere Schattierung) aufgrund der Steu-
erharmonisierung Anpassungen im Bereich der Einkommensteuer  vornehmen. 
Alle anderen Kantone (helle Schattierung) blieben unberührt.

 3 Die Belastung der Einkommen 
natürlicher Personen wird daher  
deutlich höher als 22 Prozent,  
mindestens 35,2 Prozent sein.

Vorschläge für eine Reform der Schweizer Finanzverfassung
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Steuererhöhungen kantonaler Einkommensteuern aufgrund der SP-Initiative 
bei einem Mindestgrenzsteuersatz von 22 Prozent im Jahr 2005

Quelle: Sozialdemokratische Partei Schweiz (2006), S. 27. 

In Abbildung 11, die ebenfalls von der SPS (2006) übernommen ist, sind die Aus-
wirkungen des Mindestgrenzsteuersatzes etwas differenzierter dar gestellt. Die 
hellgrauen Balken zeigen die kantonalen Minima der maximalen Grenzsteuer-
sätze der Einkommensteuer, die dunkelgrauen Anteile der Balken die zusätz-
liche Grenzsteuerbelastung in den Kantonshauptorten (KHO) und die Anteile 
in Orange die zusätzliche Grenzbelastung, die sich für die kantonalen Maxima 
der maximalen Grenzsteuersätze ergeben. Der im Initiativtext festgeschriebene 
Mindeststeuersatz von 22 Prozent ist als orange Linie eingezeichnet. Die auf 
dem Parteitag der SPS (2006) zudem erwogene Alternative eines Mindeststeu-
ersatzes von 25 Prozent ist ebenfalls enthalten. Die Abbildung verdeutlicht, dass 
die Kantone Basel-Landschaft, Graubünden, Luzern und St. Gallen durch die 
angestrebte Harmonisierung betroffen sind, weil aufgrund niedrigerer Einkom-
mensteuerbelastungen in einigen Gemeinden dort ein maximaler Grenzsteuer-
satz von weniger als 22 Prozent resultiert. Durch die SP-Initiative werden die 
Kantone auf das Minimum der maximalen Grenzsteuersätze im Kanton Zürich 
bzw. knapp unter das Maximum der maximalen Grenzsteuersätze im Kanton 
Basel-Landschaft angehoben. Zudem wird die Variation der maximalen Grenz-
steuerbelastungen innerhalb der Kantone komprimiert.22 

22 Bei diesen Überlegungen bleibt unberücksichtigt, dass die Kantone zudem die Pauschalbe-
steuerung einsetzen, um gute (ausländische) Steuerzahler zu attrahieren. Dazu schweigt 
die SP-Initiative. Allerdings deuten Äusserungen von SP-Politikern in der Vergangenheit 
darauf hin, dass sie einiges Unbehagen mit der Pauschalbesteuerung haben. Würde sich 
die SP in der Zukunft auf eine Abschaffung der Pauschalbesteuerung kaprizieren, wären 
davon eine Reihe von Kantonen, nämlich Bern, Luzern, Obwalden, Nidwalden, Zug, Frei-
burg, St. Gallen, Graubünden, Tessin, Waadt, Wallis und Genf betroffen. 

Abbildung 10
 Wenn man Abbildung 2 zum Vergleich 
heranzieht, zeigt sich zunächst, dass  
die steuergünstigen Kantone Appenzell 
Innerrhoden, Appenzell Ausserrhoden, 
Nidwalden, Obwalden, Schwyz und Zug 
von den Mindeststeuersätzen betroffen 
wären. Allerdings müssten auch die 
nicht als besonders steuergünstig 
geltenden Kantone Basel-Landschaft, 
Graubünden, Luzern und St. Gallen 
aufgrund der Steuerharmonisierung 
Anpassungen bei der Einkommensteuer 
vornehmen.
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Grenzsteuerbelastungen für Ledige mit einem steuerbaren Einkommen von 
250 000 Franken durch Kantons- und Gemeindesteuern (ohne Kopf- und 
Kirchensteuern) für das Jahr 2005, Kantonshauptort (KHO), kantonales 
Minimum und Maximum sowie mögliche Mindestgrenzsteuersätze von 22 und 
25 Prozent 

Quelle: Sozialdemokratische Partei Schweiz (2006), S. 28. 

Diese Darstellung der maximalen Grenzsteuerbelastungen kann verwirrend 
sein. Dies hat vornehmlich mit zwei Problemen zu tun. Erstens bezieht sich 
das Adjektiv «maximal» auf verschiedene Dinge. Wenn von maximalen Grenz-
steuersätzen der Einkommensteuer die Rede ist, so wird dabei nur die oberste 
Belastung der hohen Einkommen, nicht aber der gesamte Tarif der Einkommen-
steuer in den Abbildungen 10 und 11 in den Blick genommen.  Allerdings sind in 
Abbildung 11 auch kantonale Minima und Maxima dieser maximalen Grenzsteu-
ersätze ausgewiesen. Dies geht auf die räumliche Variation der Einkommen-
steuertarife und daher auch ihrer maximalen Grenzsteuersätze innerhalb der 
Kantone, also zwischen den Städten und Gemeinden eines Kantons zurück. Da 
die SP-Initiative sicherstellen möchte, dass im Vergleich der Kantone die hohen 
Einkommen mit mindestens 22 Prozent an der Grenze belastet werden, wird die 
Einkommensteuerbelastung auf der Gemeindeebene ebenfalls berücksichtigt. 
Je nach Kanton kann die beabsichtigte Harmonisierung dazu führen, dass man-
che Gemeinden über oder unter dem festgelegten Wert liegen. 

Abbildung 11
Durch die SP-Initiative werden die 
Kantone auf das Minimum der maxima-
len Grenzsteuersätze im Kanton Zürich 
bzw. knapp unter das Maximum der 
maximalen Grenzsteuersätze im Kanton 
Basel-Landschaft angehoben.

0

5

10

15

20

25

30

35

40

22%

25%

Minimum KHO Maximum

Ju
ra

G
en

f

N
eu

en
bu

rg
W

al
lis

W
aa

dt

Te
ss

in

Th
ur

ga
u

A
ar

ga
u

G
ra

ub
ün

de
n

St
. G

al
le

n

A
pp

en
ze

ll 
In

ne
rr

ho
de

n

A
pp

en
ze

ll 
A

us
se

rr
ho

de
n

Sc
ha

ff
ha

us
en

B
as

el
-L

an
ds

ch
af

t

B
as

el
-S

ta
dt

So
lo

th
ur

n

Fr
ei

bu
rg

Zu
g

G
la

ru
s

N
id

w
al

de
n

O
bw

al
de

n

Sc
hw

yzU
ri

Lu
ze

rn

B
er

n
Zü

ri
ch



63

 

Grenzsteuerbelastungen für Ledige mit einem steuerbaren Einkommen von 
250 000 Franken durch Kantons- und Gemeindesteuern (ohne Kopf- und 
Kirchensteuern) im Kanton Zug für das Jahr 2005 und geschätzte 
Grenzbelastungen aufgrund der SP-Initiative in Prozent

Quelle: Sozialdemokratische Partei Schweiz (2006), S. 29. 

Zweitens ist die Darstellung der maximalen Grenzsteuerbelastungen verkürzt, 
weil der gesamte Tarifverlauf der Einkommensteuer durch die Anhebung des 
maximalen Grenzsteuersatzes angepasst werden muss. Eine vernünftige Tarif-
gestaltung erfordert einen Stufengrenzsatztarif, um potenzielle Probleme der 
Reihenfolgeumkehr und der inneren Regression zu vermeiden. Gerade wenn 
degressive Tarife verfassungsrechtlich nicht erlaubt sind, dürfen auch Probleme 
der inneren Regression nicht auftreten. Ein geglätteter Verlauf der Einkommen-
steuer mit Stufengrenzsatztarif wird daher bei einer Anhebung der obersten 
Progressionsstufe die Belastung unterer Einkommen nach sich ziehen müssen, 
wenn insgesamt eine niedrigere Einkommensteuerbelastung in einem Kanton 
vorherrscht. Dies lässt sich exemplarisch anhand der Kantone Zug und Schwyz 
verdeutlichen. In den Abbildungen 12 und 13 sind – wiederum aus der Wirkungs-
analyse der SPS (2006) entnommen – die Grenzsteuerbelastungen Lediger über 
den gesamten Tarifverlauf, d.h. für alle steuerbaren Einkommen dieser beiden 
Kantone dargestellt. Die SPS (2006) weist hier mehrere alternative Berechnun-
gen aus. Relevant sind jedoch lediglich die durchgezogenen schwarzen Lini-
en, die den aktuellen Tarif abbilden, und die durchgezogenen orangen Linien, 
welche die als Variante 3 bezeichnete, dem tatsächlichen Text der SP-Initiative 
entsprechende Anpassung des Tarifs wiedergeben. 

Abbildung 12
 Die Darstellung der maximalen 
Grenzsteuerbelastungen ist verkürzt, 
weil der gesamte Tarifverlauf der 
Einkommensteuer durch die Anhebung 
des maximalen Grenzsteuersatzes 
angepasst werden muss.
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Grenzsteuerbelastungen für Ledige mit einem steuerbaren Einkommen von 
250 000 Franken durch Kantons- und Gemeindesteuern (ohne Kopf- und 
Kirchensteuern) im Kanton Schwyz für das Jahr 2005 und geschätzte 
Grenzbelastungen aufgrund der SP-Initiative in Prozent

Quelle: Sozialdemokratische Partei Schweiz (2006), S. 29.

In beiden Kantonen sind deutlich mehr Einkommensklassen durch die von der 
SPS beabsichtigte Steuerharmonisierung betroffen als der Initiativtext sugge-
riert. Es werden nämlich nicht nur die steuerbaren Einkommen über 250 000 
Franken betroffen. Im Kanton Zug werden Einkommen unterhalb von etwa 
120 000 Franken entlastet, oberhalb von 120 000 Franken übersteigt die durch 
einen Mindeststeuersatz bedingte die heutige Steuerbelastung mit zuneh-
mendem Einkommen immer stärker, bis bei Einkommen oberhalb von 250 000 
Franken eine Erhöhung des Grenzsteuersatzes um etwa zehn Prozentpunkte 
erreicht ist. Dies entspricht im Maximum nahezu einer Verdoppelung der Zuger 
Einkommensteuerbelastung. Ähnlich verhält es sich im Kanton Schwyz. Dort 
setzt die Steuererhöhung aufgrund der Tarifanpassungen bei 150 000 Franken 
ein und erhöht sich kontinuierlich bis zu einem steuerbaren Einkommen von 
250 000 Franken. Diese Tarifanpassungen aufgrund der SP-Initiative sind für 
die Kantonshauptorte von Zug und Schwyz angegeben. Für manche Gemeinden 
dieser Kantone, etwa die Gemeinde Freienbach, dürften deutlich stärkere Wir-
kungen resultieren. 

Abbildung 13
In beiden Kantonen sind deutlich mehr 
Einkommensklassen von der beabsich-
tigten Steuerharmonisierung betroffen 
als der Initiativtext suggeriert.
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Steuererhöhungen kantonaler Einkommensteuern aufgrund der SP-Initiative 
bei einem Mindestgrenzsteuersatz von 22 Prozent im Jahr 2008

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Berechnungen des Bundesrats (2009). 

Die gleichen Tarifeffekte für die unter dem im Initiativtext angegebenen steuer-
baren Einkommen von 250 000 Franken lassen sich für die anderen betroffenen 
Kantone demonstrieren. Sie fallen dort zum Teil etwas weniger markant als in 
Zug und Schwyz aus, sind aber dennoch erheblich. Bei genauer Betrachtung zeigt 
sich, dass diese Tarifeffekte, die in Abbildung 11 durch die Konzentration auf die 
maximalen Grenzsteuersätze verdeckt sind, weitere Kantone treffen. So weist 
die SPS (2006) auch für Uri eine höhere Belastung für steuerbare Einkommen 
oberhalb von 300 000 Franken aus. Nimmt man nun noch die Variationen über 
die Gemeindeebene mit ins Bild, so zeigt sich, dass die Steuerzahler, die von den 
mit der SP-Initiative verbundenen Steuererhöhungen bei der Einkommensteuer 
erfasst werden, sowohl räumlich als auch im Hinblick auf die Einkommenshöhe 
betrachtet zahlreicher sind, als der erste Anschein nach der Lektüre des Ini-
tiativtextes nahelegt: Die SP-Initiative ist ein eigentliches Programm für eine 
umfassende Steuererhöhung. 

Abbildung 14
 Die SP-Initiative ist ein Programm 
für eine umfassende Steuererhöhung: 
Berücksichtigt man auch die Variationen 
über die Gemeindeebene, zeigt sich, 
dass die Steuerzahler, die von den mit 
der SP-Initiative verbundenen Steuer-
erhöhungen bei der Einkommensteuer 
erfasst werden, sowohl räumlich als 
auch im Hinblick auf die Einkommens-
höhe betrachtet zahlreicher sind, als  
der erste Anschein nach Lektüre des 
Initiativtextes nahelegt.
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Steuererhöhungen kantonaler Vermögensteuern aufgrund der SP-Initiative 
bei einem Mindestgrenzsteuersatz von fünf Promille im Jahr 2005

Quelle: Sozialdemokratische Partei Schweiz (2006), S. 32. 

Das Bild ändert sich nicht wesentlich, wenn in Abbildung 14 neuere Daten aus 
dem Jahr 2008 verwendet werden (Bundesrat 2009). Weiterhin wären die steuer-
günstigen Kantone Appenzell Innerrhoden, Appenzell Ausserrhoden, Nidwalden, 
Obwalden, Schwyz und Zug (dunkle Schattierung) von den Mindeststeuersätzen 
betroffen. Neben den Kantonen Graubünden, Luzern und St. Gallen (mittlere 
Schattierung) müssten auch die Kantone Basel-Stadt und Schaffhausen ihre 
Einkommensteuerbelastungen auf der Gemeindeebene anpassen. Im Vergleich 
zu Abbildung 10 wäre Basel-Landschaft gemäss der aktuellen Datenlage nicht 
mehr betroffen. 

Diese Betroffenheit ergibt sich, dem Wortlaut der SP-Initiative folgend, für 
den Ledigentarif bei der Einkommensteuer. Im Änderungsentwurf von Art. 129 
Abs. 2 bis der Bundesverfassung hält die SP-Initiative fest, dass die Beträge 
(der  Bemessungsgrundlagen, ab denen die harmonisierte Mindeststeuer gilt) 
für Verheiratete und gemeinsam veranlagte Paare angehoben werden können. 
 Nähere Angaben dazu folgen allerdings nicht, insbesondere werden die Beträge 
der Bemessungsgrundlagen nicht ausdrücklich genannt. Würde eine solche 
Erhöhung der Beträge nicht stattfinden, wäre neben den durch die Harmonisie-
rung des Ledigentarifs betroffenen Kantonen zudem der Kanton Uri teilweise 
betroffen, während St. Gallen nicht mehr betroffen wäre. 

Abbildung 15
 Die gewonnenen Eindrücke werden 
durch die Harmonisierung der Vermö-
gensteuer weiter verstärkt. Die Hälfte 
der Kantone (und Halbkantone) wäre 
durch die Einführung eines Mindest-
steuersatzes von fünf Promille auf 
Vermögen über zwei Millionen Franken 
mehr oder weniger stark betroffen.
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Steuererhöhungen kantonaler Vermögensteuern aufgrund der SP-Initiative 
bei einem Mindestgrenzsteuersatz von fünf Promille im Jahr 2008

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Berechnungen des Bundesrats (2009). 

Die bisher gewonnenen Eindrücke werden durch die Harmonisierung bei der 
Vermögensteuer noch verstärkt. Abbildung 15 verdeutlicht, dass die Hälfte der 
Kantone (und Halbkantone) durch die Einführung eines Mindeststeuersatzes von 
fünf Promille auf Vermögen über zwei Millionen Franken mehr oder weniger 
stark betroffen wäre. Die Grenzbelastungen steigen in Zug und Schwyz über den 
gesamten Tarifverlauf an und liegen im Maximum deutlich über den heutigen 
Belastungen. Auch in den anderen Kantonen zeigen sich merkliche Effekte. 
Auf Basis neuerer Zahlen gehören Uri (ab 1. Januar 2009 aufgrund neuerlicher 
 Gesetzesrevision wieder betroffen) und Schaffhausen nicht mehr zu den von der 
Einführung eines Mindeststeuersatzes betroffenen Kantonen (Abbildung 16). 
Neu müssten aber die Kantone Zürich, Solothurn, Obwalden und Thurgau starke 
Anpassungen vornehmen. 

Unmittelbar ergeben sich durch das von der SP-Initiative ausgehende, massive 
Steuererhöhungs- und Umverteilungsprogramm vor allem deutlich reduzierte 
Arbeits- und Sparanreize. Davon wird ein nicht unerheblicher Teil der Schweizer 
Bevölkerung erfasst. Die Wirtschaftskraft der Schweiz wird deshalb insgesamt 
zurückgehen. Die mittelbaren Folgen sind vermutlich grösser. Der Steuer-
wettbewerb zwischen den Kantonen und Gemeinden wirkt als Regulativ gegen 
 ineffiziente staatliche Aktivität. Die zuvor diskutierte empirische Evidenz belegt 
eindrücklich, dass die Kantone und Gemeinden durch den Steuerwett bewerb 
gezwungen werden, öffentliche Leistungen möglichst kostengünstig abzugeben 
und sie an den Wünschen der Bürger auszurichten. Der Steuerwettbewerb ist 
dabei von einem Leistungswettbewerb begleitet. In einer dynamischen Pers-
pektive führt dies dazu, dass neue Lösungen ausprobiert werden. Erfolgreiche 
Lösungen werden von den Kantonen imitiert und adaptiert. Misserfolge verur-
sachen auf der kantonalen Ebene geringere Kosten als auf der Bundesebene. 

Diese Anreize werden durch die Steuerharmonisierung massiv reduziert. 
Migrationsanreize zwischen den Kantonen sind nach einer Annahme der SP-
Initiative vor allem im Bereich geringer Einkommen zu erwarten. Die Bezieher 
niedrigerer Einkommen lassen sich allerdings ungleich stärker durch kantonale 
Ausgabenprogramme als durch steuerliche Unterschiede attrahieren. Diese 

Abbildung 16
Unmittelbar ergeben sich durch  
das von der SP-Initiative ausgehende, 
massive Steuererhöhungs- und 
Umverteilungsprogramm vor allem 
deutlich reduzierte Arbeits- und 
Sparanreize. Davon wird ein nicht 
unerheblicher Teil der Schweizer 
Bevölkerung erfasst.
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Verlagerung des Schwergewichts fiskalischen Wettbewerbs auf die Ausgaben-
seite hat vermutlich zur Folge, dass die Staatstätigkeit insgesamt erhöht wird, 
sodass sich eine eigentliche Ausgaben-Steuer-Spirale in Gang setzen kann. Der 
hauptsächliche Schwerpunkt dieser Veränderungen liegt auf der Einkommens-
umverteilung. Sind schon die unmittelbaren Folgen der SP-Initiative auf mehr 
Einkommens- und Vermögensumverteilung ausgerichtet, so werden die mittel-
baren Folgen zu einer weiteren Ausweitung des Wohlfahrtsstaates drängen. 

Interessant sind auch die in der SP-Initiative enthaltenen Übergangsbestim-
mungen zum Finanzausgleich. Demnach sollen die Kantone, die aufgrund der 
Steuerharmonisierung Mehreinnahmen erhalten, diese zu 80 Prozent in den 
 Finanzausgleich einzahlen müssen. Die Rückverteilung dieser zusätzlichen Mit-
tel soll über den Ressourcenausgleich sowie über den soziodemografischen und 
den topografisch-geografischen Lastenausgleich erfolgen. Der Finanzausgleich 
würde also verstärkt und eine grössere Umverteilungsmaschinerie in Gang ge-
setzt. Angesichts der in den Abschnitten 3 und 4 herausgestellten Ineffizienzen 
und ungünstigen Anreizwirkungen des Finanzausgleichssystems kann diesem 
Vorschlag nur mit grösster Skepsis begegnet werden. 

Letztlich wird die Schweiz insgesamt, wenn alle Anpassungsprozesse abge-
laufen sind, unter den Folgen der materiellen Steuerharmonisierung leiden. 
Die derzeit sowohl hinsichtlich der Einkommensteuer als auch der Vermögen-
steuer noch relativ hohe Attraktivität der Schweiz würde bei einer Annahme 
der SP-Initiative verloren gehen. Hat die Schweiz, wie die Abbildungen 5 und 6 
verdeutlicht haben, heute noch einen leichten Vorsprung im Wettbewerb mit 
den europäischen Nachbarn, so würde dieser Vorsprung durch eine materielle 
Steuerharmonisierung auf dem vorgeschlagenen Niveau verloren gehen. Im 
interkantonalen Verhältnis würde dem Finanzausgleichssystem eine stärkere 
Rolle zukommen. Die durch den Finanzausgleich bedingten Anreize lassen die 
in anderen Ländern, nicht zuletzt in Deutschland, beobachtbaren ungünstigen 
Auswirkungen erwarten. Eine höhere Staatsverschuldung und Verschwendung 
von Steuergeldern wären die Folgen. Von einer Annahme der SP-Initiative kann 
daher nur abgeraten werden. 

5.2 Das Modell Zehnder

Eine interessante Alternative zur SP-Initiative stellt das sogenannte Modell 
Zehnder dar. Zehnder (1998) schlägt vor, dass die Einkommensteuer zukünftig 
zwischen dem Bund, den Kantonen und den Gemeinden so aufgeteilt wird, dass 
jede gebietskörperschaftliche Ebene die Einkommen in bestimmten Interval-
len besteuert. So könnte in der Bundesverfassung festgelegt werden, dass der 
Bund die Einkommen ab einer bestimmten Einkommensgrenze mit der direkten 
Bundessteuer belastet, ohne auf die Einkommen unterhalb dieser Grenze zu-
zugreifen. Genauso könnten die Kantone eine Einkommensgrenze mit gleicher 
Wirkung für die Aufteilung der Einkommensteuereinnahmen für sich und die 
Gemeinden definieren. In dem jeweiligen Intervall wären die Belastungen inner-
halb der Gebietskörperschaft einheitlich. In einem gehobenen Einkommensbe-
reich würde nur noch der Bund die Einkommen natürlicher Personen belasten. 
Die direkte Bundessteuer würde zu einer eigentlichen Reichensteuer. Im mittle-
ren Einkommensbereich bestünde prinzipiell die Möglichkeit für einen Steuer-
wettbewerb zwischen den Kantonen, während für untere Einkommen auch ein 
Steuerwettbewerb zwischen den Gemeinden eines Kantons entstehen könnte. 

Dieser Vorschlag würde den Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen emp-
findlich einschränken. Zieht man beispielsweise die Einkommensgrenze, ab 
welcher lediglich der Bund noch die Einkommen besteuern dürfte, bei 200 000 
Franken, so würde der interkantonale Steuerwettbewerb gemäss den in Ab-

«Die Schweiz wird unter  
den  Folgen der materiellen 
Steuerharmonisierung  
leiden.»

Vorschläge für eine Reform der Schweizer Finanzverfassung
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schnitt 4 vorgestellten empirischen Ergebnissen nahezu vollständig ausgehe-
belt. Ab dieser Grenze wird der interkantonale Steuerwettbewerb erst merklich 
intensiver. Zudem lohnt sich angesichts der Kapitalisierungswirkungen der 
Steuerbelastungsunterschiede auf die Häuser- und Mietpreise ein Wegzug von 
Steuerzahlern in die steuergünstigen Kantone erst für die höheren Einkommen. 
Es ist davon auszugehen, dass ein kaum merklicher Rest des heutigen Steuer-
wettbewerbs übrig bleiben würde, wenn man das Modell Zehnder realisierte. 

Damit würden aber auch alle Vorteile des Steuerwettbewerbs entfallen. Der 
Druck zur effizienten Leistungserstellung, der vom interkantonalen und -kom-
munalen Steuerwettbewerb ausgeht, würde nachlassen. Ein verschwenderi-
scher Umgang mit öffentlichen Mitteln auf der Kantonsebene wäre die Folge. 
Die zuvor für die SP-Initiative befürchteten Auswirkungen würden sich auch 
unter dem Modell Zehnder einstellen. Das Eidgenössische Finanzdepartement 
(2007) hat auf alle diese Nachteile in seiner Einschätzung bereits hingewiesen 
und damit die Ablehnung des Bundesrats gestützt. 

Ein wesentlicher Aspekt rückt aber in dem Bericht des Eidgenössischen Finanz-
departements (2007) in den Hintergrund. Fiskalische Autonomie der Kantone 
und der Gemeinden ist die Vorbedingung für eine öffentliche Leistungserstellung 
nach dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz. Kostenträger, Nutzniesser und 
Entscheidungsträger der öffentlichen Güter sollten identische Personenkreise 
umfassen. Auch wenn dies in einem System des fiskalischen Wettbewerbs nicht 
immer erreicht wird und verschiedene räumliche und fiskalische Externalitäten 
auftreten können, so sollte doch die Finanzverfassung das Postulat der fiskali-
schen Äquivalenz nicht systematisch und von vornherein verletzen. Genau dies 
wird aber durch das Modell Zehnder erreicht: Obwohl die Bezieher höherer, 
mittlerer und geringerer Einkommen lokale, kantonale und nationale öffentliche 
Güter konsumieren und über deren Niveau und Finanzierung entscheiden, zah-
len die Bezieher hoher Einkommen nur die Leistungen des Bundes, die Bezieher 
mittlerer Einkommen nur diejenigen der Kantone und die Bezieher geringer 
Einkommen nur die lokalen öffentlichen Güter und Leistungen. Beachtet man 
nun noch, dass die Aktivitäten im Bereich der Einkommens umverteilung von der 
lokalen Ebene zur Bundesebene in erheblichem Masse zunehmen, so wird die 
Anreizwirkung des Modells Zehnder deutlich. Der Druck zur Einkommensum-
verteilung auf Bundesebene wird zunehmen. Die Bezieher niedriger Einkom-
men tragen zu den Programmen des Bundes in keiner Weise mehr steuerlich 
bei und haben daher erhebliche Anreize, eine Umverteilung zu ihren Gunsten zu 
erwirken. Daraus erwachsen massive Anreizprobleme und Ineffizienzen. Es ent-
stehen systematische Probleme aufgrund des dekretierten Auseinanderfallens 
von Nutzniesser und Kostenträger öffentlicher Massnahmen. 

5.3  Die Kontrollkommission zur   
Um- und Durchsetzung der Steuerharmonisierung

Ein weiteres Element in der Diskussion um eine Steuerharmonisierung zwi-
schen den Kantonen stellt die sogenannte Kontrollkommission für die Steu-
erharmonisierung dar. Eine im Jahr 2003 von der Konferenz der Kantonalen 
Finanzdirektoren beauftragte Expertenkommission «Um- und Durchsetzung 
der Steuerharmonisierung» beendete im Juni 2004 ihren Bericht und schlug die 
Einrichtung einer Kontrollkommission vor, die über die Einhaltung des Steuer-
harmonisierungsgesetzes wachen sollte. Gemäss diesem Vorschlag sollte eine 
unabhängige, aus fünf bis sieben Mitgliedern bestehende und paritätisch vom 
Bund und den Kantonen bestellte Kommission eingesetzt werden, die grund-
sätzliche Fragen zur Vereinbarkeit kantonaler Normen und deren Auslegung 
mit dem Steuerharmonisierungsgesetz untersuchen würde. Besteht in einem 

 3 Die befürchteten Auswirkungen 
 würden sich auch unter dem Modell 
Zehnder einstellen.

 



70

Kanton eine mit dem Steuerharmonisierungsgesetz nicht kompatible gesetz-
liche Regelung zuungunsten eines Steuerpflichtigen, so kann dieser mittels 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde die strittige Regelung durch das Bundesge-
richt prüfen lassen. Eine solche Prüfung dürfte jedoch aufgrund eines fehlen-
den Interessengegensatzes nicht zustande kommen, wenn sich eine mit dem 
Steuerharmonisierungsgesetz nicht kompatible kantonale Regelung zugunsten 
eines Steuerpflichtigen auswirkt. Die Kontrollkommission Steuerharmonisie-
rungsgesetz könnte diese Kontrolllücke schliessen und so systematische Steu-
ervergünstigungen der Kantone, die gegen das Steuerharmonisierungsgesetz 
verstossen, aufdecken. Diese Kommission sollte daher – zusätzlich zum Bund 
und zu betroffenen Kantonen – auch die Möglichkeit haben, eine gerichtliche 
Überprüfung solcher Vergünstigungen zu verlangen und einen solchen Fall ge-
gebenenfalls ans Bundesgericht weiterzuziehen. Dieser Vorschlag ging zu Be-
ginn des Jahres 2005 in die Vernehmlassung, mit dem Ziel, diese bis im Sommer 
2005 abzuschliessen. 

Die Vernehmlassung zeigte eine massive Unterstützung der Kantone für eine 
Kontrolle der formellen Steuerharmonisierung, die auch von der CVP, der FDP, 
der SP und den Grünen mitgetragen wurde (Eidgenössische Steuerverwaltung 
2006). Gegen die Kontrolle sprachen sich die SVP und zwei Spitzenverbände 
der Wirtschaft (economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband) aus. 
Der Vorschlag einer Einrichtung der Kontrollkommission fand jedoch weniger 
Unterstützung durch die Kantone und wurde nicht nur durch die SVP, sondern 
auch durch CVP und FDP abgelehnt. Zu den beiden zuvor bereits kritischen 
Wirtschaftsverbänden gesellte sich die Schweizerische Bankiervereinigung mit 
einer ablehnenden Haltung. Der Bundesrat entschied sich daher im Juni 2006, 
einstweilen auf weitere Schritte zu verzichten (Eidgenössisches Finanzdeparte-
ment 2006). Die Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren (2007) spricht sich 
aber weiterhin für die Einsetzung einer solchen Kontrollkommission aus und 
möchte diesen Vorschlag daher wieder aufgenommen sehen. 

Wie sich eine solche Kontrollkommission zur Einhaltung der Steuerharmoni-
sierung auswirken würde, ist nicht eindeutig abzusehen. Sicherlich würde sie 
die bestehenden Verflechtungen zwischen den Kantonen steigern und könnte 
so möglicherweise ein Element der schleichenden Zentralisierung sein (siehe 
Seite 13. Allerdings helfen die kantonalen Konkordate auch, Externalitäten zwi-
schen den Kantonen zu internalisieren (siehe Seite 50). Bedenklicher dürften 
jedoch die Verbindung der Kontrollkommission Steuerharmonisierungsgesetz 
mit dem Bundesgericht sowie die zudem vorgesehene Klagemöglichkeit ande-
rer betroffener Kantone und des Bundes sein. Das Bundesgericht hat bisher die 
formelle Steuerharmonisierung des Steuerharmonisierungsgesetzes im Hin-
blick auf eine Harmonisierung von Bemessungsgrundlagen aus ökonomischer 
Sicht durchaus materiell ausgelegt. Der Vorwurf, die Kontrollkommission sei ein 
Schritt in Richtung einer materiellen Steuerharmonisierung, ist daher nicht von 
der Hand zu weisen. Eine materielle Steuerharmonisierung ist jedoch aus den 
zuvor diskutierten Gründen auch dann abzulehnen, wenn sie über den Umweg 
einer Kontrollkommission schleichend und indirekt erfolgen würde. 

Diese Gefahr ist erheblich, wenn die Kontrollkommission nicht nur selbst, son-
dern auch auf Meldung eines betroffenen Kantons oder des Bundes tätig werden 
kann. Jeder Kanton kann im Steuerwettbewerb steuerrechtliche Regelungen 
der anderen Kantone als unfair hinstellen und hat dann Anreize, die Kontroll-
kommission anzurufen. Bei der Beurteilung bestimmter steuerrechtlicher 
 Regelungen wird zumindest auf der Ebene des Bundesgerichts eine einheitliche 
rechtliche Vorstellung dominieren, sodass der eigentliche Kern des Steuerwett-
bewerbs, nämlich die Varietät von Regelungen, zumindest tendenziell verloren 
geht. Bemerkenswert ist dahingehend auch die Position der Expertenkommis-
sion «Um- und Durchsetzung der Steuerharmonisierung» (2004, S. 13), die der 

«Eine Kontrollkommission 
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Finanzdirektorenkonferenz empfiehlt, «weiter nach einer Vereinheitlichung der 
Interpretation von harmonisiertem kantonalem Steuerrecht zu streben». 

Schliesslich stellt sich auch die Frage, ob eine solche Kontrollkommission tat-
sächlich notwendig ist. Dass systematische Steuervergünstigungen der Kantone 
nicht aufgedeckt würden, weil die Steuerzahler kein Interesse daran hätten, ist 
letztlich eine rechtliche Fiktion. Diese Interessengegensätze dürften schon dann 
bestehen, wenn einer Gruppe von Steuerzahlern Absetzungsmöglichkeiten von 
einer steuerlichen Bemessungsgrundlage eingeräumt werden, die einer ande-
ren Gruppe verwehrt werden. In solchen Fällen steht den Steuerzahlern mit ge-
ringeren Abzugsmöglichkeiten die Verwaltungsgerichtsbeschwerde frei und das 
Bundesgericht kann letztinstanzlich darüber entscheiden. Dies war beispiels-
weise der Fall in der Entscheidung zur Eigenmietwertbesteuerung im Kanton 
Basel-Landschaft (BGE 131 I 377 vom 27. Mai 2005). Diese Interessengegensätze 
sind so vielfältig, dass der dadurch erzielten Steuerharmonisierung nicht auch 
noch durch die Klagemöglichkeit anderer Kantone, des Bundes oder eben der 
Kontrollkommission Vorschub geleistet werden muss. 

5.4 Die Einbettung des Schweizer  
Steuerwettbewerbs in das geltende Recht

Mehrfach wurden im Verlauf dieser Studie kritische Bemerkungen zu jüngeren 
Entwicklungen in der Schweizer Finanzverfassung deutlich. Die jüngste Verla-
gerung von Kompetenzen im Bildungsbereich auf den Bund, die zunehmende 
Einengung der Kantone bei der Festlegung der Steuerbemessungsgrundlage 
durch das Bundesgericht, die Eingrenzung der kantonalen Autonomie zur Fest-
legung der Steuertarife und der stockende Prozess der Aufgabenrückverlage-
rung auf die Kantone im Rahmen der NFA wurden als bedenkliche Schritte zur 
Harmonisierung und Vereinheitlichung der Schweizer Finanzverfassung aufge-
fasst. Viele dieser Massnahmen lassen sich nicht mehr zurücknehmen. Began-
gene Fehler lassen sich nicht leicht beheben. Dies gilt angesichts der jüngeren 
Untersuchungsergebnisse zur Effizienz im Bildungsbereich notabene für die 
Verlagerung von Bildungskompetenzen auf den Bund. 

Bei der Ablehnung der SP-Initiative, des Modells Zehnder und der Skepsis ge-
genüber einer Kontrollkommission Steuerharmonisierungsgesetz darf es daher 
nicht bleiben. Erstens sollte der Bund die ihm übertragenen Kompetenzen im 
Bildungsbereich in einem ausführenden Gesetz konkretisieren und sich selbst 
Beschränkungen auferlegen. Zweitens sollte der Prozess der Aufgabenver-
lagerung auf die Kantonsebene im Rahmen der NFA beschleunigt werden und 
zu möglichst klaren Kompetenzabgrenzungen führen. Drittens sollte die Steuer-
harmonisierung durch Richterrecht durch eine Neufassung des Steuerharmo-
nisierungsgesetzes eingeengt werden, indem die kantonalen Kompetenzen zur 
Festlegung der Steuerbemessungsgrundlagen erweitert und geklärt werden. 
Schliesslich darf die Schweiz im Streit mit der EU um die kantonalen Steuer-
privilegien nicht nachgeben. 

 3 Es stellt sich die Frage, ob eine 
Kontrollkommission tatsächlich 
 notwendig ist. 
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6 Abschliessende Bemerkungen

In dieser Projektstudie werden die Auswirkungen des interkantonalen und in-
terkommunalen Steuerwettbewerbs in der Schweiz zur Einschätzung der Sinn-
haftigkeit der eidgenössischen Volksinitiative «Für faire Steuern. Stopp dem 
Missbrauch beim Steuerwettbewerb (Steuergerechtigkeits-Initiative)» der SP 
Schweiz untersucht. In seinem Mandat formuliert economiesuisse den Wunsch 
nach einer fundierten Einschätzung der Nettonutzen des interkantonalen und 
interkommunalen Steuerwettbewerbs auf Basis bestehender empirischer Un-
tersuchungen. Dabei stehen einige in der öffentlichen Diskussion immer wieder 
aufgegriffene und kolportierte Thesen im Mittelpunkt des Interesses. Dazu ge-
hören etwa die Behauptungen, der Steuerwettbewerb führe zu einem «race to 
the bottom», der Steuerwettbewerb behindere das Wirtschaftswachstum, der 
Steuerwettbewerb nutze nur den Reichen und schade den peripheren Regionen 
oder der Steuerwettbewerb sei wegen der dadurch erhöhten Komplexität des 
Schweizer Steuersystems ungünstig für den internationalen Standortwettbe-
werb.

Diese Fragen werden vor dem Hintergrund der aktuellen Finanzverfassung 
zunächst auf mögliche theoretische Wirkungen des Steuerwettbewerbs hin un-
tersucht. Dabei zeigt sich das Für und Wider fiskalischen Wettbewerbs, wie es 
in der finanzwissenschaftlichen Analyse diskutiert wird. Bedeutsamer als die 
möglichen Auswirkungen des Steuerwettbewerbs sind die durch die vorliegen-
den empirischen Studien tatsächlich bestehenden Wirkungen des Steuerwett-
bewerbs zwischen den Kantonen. 

Hier zeigt sich, dass ein interkantonaler Steuerwettbewerb in erheblichem 
Masse existiert. Die fiskalisch induzierte Mobilität ist sowohl bei natürlichen 
Personen, dort insbesondere bei Personen mit gehobenen Einkommen über 
200 000 Franken und bei gut ausgebildeten jungen Steuerzahlern, als auch 
bei juristischen Personen stark ausgeprägt. Die fiskalisch induzierte Mobilität 
wird begleitet von einer strategischen Festlegung der steuerlichen Instrumente 
durch die Kantone. Dieser intensive Steuerwettbewerb hat weder zu einer ab-
soluten Konvergenz der Durchschnittssteuersätze bei der Einkommensteuer 
noch zu einer zu niedrigen Besteuerung gemessen an einem effizienten Niveau 
öffentlicher Leistungen geführt. Ein «race to the bottom» kann für die Schweiz 
nicht festgestellt werden. Vielmehr trägt der interkantonale Steuerwettbewerb 
über eine Eindämmung der Staatstätigkeit und der kantonalen Verschuldung an 
der effizienten Bereitstellung und Finanzierung öffentlicher Leistungen in der 
Schweiz einen erheblichen Anteil. Die durch den Steuerwettbewerb zwischen 
den Kantonen und Gemeinden verursachten räumlichen und fiskalischen exter-
nen Effekte sind allenfalls gering. Der fiskalische Wettbewerb erhöht vielmehr 
die Effizienz der Leistungserstellung in der Bildungspolitik und steigert die kan-
tonale Arbeitsproduktivität allgemein. Die Vorteile des Schweizer Steuerwett-
bewerbs liegen in diesen Effizienzvorteilen.

Dem stehen keine merklichen Nachteile auf der Verteilungsseite gegenüber. 
Der interkantonale Steuerwettbewerb hat den Schweizer Wohlfahrtsstaat nicht 
zusammenbrechen lassen. Ein erhebliches Ausmass an Einkommensumvertei-
lung wird über progressive Einkommensteuern auf der Kantonsebene erreicht. 
Steuerwettbewerb und fiskalische Dezentralisierung beschränken zwar auch 
die Ausgaben im Sozialbereich. Aber im Hinblick auf die Verteilungswirkungen 
des Steuerwettbewerbs sowie auf die effektiv erreichte Einkommensumvertei-
lung lassen sich allenfalls schwache Effekte feststellen. Dies ist allerdings auch 
angesichts der grossen Bedeutung des Bundes für die Einkommensumvertei-
lung wenig verwunderlich. 

Im Hinblick auf die kantonalen Einkommensdisparitäten ist der ungünstige 
Einfluss des interkantonalen Steuerwettbewerbs nicht gesichert. Die einzige 
vorliegende Studie vermag hinsichtlich der Messung der Intensität des Steuer-
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wettbewerbs nicht zu überzeugen. Zunehmende regionale Einkommensdispa-
ritäten dürften eher auf von der Finanzpolitik kaum beeinflussbare Faktoren 
zurückzuführen sein, zumal sich kein Einfluss des Steuerwettbewerbs auf das 
kantonale Wirtschaftswachstum identifizieren lässt. Manches spricht dafür, 
dass der Steuerwettbewerb politische Innovationen anregt. Dies könnte ein Weg 
zum Abbau der Einkommensnachteile für die peripheren Kantone sein. 

Der interkantonale Steuerwettbewerb dürfte sich günstig auf die Schweizer 
Position im internationalen Standortwettbewerb auswirken. Zwar erhöht die 
Existenz der kantonalen Steuerautonomie die Komplexität der Standortwahl für 
ausländische Investoren. Damit verbunden ist das Problem vertikaler Externa-
litäten mit einer möglichen übermässigen Besteuerung. Der horizontale Steu-
erwettbewerb verbessert die steuerlichen Rahmenbedingungen innerhalb der 
Schweiz aber so sehr, dass diese Nachteile mehr als kompensiert werden. Dies 
legen zumindest die empirischen Ergebnisse zu den vertikalen und horizontalen 
Wirkungen des Steuerwettbewerbs nahe. 

Dominierten solche vertikalen Externalitäten, so wäre ein Mindeststeuersatz, 
wie die SP-Initiative ihn für die Einkommen- und Vermögensteuer vorschlägt, 
das völlig falsche Rezept. Dies ist aber nicht der einzige Grund, warum diese 
Initiative in der ökonomischen Abwägung schlecht abschneidet. Die grossen 
Vorteile des Steuerwettbewerbs, insbesondere die günstigen Effizienzwirkun-
gen, würden zugunsten allenfalls geringfügiger, vermutlich aber ausbleiben-
der Verteilungseffekte aufgegeben. Dies ist ein schlechtes Geschäft, das den 
Schweizer Bürgerinnen und Bürgern nicht zu empfehlen ist. Ähnliches gilt für 
das Modell Zehnder, das noch ungünstigere Auswirkungen haben kann, weil 
der Konnex zwischen Steuerzahler und Konsument öffentlicher Leistungen für 
die drei gebietskörperschaftlichen Ebenen systematisch aufgehoben würde. Die 
Nachfrage nach Einkommensumverteilung auf der Bundesebene würde in völlig 
unakzeptablem Masse zunehmen. Auch der Vorschlag, eine Kontrollkommis-
sion Steuerharmonisierung einzurichten, dürfte auf eine materielle Steuerhar-
monisierung hinauslaufen und muss daher skeptisch beurteilt werden. 

Aufschlussreich ist eine genauere Betrachtung des Vorschlags der SPS für eine 
materielle Steuerharmonisierung. Die vorgeschlagenen Mindestgrenzsteuer-
sätze von 22 Prozent bei der Einkommensteuer auf den Teil des Einkommens 
Alleinstehender, der 250 000 Franken übersteigt, und von fünf Promille bei der 
Vermögensteuer auf den Teil des Vermögens, der zwei Millionen Franken über-
steigt, würden unmittelbar zu Anpassungen des Einkommensteuerrechts in elf 
Kantonen und des Vermögensteuerrechts in 14 Kantonen führen. Berücksichtigt 
man jedoch, dass unter der Beibehaltung von Stufengrenzsatztarifen in den 
Kantonen durch eine Erhöhung des maximalen Grenzsteuersatzes auch An-
passungen im Tarifverlauf und somit zusätzliche Belastungen der unter 250 000 
Franken liegenden Einkommen bzw. der unter zwei Millionen Franken liegenden 
Vermögen resultieren, so zeigt sich, dass die durch die SP-Initiative verursach-
ten Steuererhöhungen deutlich breiter abgestützt sind. Es handelt sich um ein 
eigentliches Steuererhöhungsprogramm, das nicht nur die oberen zwei Prozent 
in der Einkommens- oder Vermögensverteilung trifft. Somit werden nicht nur 
die eher günstigen Wirkungen des Steuerwettbewerbs verhindert, sondern es 
treten auch unmittelbar ungünstige Arbeits- und Sparanreize auf. 

Es steht zu vermuten, dass eine Steuerharmonisierung lediglich die Rolle des 
Finanzausgleichs in der Schweiz verstärken würde. Dafür sprechen auch die in 
der SP-Initiative enthaltenen Übergangsbestimmungen. Der alte Finanzaus-
gleich hat keinen Abbau der Disparitäten vermocht, dafür aber zu  erheblichen 
Ineffizienzen im öffentlichen Sektor und zu einer höheren Staatsverschuldung 
beigetragen. Auch wenn der neue Finanzausgleich zielgenauer und effektiver 
sein dürfte sowie manche Fehlanreize des alten Systems besei tigt, so ist er doch 
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Abschliessende Bemerkungen

nicht effizient. Andere Fehlanreize, etwa für die Verschuldung der Kantone, be-
stehen weiter. Dabei mildert der neue Finanzausgleich vor allem die Wirkungen 
des asymmetrischen Steuerwettbewerbs ab. Dahingehend dürfte der Finanz-
ausgleich aber auch hinreichend sein. Eine weitere Steuerharmonisierung lässt 
sich durch einen asymmetrischen Föderalismus nicht begründen. 

Die Schweiz befindet sich bereits in bedenklicher Weise auf dem Weg zu ei-
ner Harmonisierung von Ausgaben und Einnahmen. Dieser Prozess sollte 
durch geeignete Massnahmen eingedämmt werden. Keinesfalls sollte eine 
 materielle Steuerharmonisierung diesen Prozess in einer entscheidenden   
Weise fortführen dürfen. Eine materielle Steuerharmonisierung wäre schädlich. 
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